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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 3 Minuten 

Vorsitzender Dr. Schambeck: Ich 
e r ö f f n e die 498. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 497. Sitzung des 
Bundesrates vom 3. März 1988 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Bundes­
räte Achatz, Drochter und Gerstl. 

Ich begrüße die im Hause erschienenen 
Herren Bundesminister Dr. Löschnak und 
Staatssekretär Dr. Stummvoll. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Vorsitzender: Eingelangt ist ein Schreiben 
des Bundeskanzlers betreffend die Enthe­
bung von Staatssekretär Dr. Johannes Ditz 
und die Ernennung von Staatssekretär Dkfm. 
Dr. Günter Stummvoll. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführer Ing. Nigl: 

"An den 

Vorsitzenden des Bundesrates 

Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 7. März 1988, Zl. 1005/6/88, über 
meinen Vorschlag gemäß Artikel 78 Abs. 2 in 
Verbindung mit Artikel 74 Abs. 3 des Bundes­
Verfassungsgesetzes den Staatssekretär im 
Bundesministerium für Finanzen Dr. Johan­
nes Ditz vom Amte enthoben hat. 

Gleichzeitig hat der Herr Bundespräsident 
auf meinen Vorschlag gemäß Artikel 70 Abs. 1 
in Verbindung mit Artikel 78 Abs. 2 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes den Abgeordneten 
zum Nationalrat Dkfm. Dr. Günter Stummvoll 
zum Staatssekretär ernannt und ihn zur 
Unterstützung in der Geschäftsführung und 
zur parlamentarischen Vertretung dem Bun­
desminister für Finanzen beigegeben." 

Vorsitzender: Eingelangt ist weiters ein 
Schreiben des Bundeskanzleramtes betref­
fend eine Ministervertretung. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführer Ing. Nigl: 

Das Schreiben hat folgenden Wortlaut: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 3. März 
1988, Zl. 1005-10/12/88, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Land- und Forstwirtschaft 
Dipl.-Ing. Josef Riegler innerhalb des Zeitrau­
mes vom 5. bis 7. März 1988 den Bundesmini­
ster für Umwelt, Jugend und Familie Dr. 
Marilies Flemming und am 12. und 13. März 
1988 sowie am 17.  März 1988 den Bundesmini­
ster für Föderalismus und Verwaltungsreform 
Dr. Heinrich Neisser mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wies müller" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zur Vorberatung 
zugewiesen. 

Die Ausschüsse haben die Vorberatungen 
abgeschlossen und schriftliche Ausschußbe­
richte erstattet. 

Demgemäß habe ich diese Vorlage auf die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung gestellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort 
gewünscht? - Es ist dies nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesordnung 

Vorsitzender: Aufgrund eines mir zugekom­
menen Vorschlages beabsichtige ich, die 
Debatte über die Punkte 1 und 2 der Tages­
ordnung zusammenzufassen. 
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Vorsitzender 

Es sind dies 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
9 .  März 1988 betreffend ein Bundesgesetz 

über Sonderbestimmungen zum Tuberkulo­
segesetz und Impfschadengesetz und 

eine Änderung des Bundesgesetzes über 
öffentliche Schutzimpfungen gegen übertrag­
bare Kinderlähmung. 

Erhebt sich dagegen ein Einwand? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Ich werde daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 9. März 1988 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem Sonderbestimmungen zum 
Tuberkulosegesetz und Impfschadengesetz 
für das Jahr 1988 getroffen werden (3445 der 

Beilagen) 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 9. März 1988 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz über öffentli­
che Schutzimpfungen gegen übertragbare 
Kinderlähmung geändert wird (3444 und 3446 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zu den Punk­
ten 1 und 2, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird. 

Es sind dies: 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
9. März 1988 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem Sonderbestim­
mungen zum Tuberkulosegesetz und Impf­
schadengesetz für das Jahr 1988 getroffen 
werden, und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesge­
setz über öffentliche Schutzimpfungen gegen 
übertragbare Kinderlähmung geändert wird. 

Berichterstatter über die Punkte 1 und 2 ist 
Frau Bundesrat Edith Paischer. Ich ersuche 
sie um die Berichterstattung. 

Berichterstatterin Edith Paischer: Bericht 
des Sozialausschusses über den Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 9. März 1988 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem Sonder­
bestimmungen zum Tuberkulosegesetz und 

Impfschadengesetz für das Jahr 1988 getrof­
fen werden. 

Nach den Bestimmungen des Tuberkulose­
gesetzes beziehungsweise des Impfschaden­
gesetzes werden die betragsmäßig angeführ­
ten regelmäßigen Geldbeihilfen für Tuberku­
losekranke beziehungsweise die Entschädi­
gungsleistungen für 

'
Impf schäden am 1. Jän­

ner eines jeden Jahres mit dem Anpassungs­
faktor gemäß § 108 f· ASVG vervielfacht. Im 
Hinblick darauf, daß durch die 44. Novelle 
zum ASVG, BGBL Nr. 609/1987, für das Jahr 
1988 die Anpassung der Pensionen, Renten 
und einiger weiterer Leistungen erst für den 
1 .  Juli 1988 vorgesehen ist und auch durch das 
Versorgungsrechtsänderungsgesetz 1988, 
BGBL Nr. 6 14/1987, die Anpassung von Ver­
sorgungsleistungen, Einkommensbeträgen 
und Versicherungsbeträgen in der Heeresver­
sorgung erst am 1. Juli 1988 vorgenommen 
wird, sieht der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vor, daß im Jahr 
1988 die Valorisierung der Leistungen im 
Bereich des Tuberkulosegesetzes und des 
Impfschadengesetzes erst am 1. Juli vorge­
nommen wird. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 15.  März 1988 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. März 1988 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem Sonderbestimmungen zum 
Tuberkulosegesetz und Impfschadengesetz 
für das Jahr 1988 getroffen werden, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Ferner erstatte ich den Bericht zum Tages­
ordnungspunkt 2: 

Nach der derzeitigen Rechtslage dürfen 
orale Schutzimpfungen gegen Kinderläh­
mung nur zu bestimmten, von der obersten 
Gesundheitsbehörde festgesetzten Impftermi­
nen vorgenommen werden und dementspre­
chend werden sowohl öffentliche als auch 
nichtöffentliche Schutzimpfungen gegen Kin­
derlähmung nur in der kalten Jahreszeit vor­
genommen. Durch den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates soll nun ermög­
licht werden, daß im Einzelfall eine aus medi­
zinischen Gründen erforderliche Schutzimp­
fung gegen Kinderlähmung auch außerhalb 
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Edith Paischer 

der bisher gehandhabten Termine durchge­
führt werden darf. 

Während nach der derzeitigen Rechtslage 
die zur Vornahme der öffentlichen Schutzimp­
fungen erforderlichen Impfärzte vom Landes­
hauptmann aus dem Kreis der Amtsärzte zu 
bestellen sind, sollen nunmehr alle Amtsärzte 
ohne weitere Bestellung zur Vornahme der 
öffentlichen Schutzimpfungen herangezogen 
werden. 

Ferner sieht der vorliegende Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vor, daß die bei Ver­
waltungsübertretungen derzeit mögliche Pri­
märarreststrafe abgeschafft wird und Verwal­
tungsübertretungen nur mehr mit einer Geld­
'strafe bis zu 3 0  0 0 0  S zu bestrafen sind. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 15. März 1988 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 9. März 1988 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz über öffent­
liche Schutzimpfungen gegen übertragbare 
Kinderlähmung geändert wird, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Dr. Heide Schmidt. Ich erteile es ihr. 

9.13 

Bundesrat Dr. Heide Schmidt (FPÖ, Wien) : 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Herr Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Ich habe mich zu den ersten beiden 
Tagesordnungspunkten zu Wort gemeldet, 
wobei ich aber nur zum Bundesgesetz über 
die Sonderbestimmungen zum Tuberkulose­
gesetz und Impfschadengesetz reden will. Ich 
bin nämlich der Meinung, daß gegen dieses 
Gesetz Einspruch erhoben werden sollte. 

Ich will aber diese Wortmeldung nicht dazu 
benützen, jetzt eine Stellungnahme zur 
44. ASVG-Novelle abzugeben, das heißt zum 
Sozialrechtsänderungsgesetz. Dazu ist es zu 
spät, und es lohnt auch gar nicht mehr. 

Es ist mir aber ein Anliegen, hier klar aus­
zusprechen, daß ich glaube, daß das vorlie­
gende Bundesgesetz ein Armutszeugnis für 
die sogenannte Sparpolitik unserer Bundesre­
gierung ist. Es wird für - in der Relation -
geradezu lächerliche Einnahmen einer 
Gruppe etwas weggenommen, die wir wirk­
lich nicht als eine Sanierungsquelle mißbrau­
chen dürften. 

Wir wissen, daß gerade beim Tuberkulose­
gesetz etwa 80 Prozent der Anspruchsberech­
tigten den einkommensschwachen bezie­
hungsweise einkommensschwächsten Schich­
ten unseres Staates zuzurechnen sind. Diese 
Geldbeihilfe ist eine Fürsorgeleistung, und 
man hat sich daher seinerzeit bei der Festset­
zung der Höhe auch am Ausgleichsrichtsatz 
orientiert. 

Nun hat man beim Sozialrechtsänderungs­
gesetz 1988 wenigstens erkannt, daß die Ver­
schiebung des Valorisierungszeitpunktes vom 
1. Jänner auf den 1. Juli gerade für diese 
Gruppe unzumutbar ist, und man hat daher 
für diese Gruppe eine Sonderbestimmung, 
eine Ausnahmebestimmung geschaffen und 
hat die Valorisierung mit 1. Jänner gleich 
gelassen. 

Das gleiche Argurnen t, nämlich, daß es die 
Schwächsten in unserem Staat trifft, hätte 
man aber auch bei der vom Tuberkulosege­
setz betroffenen Gruppe anwenden müssen. 
Man hätte sich dann ein solches Bundesge­
setz erspart. Hätte man nämlich diese Ver­
gleichbarkeit erkannt beziehungsweise einge­
sehen, dann wäre, wenn man sich dieses 
Gesetz erspart hätte, eben die Valorisierung, 
so wie vorgesehen, mit 1. Jänner eingetreten 
und nicht erst ein halbes Jahr später, 
wodurch gerade diese Gruppe eine Summe 
verliert, die für uns lächerlich ist, aber für die 
Betroffenen eine besondere Härte darstellt. 
Man hat also nicht davor zurückgescheut, 
eine Konsequenz in einem beteuerten Spar­
willen auf dem Rücken der Schwächsten aus­
zutragen, wie es meiner Meinung nach ein­
fach unfair ist. 

Ich halte es für geradezu zynisch, wenn es 
im Vorblatt zur Regierungsvorlage heißt, es 
gäbe keine Alternative zu diesem Gesetz. 
Natürlich gibt es eine Alternative dazu. Die 
Alternative wäre gewesen, daß man halt 
nichts wegnimmt und daher kein Bundesge­
setz macht. Das umso mehr, als die Entla­
stung des Bundeshaushalts in keiner Relation 
zur Belastung der Betroffenen steht. Hätte 
man das erkannt, dann hätte man die Valori­
sierung beim 1. Jänner belassen müssen und 
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Dr. Heide Schmidt 

die Sondersituation, die man bei der einen 
Gruppe festgestellt hat, meiner Mein.ung nach 
auch - was nur recht und billig gewesen 
wäre - für die andere Gruppe gelten lassen 
müssen. 

Ich will es kurz machen: Ich bin wirklich 
der Meinung, daß dieses Bundesgesetz aus 
den angeführten Gründen nicht hätte 
beschlossen werden dürfen. - Danke. 9.16 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Dr. Wabl. Ich erteile 
es ihm. 

9.16 

Bundesrat Dr. Wabl (SPÖ, Steiermark): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes gibt sicherlich Anlaß, einige Gedanken 
anzubringen. Ich möchte vor allem an die 
Überlegungen meiner Vorrednerin anschlie­
ßen und ihr persönlich auch zugestehen, daß 
ihre Argumentation einiges für sich hat und 
daß die Überlegung, daß man bei den sozial 
Schwächeren nicht einsparen sollte, auch uns 
Sozialisten keineswegs fremd ist, wie sie 
annehmen kann. 

Auf der anderen Seite möchte ich ihr entge­
genhalten, daß die Valorisierung der Pensio­
nen auch erst eine Errungenschaft des letzten 
Jahrzehnts war. Ich habe jetzt nicht das 
genaue Datum im Kopf. Es hat diese Valori­
sierung früher auch nicht gegeben. 

Zumal man schon davon spricht, daß man 
das Budget saniert, so hat man sich wahr­
scheinlich gedacht, daß man synchron mit 
den Pensionen da auch eine Korrektur vor­
nimmt, das heißt, daß die Valorisierung 
anstatt mit 1. Jänner erst mit 1. Juli 1988 statt­
finden soll. (Bundesrat Dr. Heide S c  h m i d t: 
Die Ausgleichszulagen sind mit 1. Jänner!) 
Das stimmt! Die Ausgleichszulagenbezieher 
haben mit 1. Jänner eine Erhöhung erhalten. 

Aber ich gebe gerne zu, auch ich hege für 
diese Vorlage keine ungeteilte Begeisterung, 
und Ihre Argumente haben sicherlich viel für 
sich, manches spricht auch für sich. Mich 
würde aber noch interessieren, wieviel die 
Ersparnis für das Budget ausmacht. (Bundes­
rat Dr. Heide S c  h m i d t: . . .  in keiner Rela­
tion!) Ich kann mir nicht vorstellen, daß es 
sich um einen nennenswerten Betrag handelt, 
aber trotzdem wird man sagen müssen: Wenn 
es darum geht, Opfer zu bringen und Einspa­
rungen vorzunehmen, dann müssen halt alle 
Gruppen darankommen, wobei die Ausnahme 

der Ausgleichszulagenbezieher sicherlich 
gerechtfertigt war. 

Ich möchte es aber nicht ganz so kurz 
machen. Ich will auch ein paar Gedanken in 
die Diskussion über diese bei den Gesetzesbe­
schlüsse einbringen, wo es darum geht, auf 
der einen Seite bei der Kinderlähmung ver­
besserte Möglichkeiten zu schaffen und auf 
der anderen Seite durch Impfungen vorzubeu­
gen. Dazu zwei Gedanken. 

Ich bin an sich sehr froh darüber, daß, und 
zwar unter der Ministerschaft Löschnak, die 
Vorbeuge maßnahmen, wie die letzten Aktio­
nen gezeigt haben, verstärkt worden sind. Wir 
in Österreich - aber nicht nur wir in Öster­
reich, auch in der Bundesrepublik Deutsch­
land gibt es derzeit eine ähnliche Diskussion 
- leiden darunter, daß wir sehr viel Geld für 
die Reparaturmedizin ausgeben, das heißt für 
Medikamente und für die Behandlung bei 
Auftreten einer Krankheit. Es werden zwar 
die Symptome behandelt, aber man stellt viel 
zu wenig Überlegungen an - zumindest bis­
her war es so -, daß sehr viele Faktoren für 
das Entstehen von Krankheiten verantwort­
lich sind. Ich meine damit die Umweltbela­
stungen am Arbeitsplatz, die oft viel zu wenig 
diskutiert werden. Ich möchte hier nur ein 
Beispiel zitieren. 

Wir haben in Fürstenfeld eine Fabrik, die 
mit Trichlor und Perchlor Kompressoren her­
stellt, wobei bekannt ist, daß der längere 
Gebrauch dieses Mittels zu Leber- und ande­
ren Schädigungen führt. 

Wir haben schon bei Errichtung massiv dar­
auf hingewiesen, daß es notwendig sein wird, 
da entsprechenden Schutz vorzusehen. Leider 
Gottes hört man dann in Zeiten wie diesen 
immer wieder das Argument: Jede Investi­
tion, jedes Aufzeigen dieser Situation in der 
Öffentlichkeit bewirkt, daß Arbeitsplätze 
gefährdet werden. Aus diesem Grunde, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, sind uns 
sehr oft die Hände gebunden. 

Es stellt sich dabei die Frage, wieweit bei 
vorbeugenden Maßnahmen ein echtes 
Umdenken notwendig ist. Ich habe gerade im 
letzten "profil" - ich habe es mitgenommen 
- einen hochinteressanten Artikel gelesen 
über ein Tageszentrum für körperliche und 
seelische Rehabilitation in Egge nburg , wo 
davon ausgegangen wird, daß sehr viele 
Krankheiten seelische Ursachen haben, ein 
Umstand, der viel zuwenig berücksichtigt 
wird. Wenn man heute die Ordinationen der 
praktischen und auch anderer Ärzte 
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anschaut, so stellt man fest, daß für den ein­
zelnen Patienten kaum Zeit bleibt, um mit 
ihm zu sprechen, . daß meistens der Besuch 
damit erledigt wird, daß man dem Patienten 
oft körbeweise Medikamente, die viel Geld 
kosten, mitgibt, aber das Übel nicht an der 
Wurzel packt. Ich begrüße daher die Aktionen 
und die Aktivitäten, die in der letzten Zeit 
gesetzt worden sind. 

Ich möchte noch darauf verweisen, daß in 
der Steiermark gerade erst vor kurzem eine 
Aktion gestartet wurde - "Aktion gesundes 
Dorf" -, wo Mediziner, die auf ihrer Anstel­
lung im Krankenhaus warten, in ausgesuchte 
Dörfer gegangen sind und dort mit den Men­
schen umfassende Erhebungen durchgeführt 
haben, mit ihnen über ihre Lebensgewohnhei­
ten, über ihre Trinkgewohnheiten gesprochen 
haben und mit ihnen Konzepte entwickelt 
haben, wie man gesÜDder leben kann. Sie 
haben auch mit den Gastwirten gesprochen, 
daß man gesündere Menüs, gesündere Spei­
sen vorschlägt - gerade wir Österreicher 
leben sehr ungesund, wir essen zuviel auf ein­
mal und meistens auch zu fett -, damit man 
hier wirklich schon in der Vorphase beginnt, 

'die Menschen auf diese Vorsichtsmaßnahmen 
oder Vorbeugemaßnahmen einzustellen. Dazu 
gehört auch die Impfung als ein Bereich, aber 
auch das gesündere Leben, das entspre­
chende Gesundheitsbewußtsein. 

Ein zweiter Faktor, der mir auch noch am 
Herzen liegt, das ist die Frage, wieweit unsere 
Sozialversicherungen, die sicherlich einen 
höhen Standard haben, den Anforderungen 
der heutigen Zeit noch gerecht werden. Ich 
persönlich stelle bei manchen Sozialversiche­
rungsanstalten fest, daß die Bürokratie oft 
wichtiger geworden ist als die Leistung am 
kranken Menschen, als die vorbeugende Maß­
nahme, daß oft Unsummen von Geldern aus­
gegeben werden, um Kontrollen und noch­
mals Kontrollen, Revisionen und nochmals 
Revisionen zu bezahlen. Aus dem Budget 
ersieht man die Relation zwischen Aufwand 
für Bürokratie und für Personal, das nicht am 
Nächsten arbeitet. Das heißt: Für die Haus­
krankenschwester ist oft weniger Geld vor­
handen als für den, der in der Buchhaltung 
oder in der Kontrolle sitzt und dort tausend­
mal überprüft, ob eine Rechnung stimmt. 

Wer erlebt, wie schwangere Frauen zur 
Krankenkassa gehen müssen, mit vielen Zet­
teln, die müssen computergerecht ausgefüllt 
werden, und dann wieder zum Arzt zurück 
und dann zum Dienstgeber, und sieht, wieviel 
Zeit und Mühe das oft kostet, der wird fest-

stellen, daß hier ein Umdenken am Platz 
wäre. 

In der BVA zum Beispiel, der ich angehöre, 
gibt es eine andere Situation. Sie ist in der 
Beziehung schon einen Schritt weiter und 
hat, wenn man den Personal aufwand und den 
bürokratischen Aufwand betrachtet, doch 
eine gewisse Pionierarbeit geleistet, die Vor­
bild auch für andere sein könnte. 

Damit bin ich schon am Ende meiner Aus­
führungen: Wir stimmen diesen beiden Geset­
zesbeschlüssen zu, meinen aber, daß diese 
Diskussion Anlaß sein sollte, um auf dem 
Gebiet der Vorbeugung, auf dem Gebiet des 
Gesundheitsbewußtseins weitere wichtige 
Schritte zu setzen. (Beifall bei der SPÖ und 
bei Bundesräten der ÖVP.) 9.24 

Vorsitzender: Weiters zum Wort gemeldet 
hat sich Frau Bundesrat Rosa GfÖller. Ich 
erteile es ihr. 

9.24 

Bundesrat Rosa Gföller (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Meine 'sehr geehrten Herren 
Minister! Hoher Bundesrat! Die vorliegenden 
Novellierungen des Bundesgesetzes über 
öffentliche Schutzimpfung gegen übertrag­
bare Kinderlähmung und des Bundesgeset­
zes, mit dem Sonderbestimmungen zum 
Tuberkulosegesetz und Impfschadengesetz 
getroffen werden, beinhalten bei oberflächli­
cher Durchsicht keine tiefgreifenden Ände­
rungen der bestehenden Gesetzeslage. Und 
doch, meine Damen und Herren, sind beide 
zur Debatte stehenden Gesetze von weitrei­
chender Bedeutung für die Volksgesundheit. 

Hoher Bundesrat! Die Sonderbestimmun­
gen zum Tuberkulosegesetz und Impfscha­
dengesetz sehen die Anpassung von regelmä­
ßigen Geldbeihilfen für Tuberkulose-Kranke 
und Entschädigungsleistung für Impfschäden 
für das Jahr 1988 an das Sozialrechtsände­
rungsgesetz 1988, das die Anpassung der Pen­
sionen auf 1. Juli 1988 statt 1 .  Jänner 1988 ver­
schoben hat, vor. 

Nach § 41 Abs. 1 hat der Tuberkulose­
Kranke Anspruch auf Wirtschaftshilfe, wenn 
alle Einkünfte des Erkrankten oder des 
Unterhaltsleistenden zur Deckung nicht aus­
reichen. Diese Wirtschaftshilfe umfaßt regel­
mäßige Geldbeihilfen zur Deckung der Son­
derausgaben, die dem Erkrankten und seiner 
Familie zustehen. Kinder des Erkrankten, 
soweit sie in seinem Haushalt leben oder von 
ihm überwiegend erhalten werden, haben 
Anspruch auf Ersatz der Kosten für die 
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Schule und Berufsausbildung. Der Erkrankte 
soll nicht durch Existenzgefährdung und 
Infragestellung der Lebenserhaltungskosten 
für sich und seine Familie in seinem Gesun­
dungsprozeß beeinträchtigt oder belastet wer­
den. Die Tuberkulosehilfe soll auch bei deso­
laten gesundheitlichen Wohnungsverhältnis­
sen Anwendung finden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Obwohl das Tuberkulosegesetz schon vor 
20 Jahren in Kraft trat, ist es bis heute nicht 
gelungen, diese Krankheit zu beseitigen. 
Immer wieder flammen alte Tuberkulosefälle 
auf und werden akut, oder diese Krankheit 
wird aus anderen Gebieten eingeschleppt. 
Fremdarbeiter aus Notstandsgebieten und 
Studenten aus fernen Ländern bringen diese 
Krankheiten in unser Land. 

Risikogemeinschaften sind meistens dort, 
wo Menschen hautnah zusammenleben, zum 
Beispiel Militär, Polizei sowie Gefangenen­
häuser oder Obdachlosenasyle. Auch Bauar­
beiter sind gefährdet. Epidemische Nester 
flackern immer wieder auf. 

Hoher Bundesrat! Vorsorgeuntersuchungen 
werden in Kindergärten, Schulen und perio­
disch bei den Risikogemeinschaften durchge­
führt, ständige Kontrolle sollen Ärzte, Kran­
kenpflegepersonal und Personen, die ständig 
mit Lebensmitteln zu tun haben, vor dieser 
Krankheit schützen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Tirol ist jede Bezirkshauptmannschaft mit 
einem Lungenfacharzt besetzt und als Unter­
suchungs- und Beratungsstelle für Lungener­
krankungen und Tuberkulose eingerichtet. 
Röntgenuntersuchungen bei Erwachsenen 
und TBC-Tests bei Kindern werden zur Auf­
deckung allfälliger Infektionen angewendet. 

1987 wurden in ganz Tirol 29 746 Untersu­
chungen durchgeführt und davon 20 0 Neuer­
krankungen aufgedeckt. In Innsbruck-Stadt 
wurden von 126 742 Einwohnern 19519 Perso­
nen untersucht. Dabei wurden 35 ansteckende 
TBC-Fälle und 36 nichtansteckende Krank­
heiten entdeckt. Hier wie auch landesweit 
20 Prozent Neuzuwachs, das bedeutet, daß 
auch die Landbevölkerung von dieser Krank­
heit gleich betroffen wird. 

Interessant ist auch, daß sich die Anfällig­
keit für Tuberkulose von Kindern und 
Jugendlichen zu Personen mittleren Alters -
zirka 30 Jahre - verschoben hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Schwerpunkt der Bekämpfung der Tuberku­
lose sind Bestrebungen im Auffinden noch 
nicht bekannter Tuberkulosefälle und Infek­
tionsquellen. So werden in Innsbruck viermal 
jährlich die Häftlinge im landesgerichtlichen 
Gefangenenhaus untersucht, es werden die 
Obdachlosen untersucht sowie gefährdete 
Personengruppen beziehungsweise Berufs­
gruppen. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt ist die 
Untersuchung der Gastarbeiter und der Frem­
den, die auch in großer Zahl unter den Stu­
denten an der Universität Innsbruck anzutref­
fen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Trotz dieser großen Bemühungen gelingt es 
nicht, dieser Krankheit Herr zu werden. In 
Tirol beziehen heute noch 44 Personen Tuber­
kulosebeihilfe, über deren Höhe der Landes­
hauptmann nach eingehenden Erhebungen 
entscheidet. Die Kosten werden vom Bund 
getragen. 

Meine Damen und Herren! Wenn auch die 
Valorisierung der Leistungen nach dem 
Tuberkulosegesetz sowie nach dem Impfscha­
dengesetz erst mit 1. Juli 1988 erfolgt, ist den­
noch keine finanzielle Entlastung des Bundes 
zu erwarten. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte die 
Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, allen 
jenen Kolleginnen und Kollegen, die im 
Gesundheitswesen des öffentlichen Dienstes 
ihre Pflicht erfüllen, für deren Einsatz zum 
Wohle der Bevölkerung unseres Landes zu 
danken, zumal sie auch selbst ein großes 
Risiko zu tragen haben. 

Hohes Haus! Es bedeutet, wie meine Vor­
redner schon angedeutet haben, eine emp­
findliche Härte für die Empfänger der Tuber­
kulosenbeihilfe , die den unteren sozialen 
Schichten angehören, daß die Anpassung erst 
mit 1. Juli 1988 erfolgt, liegt doch die Tuberku­
losenhilfe, ohne Anrechnung des Ersatzes für 
Sonderausgaben, nur 50 Prozent über dem 
Richtsatz des ASVG. Jeden Bezugsberechtig­
ten kostet die verzögerte Anpassung 1 600 S. 
Die Gesamteinsparung, meine Damen und 
Herren, dürfte sich kaum auf das Bundesbud­
get auswirken, denn dort geht es ja, wie wir 
alle wissen, um Milliarden. Statt der Anpas­
sung an das ASVG hätte meiner Ansicht nach 
eine Ausnahme für das Jahr 1988 für die 
Bezieher von Tuberkulosehilfe erfolgen müs­
sen. 

Hoher Bundesrat! Die zweite vorliegende 
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Novelle betrifft die Änderung des Kinderläh­
mungsschutzgesetzes aus dem Jahre 1960. 
Dieses Gesetz bestimmt, daß orale Schutzimp­
fungen gegen Kinderlähmung ausschließlich 
nur zu bestimmten Terminen vorgenommen 

. werden dürfen. Diese von der obersten 
Gesundheitsbehörde festgesetzten Termine 
fallen in die kalte Jahreszeit, zwischen 
November und März. Dieser werbewirksam 
angekündigte öffentliche Impf termin hatte 
den Vorteil, daß eine. hohe Impfbeteiligung 
erzielt wurde. Mit diesem Gesetz wird die 
Möglichkeit eingeräumt, auch außerhalb der 
öffentlichen Termine Schutzimpfungen gegen 
Kinderlähmung, wenn dies aus medizinischen 
Gründen erforderlich ist, durchzuführen. In 
jedem einzelnen Fall dürfen zur Immunisie­
rung gegen die Kinderlähmung nur Impf­
stoffe aus lebenden, abgeschwächten Erre­
gern verwendet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn auch keine medizinischen Bedenken 
bestehen, ganzjährig orale Poliomyelitis­

. Schutzimpfungen durchzuführen, wird doch 
empfohlen, bei den periodischen Impfaktio­
nen zu bleiben. Der Impfschutz umfaßt einen 
weit größeren Kreis, wenn viele Menschen 
innerhalb eines kurzen Zeitraumes geimpft 
werden. Während einer großangelegten Impf­
aktion wird ein Antikörper gegen das Virus 

. gebildet, sodaß auch für die nicht geimpften 
Personen ein gewisser Schutz eintritt. Die 
zeitliche Begrenzung der Impfaktion ist auch 
deshalb ratsam, weil Viren bei ganzjährig 
durchgeführten Impfungen ihre Eigenschaf­
ten verändern können, sodaß dadurch wieder 
eine Gefahr für' die Gesundheit entstehen 
kann. 

Hoher Bundesrat! Ich darf in Erinnerung 
rufen, daß noch in den fünfziger Jahren Epi­
demien in Europa und auch in Österreich die 
Bevölkerung heimgesucht haben. Damals gab 
es noch kein Mittel gegen diese furchtbare 
Krankheit, man konnte nur die Symptome 

. behandeln. Die verheerenden Folgen dieser 
heimtückischen Krankheit sind heute noch 
bei den 50jährigen, die damals erkrankt sind, 
erkennbar. 

Erst Professor Sabin entdeckte den Erreger 
der Krankheit und den Impfstoft Professor 
Albert Sabin, der 1906 in Polen geboren 
wurde, entwickelte die nach ihm benannte 
Schluckimpfung gegen KinderlähniUng, der 
sich seit den fünfziger Jahren Millionen von 
Kindern in aller Welt unterzogen haben. Bei· 
der Sabin-Impfung werden dem Körper 
abgeschwächte, aber noch vermehrungsfä­
hige Poliomyelitisviren zugeführt, die sein 

Abwehrsystem anregen und vor einer Infek­
tion mit aktiven Viren schützen. 

Parallel zu Dr. Sabin hatte der US-Biologe 
J onas Salk eine Impfung entwickelt, bei der 
abgetötete Polioviren injiziert werden. Die auf 
der Arbeit der beiden Wissenschaftler beru­
henden weltweiten Massenimpfungen hatten 
zur Folge, daß die Kinderlähmung weitge­
hend ausgerottet wurde. Die von Sabin ent­
wickelte Methode verleiht jedoch den länge­
ren Schutz und hat den von den kleinen Impf­
lingen besonders geschätzten Vorteil, daß sie 
nicht mit einer Nadel gestochen werden, son­
dern daß ihnen die Prozedur sogar versüßt 
wird; der Sabin-Impfstoff wird meist auf 
einem Stück Zucker verabreicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
Tirol ist die Beteiligung an den Impfaktionen 
hundertprozentig. Von den Gesundheitsäm­
tern werden zur Impfung anstehende Perso­
nen nach Geburtsjahrgängen schriftlich ein­
geladen. Die Mutterberatungsbusse kommen 
in die entlegensten Orte und führen orale 
Impfungen durch. Es bedarf in Tirol nicht der 
Fernsehwarnungen und Werbeplakate, denn 
diese allein können den persönlichen Kontakt 
nicht ersetzen. 

1987 wurden in Tirol 26 700 orale Poliomye­
litisimpfungen - allein in Innsbruck 13 400 -
durchgeführt. Das kleine Tirol nimmt nach 
der Steiermark und Niederösterreich die 
dritte Stelle mit der Anzahl der durchgeführ­
ten Oralimpfungen ein. In den letzten Jahren 
ist kein Fall von Kinderlähmung in Öster­
reich aufgetreten. 

Hoher Bundesrat! Nicht ganz einsichtig ist, 
daß nach Erreichung der Volljährigkeit mit 
vollendetem 19. Lebensjahr der Volljährige 
die Impfkosten nicht selbst tragen kann. Das 
Gesetz hat jedoch wohl die Angleichung an 
das Sachwaltergesetz vom Jahre 1983 und an 
die Bestimmungen über die Geschäftsfähig­
keit und Ehemündigkeit aus dem Jahre 1973 
vorgenOmmen. Wenn dem 19j ährigen schon 
alle Rechte eines volljährigen Staatsbürgers 
zugemessen werden, so könnte er auch diese 
Pflichten übernehmen. 

Meine Damen und Herren! Was dem sozial 
schwachen Tuberkuloseunterstützungsemp­
fänger zugemutet wird, müßte auch dem 
Impfling recht sein. Auch die 19jährigen wer­
den Verantwortung für ihre Gesundheit zu 
übernehmen haben. 

Hoher Bundesrat! In Österreich ist es 
gelungen, durch zielführende Maßnahmen 

1681 
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der Gesundheitspolitik die Tuberkulose auf 
ein Minimum zurückzudrängen und der Kin­
derlähmung dank der wirksamen. Schluck­
impfung Herr zu werden. Es besteht jedoch 
kein Grund dafür, mit dem Erreichten zufrie­
den zu sein, denn Gesundheitspolitik bedeutet 
die permanente Suche nach neuen Wegen im 
Kampf gegen Krankheit. Die große Heraus­
forderung durch AIDS wird alle Kräfte mobi­
lisieren müssen. Durch die lange Inkubations­
zeit, die zwischen wenigen Wochen und meh­
reren Jahren liegt, ist die Gefahr von Infektio­
nen sehr groß. 

Meine Damen und Herren! Im Jahr 1983 
wurden sieben Fälle gemeldet, und derzeit 
gibt es schon 200 AIDS-Khnke in Österreich. 
Niemand kann heute verläßlich sagen, wieviel 
infizierte Personen an AIDS erkrankt sind 
oder erkranken werden. Die Heilungschancen 
sind sehr gering. Die Zeit drängt. Alle Antren­
gungen der Ärzte und der Pharmaindustrie 
sind vonnöten, um Mittel gegen AIDS zu fin­
den. Derzeit können nur Informationen, Inse­
rate, Werbespots, Plakate, Broschüren, Aktivi­
täten in Schulen und beim Bundesheer die 
Bemühungen der Ärzte unterstützen. 

Eine verantwortungsvolle Gesundheitsvor­
sorge muß in das Bewußtsein jedes Bürgers 
dringen. Schon in den Schulen soll bei jeder 
Gelegenheit auf die Schädlichkeit der Drogen, 
des Nikotins und des Alkohols - unter Auf­
zeigung der katastrophalen Folgen - hinge­
wiesen werden. 

Die psychische und physische Hygiene 
spielt für die Gesunderhaltung des Körpers 
eine ausschlaggebende Rolle. Vorbeugung 
könnte den Menschen viel Leid ersparen, Vor­
beugung könnte aber auch hohe Kosten sen-
ken. 

. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Jeder Bürger trägt Verantwortung für seine 
Gesundheit. Das muß· in das Bewußtsein der 
Bevölkerung eindringen. Ein Umdenken ist 
notwendig: Nicht der Staat allein ist für 
Gesundheitsfragen zuständig, sondern die 
Jugend muß erkennen, daß Drogen und Miß­
brauch von Alkohol und Nikotin die Gesund­
heit untergraben und zu qualvollem Siechtum 
führen können. 

Meine Damen und Herren! Meiner Partei 
waren Gesundheitsvorsorge und Gesundheits­
politik immer ein großes Anliegen. Unter die­
sem Blickpunkt ist jedes Gesetz, das zur 
Erhaltung der Gesundheit dient, im Interesse 
der Bevölkerung zu begrüßen und zu unter­
stützen. (Beifall bei der ÖVP.) 9.41 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich weiters 
gemeldet Frau Bundesrat Anna Elisabeth 
Haselbach. Ich erteile es ihr. 

9.41 

Bundesrat Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 
Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Ich habe mich zum Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über öffentliche Schutzimp­
fungen gegen übertragbare Kinderlähmung 
geändert wird, zu Wort gemeldet, nicht zuletzt 
deshalb, weil die Angst vor dieser heimtücki­
schen Krankheit ein fixer Bestandteil meiner 
Kindheitserinnerungen ist. 

Die Kinderlähmung war Sommer für Som­
mer eine unheimliche Bedrohung, gegen die 
es keinerlei Schutz gab. Ich erinnere mich 
noch sehr gut an Kinder, die nicht mit uns 
herumtollen konnten, weil sie nach einer Kin­
derlähmung verkrüppelt waren. 

Die schrecklichste Kinderlähmungs-Epide­
mie traf Österreich 1947 mit 3 508 Erkrankun­
gen und 315 Todesfällen. Es hat aber noch 
weitere traurige Höhepunkte gegeben: 1948 
mit 1 064 Erkrankungen und 77 Toten und 
1955 mit 1 018 Erkrankungen und 102 Todes­
opfern. 

Mit der Einführung der öffentlichen Schutz­
impfung im November 1961 stellte sich der 
Erfolg des Kampfes gegen die Krankheit 
sofort ein, denn seit 1962 gab es zwar noch 
vereinzelt Fälle von Erkrankungen, aber kei­
nen einzigen Todesfall mehr. 

Wir sollen hier nicht vergessen, auf das 
besondere Verdienst des damaligen Bundes­
ministers Anton Proksch hinzuweisen, denn 
trotz der damals noch nicht völlig einhelligen 
Auffassung über die Vorteile der Schluckimp­
fung konnte diese auf freiwilliger Basis in 
Österreich durchgeführt werden. 

Wir wissen, daß die Krankheit keineswegs 
ausgerottet ist und bei ungeschützten Perso­
nen auftreten kann. Vor allem besteht die 
Gefahr einer Einschleppung aus dem Aus­
land. Laut Weltgesundheitsorganisation wur­
den 1985 29 890 Erkrankungen gemeldet, 
davon 264 aus europäischen Ländern. Zum 
Beispiel gab es 88 Fälle in der Türkei, in der 
UdSSR 138, in Rumänien elf und in Frank­
reich sechs. Ich habe bewußt nur die Länder 
herausgesucht, die auch zu Reisezielen der 
Österreicher zählen. 

In den tropischen Ländern ist die Gefahr 
noch wesentlich höher, und daher ist die Mög-
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lichkeit, die der vorliegende Gesetzesbeschluß 
bietet, nämlich die Schluckimpfung auch 
außerhalb des Rahmentermins durchzufüh­
ren, sehr zu begrüßen. 

Im Juni 1986 hat Universitätsprofessor Dr. 
Flamm dem Obersten Sanitätsrat mitgeteilt, 
daß gegen die ganzjährig mögliche Verabrei­
chung der Schluckimpfung keine medizini­
schen Kontraindikationen bestehen. Damit 
war die Möglichkeit, diese Gesetzesänderung 
in der uns vorliegenden Form durchzuführen, 
geg�ben. 

Bis jetzt muß ein Impfwilliger, wenn er 
außerhalb der öffentlichen Impf termine , zum 
Beispiel vor einer Reise, einen Impfschutz 
erhalten will, auf die sogenannte Salk-Imp­
fung zurückgreifen; Frau Kollegin Gföller hat 
das geschildert. Es ist dies eine Injektion, die 
bei weitem nicht so angenehm ist wie die 
Schluckimpfung, außerdem ist sie auch teurer 
als die Schluckimpfung. 

Im Jahre 1987 wurden in Wien von der 
Impfstelle für Ausreisende immerhin 
1649 Salk-Impfungen durchgeführt. Insge­
samt wurden in Wien seit 1961 zirka 5,4 Mil­
lionen Impfdosen in Form der Schluckimp­
fung verabreicht. Die Impfbeteiligung ist 
schwankend, seit der Aktion im Jahre 1983 
jedoch jährlich deutlich sinkend. 

Warum müssen wir jetzt eine Abnahme der 
Impfwilligkeit feststellen? - Dazu trägt 
sicherlich auch der Umstand bei, daß für die 
Menschen die Bedrohung durch die Krank­
heit nicht mehr so leicht ersichtlich ist. 

Der Name "Kinderlähmung" trügt. Natür­
lich ist für Kinder die Gefahr am größten, 
aber auch Erwachsene sind sehr gefährdet. 
Ich möchte nur daran erinnern, daß der älte­
ste Wiener zur Zeit seiner Erkrankung daran 
78 Jahre alt war. 

Nach der Werbekampagne im Jahre 1983, 
bei der im besonderen Maße auf die Gefahren 
der Krankheit hingewiesen wurde, konnte ein 
Ansteigen der Zahl der TeHnehmer an der 
Impfaktion festgestellt werden. Aber kaum 
war die Angst abgeklungen, ist auch die 
Bereitschaft zur Gesundheitsvorsorge wieder 
zurückgegangen. 

Wir appellieren daher an alle zuständigen 
Stellen, alles zu unternehmen, das 'Gesund­
heitsbewußtsein der Bevölkerung zu heben. 
Das vorliegende Gesetz ist sicherlich auch ein 
Beitrag dazu, allen die notwendige Gesund­
heitsvorsorge leicht zu machen. 

Daß es entgegen der Regierungsvorlage 
nicht zur Herabsetzung der Kostenüber­
nahme für den Impfstoff durch den Bund auf 
das 19. Lebensjahr kommt, sondern die 
Altersgrenze 21 .  Lebensjahr beibehalten wird, 
ist aus gesundheitspolitischen Überlegungen 
erfreulich. Sparen ist gut, meine Damen und 
Herren, aber Geld sinnvoll eingesetzt, näm­
lich zur besseren Gesundheitsvorsorge, ist 
einfach besser. 

Jede vermiedene Krankheit bedeutet für 
den einzelnen Lebensqualität und für die All­
gemeinheit die Vermeidung hoher Kosten. 
Bei der Kinderlähmung sieht die Rechnung 
folgendermaßen aus: 

Der durchschnittliche Krankenhausaufent­
halt betrug 1 14 Tage. Wenn man die reinen 
Spitalskosten nach heutigem Wert pro Tag 
mjt 2 000 S annimmt - und das ist nicht zu 
hoch gegriffen -, so ergäbe das 228 000 S pro 
Fall. Bei 30 Prozent der Erkrankten blieben 
schwere Dauerschäden zurück, und sie 
bedurften orthopädischer Behelfe und einer 
langwierigen Nachbehandlung. Die Kosten 
dafür können auf heutige Verhältnisse umge­
legt allerdings schwer abgeschätzt werden, 
daher möchte ich beim Vergleich der reinen 
Spitalskosten bleiben. Für 228 000 S pro 
Erkrankungsfall können zirka 30 500 Portio­
nen Impfstoff gekauft werden. Diese Gegen­
überstellung, meine Damen und Herren, 
glaube ich, spricht für sich. 

Solange Viruserkrankungen - wie die Kin­
derlähmung eine ist - nur durch Schutzimp­
fungen in den Griff zu bekommen sind, müs­
sen diese Impfungen für alle leicht und unter 
guter medizinischer Betreuung erhältlich 
sein. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß bietet 
dafür die beste Gewähr, und daher wird 
meine Fraktion dem Antrag, keinen Ein­
spruch zu erheben, gerne zustimmen. (Beifall 
bei der S pö.) 9.49 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht 
gegeben. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
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Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem Sonder­
bestimmungen zum Tuberkulosegesetz und 
Impfschadengesetz für das Jahr 1988 getrof­
fen werden. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben, um ein Hand­
zeichen. - Das ist S t i m  m e n m e h r  h e i t. 
Der Antrag keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n o  m m e n. 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über öffentliche Schutzimpfun­
gen gegen übertragbare Kinderlähmung 
geändert wird. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben, um ein Hand­
zeichen. - Das ist S t i m  m e n e i n  h e l l  i g -
k e i t. Der Antrag keinen Einspruch zu erhe­
ben, ist somit a n g e n o m m e n. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. März 1988 betreffend ein Bundesge­
setz über die Rechtsstellung von Tieren (3447 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
über die Rechtsstellung von Tieren. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Theo­
dora Konecny. Ich ersuche sie um den. 
Bericht. 

Berichterstatterin Theodora Konecny: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Minister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nach den Bestimmungen des ABGB wird 
alles, was von der Person (des Menschen) 
unterschieden ist und zum Gebrauche der 
Menschen dient, als Sache definiert. Es ist 
somit ein verständliches Anliegen, auch im 
ABGB den Unterschied zwischen Tieren und 
anderen Sachen herauszuarbeiten. Die vorlie­
genden Bestimmungen des Gesetzesbeschlus­
ses sollen deutlich machen, daß Tiere nicht 
allgemein den Regelungen unterliegen wie 
leblose Gegenstände, daß also zum Beispiel 

das Eigentumsrecht nicht nach Willkür ausge­
übt werden darf (wie dies § 354 ABGB grund­
sätzlich vorsieht), sondern daß die Tiere unter 
dem besonderen Schutz der Gesetze stehen 
und dementsprechend im Interesse des Tieres 
erlassene Schutzvorschriften zu beachten 
sind. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 15. März 
1988 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 10. März 1988 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Rechtsstellung von Tieren 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Linzer. Ich erteile es ihm. 

9.53 

Bundesrat Dr. Linzer (ÖVP, Burgenland): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! 
Eine humane Gesellschaft, eine humane Rea­
lität fordert auch einen sensiblen Umgang mit 
dem Tier als Lebewesen. Die Tierschützer 
Österreichs - man schätzt ihre Zahl auf etwa 
500 000 - haben sich dankenswerterweise 
jahrelang mit einer Verbesserung der Stel­
lung des Tieres befaßt. Es sind Petitionen 
ergangen an das Parlament, und der vorlie­
gende Gesetzesbeschluß entspricht auch 
eInem besonderen Anliegen dieser Tierschüt­
zer. (Stellvertreten der Vorsitzen der S t r u t -
z e n  b e rg e r übernimmt die Verhan dlungs­
leitun g.) 

Der Gesetzesbeschluß bringt zum einen 
eine Herauslösung des Lebewesens Tier aus 
dem bisherigen Sachbegriff, der Sache als leb­
lose, körperliche Materie im Sinne des ABGB, 
und dieser neue rechtliche Status des Tieres 
soll gleichzeitig bewirken, daß das Tier nun­
mehr unter den besonderen Schutz der 
Gesetze gestellt wird. Im Interesse der Tiere 
sollen erlassene Schutzvorschriftep allseits 
von den Menschen auch entsprechend beach­
tet werden. 

Zum anderen bringt der vorliegende Geset­
zesbeschluß eine neue Schadenersatzrege­
lung dahin gehend, daß eine Erweiterung des 
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Schadenersatzes sta tuiert wird und nunmehr 
bei einer schuldhaften Verletzung eines Tie­
res vom Schädiger, vom Verletzer die gesam­
ten Heil ungskosten, und zwar ungeachtet des 
Verkehrswertes des Tieres, zu bezahlen sind. 

Freilich sollen nur jene Heilungskoste n 
ersetzt werden, die üblicherweise von einem 
verständigen Tierhalter auch aufgewendet 
werden. Dabei ist insbeson dere auf die beson­
deren Umstände des Tierhalters Bedac ht zu 
nehmen. Eine Begrenzung der Höhe der Hei­
lungskosten wird zweifellos da nn gegeben 
sein, wenn a llenfalls begonnen wird, kosten­
intensive kosmetische und ga r chirurgische 
Eingriffe am Tier vorzuneh men. Für diese 
besondere Aufwendu ng soll durc h den Gesetz­
geber kein e Vorsorge getroffen werden. D iese 
Kosten sollen wie bisher den Tierhalter allein 
treffen. 

Meine Damen und Herren! D iese Erweite­
rung der Schadenersatzregelung war zweifel­
los notwendig, den n da s bisherige Rec ht war 
da ergänzungsbedürftig. Denken Sie nur an 
die vielen Ha ustiere, Nutztiere, vor allem von 
all einstehenden M enschen, für die ein Haus­
tier ein e ganz enorme emot ionale Beziehung 
beziehungsweise Bindu ng bedeutet. Für alte 
M enschen, vor allem im städtisc hen Bereic h, 
die a lleinstehend sind, ohne Fa milie, womö g­
lich ohne Nachbarschaft und ohne Freun de, 
ist das Tier fast unersetzl ic h. Und nur zu 
Recht sollen da her im Falle eines Un falles, im 
Falle einer Verletzung auch für das Tier, das 
vielleic ht nic ht einer besonderen Zuc ht ent­
springt, die gesa mten Heilungskosten ersetzt 
werden. 

Meine Damen u nd Herren! Wir alle sollten 
du rch entsprechende Aufklärung in der 
Bevölkerung draußen versuc hen, im Sinne 
dieses Gesetzes eine neue Bewußtseinsbil­
du ng in b ezug auf da s Lebewesen Tier zu 
erzielen. Wir sollen durc h  die tägl iche D iskus­
sion in unserer Gesellschaft mehr Verstän d­
nis schaffen. Wir laden a uc h  die M edien gerne 
ein, da mitzutun; die M edien, die sich leider 
Gottes vielfach nur auf negative oder negativ 
gefärbte Berichte spezialisieren und stürzen. 
Es wäre ein e dankbare Aufgabe, mit uns, mit 
den Politikern, aufklärend da hin gehend zu 
wirken, daß in der Bevöl kerung die Achtung 
vor dem Tier voll ethischem Gedankengut in 
verstärkte m Maße wirkt und vorgelebt wird. 
Ich denke, daß wir dann gemeinsa m errei­
ch en könnten, daß dieses heutige Gesetz kein 
Alibigesetz bleibt. 

M ein e Damen und Herren! D er vorliegende 
Gesetzesbeschluß bedeutet wohl einen großen 

Fortsc hritt in der Regelung der Rechtsstel ­
lung der Tiere, aber im selben Atemzug müs­
sen wir auch beken nen, daß noc h weitere 
bedeutende Problembereiche im Zusammen­
hang mit dem Tierschutz ungelö st bleiben . 

Ich meine da im besonderen einerseits die 
in ihrer Quantität ausufernden Tierversuche 
sowie andererseits die Ma ssentierhaltung. 
Wir alle wissen, daß über die Notwendigkeit 
der Tierversuc he bei den damit befa ßten Wis­
sensc haftlern große Meinungsunterschiede 
vorherrsc hen. Tatsache ist, da ß zum Teil 
sogar versc hiedene gesetzl iche Normen Tier­
versuche vorsc hreiben, zum Beispiel sind sol ­
c he Normen a uc h  im Arzneimittelgesetz ent­
halten. 

Andererseits ist zu sagen, daß die wissen­
schaftliche F orsc hung zweifellos soweit Fort­
schritte erzielt hat, daß Tierversuche heute 
auch bereits ersetzt werden kö nnen. Ic h erin­
nere nur an die huma ne Zellkultur und vieles 
andere mehr. 

Ich denke, daß wir mit den Erkenntnissen 
der heutigen Wissensc haften zweifellos 
zumindest zu einer Ein schränkung dieser 
massenhaften Versuc hsanordn ungen in Phar­
mazie und M edizin kommen kö nnten. 

Meine Damen und Herren! Ich da rf dara n 
erinnern, da ß bereits im Jahr 1985 ein von 
230 000 österreichisc hen Bürgern unterfertig­
ter Petitionsantrag dem Pa rlament vorlag, 
dieser jedoch dann infolge frühzeitigen Aus­
lau fens der betreffenden Gesetz gebu ngspe­
riode gegenstan dsl os geworden ist. 

M ittlerweile hat der Nationalrat - wie wir 
wissen - zwei Entschließungsa nträge da hin 
gehend gefaßt, daß man sic h dafür einsetzen 
mö ge: Es soll eine Reduktion aller Tierversu­
c he auf das erforderliche M indestmaß erfol­
gen. Des weiteren soll eine Intensivierung der 
Bemühungen, Tierversuc he durc h Alterna tiv­
methoden zu substituieren, erfolgen. 

M eine Da men und Herren! Ich vertrete die 
Meinung, daß wir un s diesen Entschließungs­
anträgen durc haus ansc hließen sollten und 
daß wir auch da s Ersuc hen an die Bundesre­
gierung, an den zuständigen Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung ric hten soll­
ten, sobald wie mö gl ic h dem Parla ment ein e 
a usgearbeitete Regierungsvorlage, eine 
Novelle zum Tierversuchsgesetz zur Behand­
l ung und Besc hlußfassung vorzulegen. 

M eine Damen und Herren! Was die Ma ssen­
tierhaltung betrifft, so sollte, meine ich, auch 
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in di esem Bereich ein e  strengere 
ethi sch-morali sch e  Abwägung der dami t ver­
bundenen Konsequen zen für das Lebewesen 
Ti er erfolgen. Der Umstand, daß di ese Tiere 
in ein er Massentierhaltung vielfach ohn e  
Li cht, Luft , Sonne, ohne jedwede Bewegungs­
freiheit auf en gstem Raum zusammen ge­
p ferch t  dahin vegetieren, wi dersp ri cht zweifel­
los ethisch-moralischen Grun dsätzen einer 
humanen Gesellsch aft. Auf Quali tätsp ro­
bleme bei einer Massenn utzti erhal tung 
mö chte ich hier gar ni ch t  ein geh en. Ich 
den ke, daß wi r doch versuchen sollten, zu 
erwi rken, daß die Massen ti erhaltun g  zumin ­
dest ein weni g auf di e jah rhundertelan g  übli ­
che und n atürli che Viehhaltun g  in den Agrar­
wirtschaften zurückgefüh rt wird. Ich würde 
mich im besonderen für die kleineren un d 
mittleren Agrarbetriebe Österreich s zwecks 
wirtschaftli cher Stärkung aussp rechen: Ich 
den ke, daß gerade bei diesen Agrarbetrieben 
- ich sp reche hier vielleicht auch ein bi ßchen 
subjektiv für die Agrarstruktur i m  Burgen ­
l and - Hi lfe wi rklich n ot tun würde. 

Mein e Damen un d Herren ! Wenn wir un s 
heute i m  Zusammenhang mi t dem vorliegen- . 
den Gesetzesbesch luß zu ein em verstärkten 
Ti erschutz un d zu ein er weiteren Besserstel­
lung des Tieres bekennen, so sollte di es nicht 
bloß ein Lippenbekenntnis sein. Wi r sollten 
gemeinsam dan ach trachten - wie berei ts 
an geführt - ,  zu erreichen, daß di e Gesetzes­
lage in di eser Materi e raschest verbessert 
wi rd un d daß an dererseits auch ti efer in das 
Bewuß tsein der Menschen, der Gesellsch aft 
ein dringt, daß der Umgan g mit dem Ti er als 
Lebewesen besser, h umaner erfolgen soll. 

Meine Damen un d Herren ! Auch das Ti er 
ist ein e  Schöp fung Gottes. Auch das Ti er hat 
ein An recht auf eine Beh an dlun g, welch e 
ethisch- moralischen Grun dsätzen un serer 
modernen Gesellschaft gerecht wi rd. Meine 
Fraktion wird diesem Gesetzesbeschluß gerne 
zustimmen . - Dan ke. (Beifall bei der ÖVP 
un d bei Bun desräten der SPÖ.) 10.06 

Stellvertretender Vorsitzen der Strutzenber­
ger: Als n ächste zum Wort gemeldet h at sich 
Frau Bun desrat Markowitsch. Ich ertei le es 
ihr. 

10.06 

Bundesrat Helga Markowitsch ( SPÖ , Nie­
derö sterrei ch): Sehr geeh rter Herr Vorsitzen ­
der! Herr Bundesminister! Meine sehr geeh r.:. 
ten Damen un d Herren ! Wenn ich h eute über 
die Rech tsstellun g von Tieren sp rechen darf, 
so drängen sich mir drei Fragen auf: Ersten s: 
Was sagt di e alte Rechtslage? Zweitens: Was 

wird sich bessern? Was können wir er warten? 
Dritten s: Welche wei teren Maßnahmen müs­
sen n och einer Behan dlung zugeführt wer­
den? 

Um auf die erste Frage ein zugehen: Di e der­
zeitige Rechtslage ist so, da ß zwischen dem 
Lebewesen Tier und der l eblosen Sach e kein 
Unterschied besteh t. Das Ti er ist sozusagen 
ein lebloser Gegenstan d. Di ese gesetzliche 
Regelung stammt noch aus der Zei t des Rö mi ­
schen Rechts und wurde in unser Allgemeines 
Bürgerliches Gesetzbuch übernommen. Es 
gilt nun, diese antiquierte Besti mmung abzu­
sch affen . Ein Ti er i st un d kann kein i ebloser 
Gegen stand sein. Dies zei gt schon sein e Stel­
lun g in der Natur. J edes Tier hat doch 
Gefühls- un d Sch merzemp fin dungen. Daher 
ist es nicht n ur mein e Meinung, daß ein Ti er 
an ders zu behan deln i st al s ein Gegen stan d, 
ein Ding. 

Im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch 
gilt der § 285 - ich zi tiere wö rtlich - :  "Alles, 
was von der Person unterschi eden ist un d 
zum Gebrauche der Menschen di ent, wi rd im 
rechtlichen Sinn e eine Sache genann t." -
Abs. 2: "Von der Person unterschieden i st 
alles, was nicht Teil des (lebenden) men schli ­
chen Körpers oder mi t diesem fest verbunden 
ist. Al so ni cht der Bart, Blut, di e Haut oder di e 
Gol dpl ombe, wohl aber das lose ein gefügte 
künstliche Gebi ß oder di e Kontaktlinse." -
En de des Zitats. 

Di es besagt, daß Gebi ß, Kon taktlinse un d 
das Ti er bi s jetzt al s Sach e eingestuft wurden, 
sozusagen einem Wegwerfartikel gl eichkom­
men. So wurde di e Katze der alten Dame zur 
Sache, eben so das Meersch weinchen des Kin­
des, der Hund als treuer Beglei ter der Fami ­
li e. Man h at, kritisch betrachtet, eine Sache 
zum Mi ttelpun kt seiner Zunei gung erkoren 
un d manches Mal auch zum einzigen Freun d 
im Leben gewählt. 

Wurde n un diese Sache beschädi gt, das 
h ei ßt, einem Ti er ein Lei d an getan, zum Bei ­
spiel ein e  Katze überfahren un d sch wer ver­
letzt, so galt di es als bl oße Sach beschädigung. 
Der "Zei twert der Sache" - wi e das schon 
klingt - w urde dem Besi tzer ausbezahlt, und 
somi t war für den Schädi ger alles erledi gt. 
Der Tierbesi tzer h at einen minimalen Geldbe­
trag erh alten . Di e Summe reichte aus, in der 
n äch sten Ti erhandlung oder im nächsten 
Ti erschutzheim eine neue Sache zu erstehen. 
Si e reichte aber nicht aus, die Behandlungs­
kosten für ein en zielfüh ren den Heilun gsver­
l auf des Freundes, ja des Leben sinhaltes zu 
decken. Der "Zeitwert" für eine Promenaden-

498. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 48

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 498. Sitzung - 17.  März 1988 21609 

Helga Markowitsch 

mischung ist natürlich wesentlich geringer 
als der eines reinrassigen Tieres. Der Arztbe­
such, die Operation oder Injektion kosten 
jedoch gleichviel für die Katze aus dem Hin­
terhof wie für eine Siamkatze. 

Im ursprünglichen Gesetzestext wurde eine 
entsprechende Heilbehandlung als untunlich 
abgetan, wenn deren Kosten den Wert des 
Tieres überstiegen, so daß vom Schädiger nur 
der Verkehrswert zu ersetzen war. Besonders 
bei solchen Tieren, zu denen der Eigentümer 
üblicherweise eine engere emotionelle Bin­
dung hatte, war das nicht gerechtfertigt. 
Daher ist es unumgänglich notwendig, im All­
gemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch den 
Unterschied zwischen Tieren und leblosen 
Sachen klarzustellen. Dies geschieht nun im 
§ 285 a, der besagt: "Tiere sind keine Sachen. 
Sie werden durch besondere Gesetze 
geschützt. Die für Sachen geltenden Vor­
schriften sind auf Tiere nur insoweit anzu­
wenden, als keine abweichenden Regelungen 
bestehen." - Zitatende. 

Der Heilungsaufwand soll nun auch dann 
zu ersetzen sein, wenn die Kosten den Ver­
kehrswert des Tieres überschreiten. Neben 
den neuen, eben zitierten Paragraphen bleibt 
der Paragraph 1331 anwendbar, der besagt, 
daß unter den dort angeführten subjektiven 
Voraussetzungen auch der Wert der besonde­
ren Vorliebe zu ersetzen ist. 

Man darf jedoch nicht glauben, daß es nun 
zu übermäßigen Schadensforderungen kom­
men kann, wenn es um den Heilungsaufwand 
geht. Das neue Gesetz sagt sehr deutlich: 
Wenn ein Tier verletzt wird, gebühren die tat­
sächlich aufgewendeten Kosten für die Hei­
lung oder für die versuchte Heilung, auch 
dann, wenn sie den Wert des Tieres überstei­
gen, und zwar bis zu einem Betrag, den auch 
ein anderer verständiger Tierhalter in der 
Lage des Geschädigten aufgewendet hätte. 

Mit diesen Einfügungen im Gesetzestext 
wird nicht nur den Tierbesitzern entsprochen, 
sondern auch ein jahrelanger Wunsch der 
Tierschützer beziehungsweise der Tierschutz­
vereine erfüllt. Diese Ergänzungen werden 
eine Besserstellung der rechtlichen Position 
der Tiere in unserer Gesellschaft bringen. 

Der erste Schritt ist nun getan. Hoffentlich 
folgen noch weitere. Ich denke dabei an viele 
Probleme, die noch zu lösen sind, wie zum 
Beispiel Tierversuche, Massentierhaltung, 
Massentiertransporte, die bereits auch mein 
Vorredner angeführt hat. 

Meine Damen und Herren! Daß Tierversu­
che notwendig sind, ist uns allen bewußt. Die 
Medizin, die kosmetische Industrie und viele 
andere Forschungsbereiche können ohne 
Tierversuche nicht auskommen. Ich als Laie 
glaube aber, daß eine Minimierung solcher 
Versuche möglich ist. Muß denn jedes Land, 
jeder Industriezweig die Grundversuche für 
sich allein auswerten? Durch Austausch der 
Ergebnisse und der gewonnenen Erkennt­
nisse könnte es sicher schlagartig zum Rück­
gang von Tierversuchen kommen. Tagtäglich 
werden neue Wässerchen, Salben und Pülver­
chen erzeugt, verschrieben und eingenom­
men. Das Angebot der pharmazeutischen und 
kosmetischen Industrie wird immer größer. 
Ob es bei der kosmetischen Industrie unbe­
dingt notwendig ist, das einhunderteinste 
Wässerchen zu produzieren, sei dahingestellt. 
Es sollen und müssen die Tierversuche auf 
ein Minimum reduziert und durch effizientere 
alternative Untersuchungsmethoden ersetzt 
werden. 

Ein weiteres Problem, das noch zu lösen 
wäre, ist die Massentierhaltung. Es ist mir 
schon klar, das das nicht von heute auf mor­
gen geschehen kann. Allein aus der' Sicht des 
Haushaltsbudgets wird eine totale Abschaf­
fung dieser Tierhaltung nicht vermeidbar 
sein. Eine Reduzierung sollte jedoch möglich 
sein. Denn wenn man weiß, wie Legehennen­
batterien funktionieren und unter welchen 
Lebensbedingungen diese Nutztiere vegetie­
ren müssen, vergeht einem der Appetit am 
herrlichen gelben Frühstücksei. 

Nicht besser geht es den Schweinen und 
Rindern in der Massentierhaltung. Auf ihre 
artbezogenen Bedürfnisse wird keinerlei 
Rücksicht genommen. 

Es erhebt sich ferner auch die Frage, ob es 
unbedingt notwendig ist, Tierchen für unse­
ren Luxus zu züchten und zu töten. Auch ein 
Webpelz kann schön und warm sein. Und 
wenn schon Züchtungen von Konsumenten 
durch Angebot und Nachfrage verlangt wer­
den, dann sollten eventuelle Auflagen rigoros 
für alle Arten von Tierhaltungen gelten. 

Kurz möchte ich auch noch auf die Tier­
transporte eingehen. Man kann besonders in 
der Urlaubszeit sehr häufig beobachten, daß 
Viehtransporte auf der Straße und auf der 
Schiene aufgehalten werden, aus verschiede­
nen Gründen, sei es durch einen Streik, durch 
ein zu großes Verkehrsaufkommen und so 
weiter. Großes Gebrüll, durch Hunger und 
Durst verursacht, ist weit hörbar. Diese nega­
tiven Erlebnisse bleiben einem lange in Erin-
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nerung. Es müßte auch in diesen Belangen 
ein Umdenken stattfinden. Allen Tieren sollte 
während eines Transportes ihr Dasein erträg­
licher gestaltet werden. 

Tiere sind für viele von uns die besten und 
wunderbarsten Lebenshelfer. Es kann ein 
wahres Heilmittel für Körper und Seele sein, 
mit Tieren zu leben oder sich zumindest mit 
Tieren zu befassen. - Die sozialistische Frak­
tion wird diesem Bundesgesetz zustimmen. 
(Allgemeiner Beifall.) 10.15 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bun­
desrat Dr. Schmidt. Ich erteile es ihr. 

10.15 

Bundesrat Dr. Heide Schmidt (FPÖ, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Dieses Bundesge­
setz wurde im Nationalrat als ein Erfolg der 
Tierschützer gefeiert. Es waren sich alle vier 
Parteien darin einig, daß diese Regelung eine 
notwendige, eine längst fällige Ergänzung 
unseres Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbu­
ches darstellt. Auch hier im Bundesrat sind 
wir uns sicher alle darüber einig. Es ist mir 
nur einfach zu wenig, wenn hier von einem 
Anliegen lediglich einer Gruppe, nämlich der 
Gruppe der Tierschützer gesprochen wird. 

Als Juristin könnte ich sagen, die Einfü­
gung des § 285 a ist eigentlich völlig entbehr­
lich. Die Bestimmung entfaltet nicht die 
geringste Rechtswirkung, daran knüpft sich 
überhaupt keine Rechtswirkung, sie ist ledig­
lich eine Tatsachenfeststellung, nämlich daß 
Tiere keine Sachen sind und daß sie durch 
besondere Gesetze geschützt sind. Es geht 
dann für den Laien förmlich verwirrend wei­
ter, weil nämlich dann ausdrücklich ausge­
sprochen wird, daß das Sachenrecht auf Tiere 
anzuwenden ist, soweit es nicht besondere 
Regelungen gibt, und gerade im Satz zuvor 
ausgesprochen wurde, daß das Tier keine 
Sache ist. Man fragt sich also: Wozu das 
Ganze? Wer braucht die Regelung? Wem nützt 
sie? Wozu haben wir sie? 

Die Rechtsdogmatik, wie schon gesagt, 
braucht sie sicher nicht. Im Gegenteil: Unter 
diesem Gesichtswinkel betrachtet, könnte 
man sogar Bedenken haben. 

Wem nützt sie? - Dem Tier sicher auch 
nicht. Es wird ihm keine eigene Rechtsper­
sönlichkeit auf diese Weise zugesprochen, es 
knüpfen sich keine Recq.tswirkungen daran. 
Der Tierhalter selber hat auch nichts davon. 

Wer braucht sie also? Ich bin der Meinung, 
daß wir sie alle brauchen, daß es eine Frage 
der Ethik und eine Frage der Moral ist, daß 
sie ein Ausdruck der Weiterentwicklung der 
Mensch-Tier-Beziehung in der Kultur ist, und 
zwar vom mechanistischen, animalischen 
Automaten ohne eigene Individualität zum 
Lebewesen mit einer Schmerz- und Leidens­
empfindsamkeit. Die Tiere als Sache zu 
sehen, mit der man nach Gutdünken verfah­
ren kann, ist sicher ebenso falsch wie das Tier 
zu vermenschlichen. Dazwischen aber liegt 
weitgehend noch ein Niemandsland, und ich 
glaube, daß mit diesem Gesetz ein Schritt in 
diesem Niemandsland getan wurde. 

Ich möchte daran erinnern, daß ein ebenso 
wesentlicher, wenn nicht noch wesentlicherer 
Schritt bereits vor 15 Jahren von den Freiheit­
lichen im Hohen Haus initiiert wurde. Es war 
damals vor allem Tassilo Broesigke, der die 
Rechtlosigkeit und Gesetzlosigkeit auf dem 
Gebiete der Tierversuche als eine Kultur­
schande bezeichnet und daher namens der 
FPÖ am 14. Juni 1972 einen Initiativantrag 
auf Schaffung eines Tierversuchsgesetzes ein­
gebracht hat. 

Meine Vorredner haben mir das inhaltlich 
praktisch bestätigt. Ich glaube, wir werden 
uns fast alle darüber einig sein, daß dieses 
damals entstandene Tierversuchsgesetz heute 
bereits längst einer Novellierung bedarf. Man 
hätte sie wirklich schon lange in Angriff neh­
men sollen. 

Aber auch mit der Intensivhaltung - auch 
hier wiederhole ich die Aussagen meiner Vor­
redner - feiert dieses mechanistische Tier­
bild seine fröhlichen Urständ, wenn ich das so 
ausdrücken darf. Es wird keine ernst zu neh­
mende Forderung nach einem "Zurück zur 
Natur!" aufgestellt werden, was aber wirklich 
not tut, ist eine Humanisierung der Intensiv­
haltung durch ein Mindestmaß an artspezifi­
scher Bewegungs- und Triebfreiheit. Wenn es 
schon nicht allen ein Anliegen der Ethik und 
der Kultur ist, hier eine Änderung herbeizu­
führen, dann sollte zumindest das reduzierte 
und simple Interesse an der Essensqualität 
ein Motor dafür sein. Denn daß das Ei der 
Henne aus der Hühnerbatterie, wie auch 
schon erzählt wurde, nicht die gleiche Quali­
tät aufweist wie das der Freilandhenne, ist 
erwiesen. Das kann man gerade noch in einer 
par lamentarischen Anfragebeantwortung 
behaupten, wie es den Freiheitlichen erst 
kürzlich passiert ist, aber vor Wissenschaft­
lern oder auch vor Gourmets wird man das 
nicht behaupten können. 
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Ich weiß schon, daß der Fleisch- und Eier­
preis ein eminent politischer Preis ist. Und es 
ist mir auch klar, daß eine Reduzierung der 
Massentierhaltung nicht ohne Einfluß auf die 
Preisgestaltung dieser Produkte, die erzeugt 
werden, bleiben wird. Ich glaube aber, daß 
unsere Gesellschaft soweit ist, daß sie bereit 
ist, einen höheren Preis dafür zu bezahlen. 

Außerdem glaube ich, daß eine Regierung 
den Mut haben muß, zuzugeben, ob sie bei 
organisierter Tierquälerei, denn so möchte 
ich die Massentierhaltung bezeichnen, 
zuschaut oder auch wegschaut und sie auf 
diese Weise ermöglicht, ausbaufähig macht 
oder aber ob es ihr ernst ist mit dem Signal, 
das sie hier offensichtlich mit diesem Bundes­
gesetz setzen will, nämlich daß das Tier nicht 
mehr als eine leblose Sache zu behandeln ist. 

Vor allem kommt es darauf an, daß das Tier 
unter dem besonderen Schutz der Gesetze 
steht. Es wird nur dieser Satz eine leere Hülse 
und lediglich eine Konzession an den Tier­
schützer als Wähler bleiben, solange dem 
nicht tatsächlich jene Gesetze folgen, die das 
Tier auch wirklich schützen. 

Ich halte nämlich nichts von einer Tier­
liebe, die sich auf den vielzitierten treuen 
Gefährten des Menschen reduziert. Mir ist 
ehrlich gestanden auch das Beispiel der ver­
einsamten alten Damen und Herren in der 
Großstadt, deren einziger Freund der Hund 
ist, über Gebühr strapaziert, wobei ich aber 
schon sagen möchte, daß diese Beziehung mir 
eine sehr wertvolle ist. Ich kann das deswe­
gen sagen, weil ich selber Hundebesitzerin 
bin und daher sehr gut weiß, was ein Tier zu 
schenken imstande ist. Ich glaube nur, gen au 
diese Beispiele zeigen die Polarisierung auf 
zwei Perversionen: auf die Perversion der 
Vermenschlichung und auf die Perversion der 
Tiervermassung. 

Bei all diesen Dingen spielt natürlich das 
Geschäft eine große Rolle. Die Tierliebe ist 
manipulierbar, kommerziell ausgenützt. Das 
zeigt sich darin, daß wir bereits Modetrends 
in der Tierhaltung haben, was die Arten der 
Tiere betrifft. Das zeigt sich auch daran, daß 
unsere Wegwerfgesellschaft - und auch die­
ser Ausdruck ist bereits gefallen - auch vor 
Tieren nicht haltgemacht hat. Denn vor 
großen Ferien entpuppt sich immer wieder -
und wir lesen's dann täglich in der Zeitung - ,  
daß auch das Tier zum Wegwerfgegenstand 
geworden ist. 

Hinter der Vermassung steht dann eben­
falls das Geschäft. Das Geschäft, an dem wir 

alle finanziell durchaus profitieren. Und 
daher müssen wir hier auch alle sagen, was 
uns unsere Ethik wert ist. Ob wir damit 
zufrieden sind und ob unsere Tierliebe damit 
befriedigt ist, daß jetzt geschrieben steht, daß 
das Tier keine Sache mehr ist, oder ob wir 
mehr brauchen. Vergessen wir nämlich nicht, 
daß nach diesem Satz der Satz kommt, daß 
Tiere nach dem Sachenrecht zu behandeln 
sind, solange es keine besonderen Bestim­
mungen gibt. Und in diesem Sinne hoffe ich, 
daß das vorliegende Gesetz nicht nur eine 
Gewissensberuhigung ist, sondern ein Anfang 
auf einem damit beschrittenen Weg. - Danke 
schön. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 10.22 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Ing. Nigl. Ich erteile es ihm. 

10.22 

Bundesrat Ing. Nigl (ÖVP, Steiermark): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bun­
desminister! Meine Damen und Herren! Ins­
besondere die Frau Bundesrat Dr. Schmidt 
hat eine Reihe von sehr interessanten und 
bemerkenswerten Aspekten angesprochen. 
Ich werde auch ein paar Beiträge zu liefern 
versuchen, wenngleich ich damit wahrschein­
lich noch nicht die Gesamtproblematik, die 
damit zusammenhängt, ansprechen kann und 
auch gar nicht ansprechen will, weil es zu 
weit führen würde. 

Bevor ich aber mich dem Text und auch den 
Erläuterungen und den damit zusammenhän­
genden Problemen zuwende, erlauben Sie 
mir, ein wenig auch die Humorseite anzuspre­
chen, indem ich aus dem großen Buch des 
Heinz Erhardt zitiere, der zum Tierisch-Sati­
rischen einiges schreibt. Da darf ich zwei Bei­
spiele herausgreifen. 

Einen Beitrag widmet er "den Unverstande­
nen": "Stumm ist der Fisch, doch nicht nur er, 
auch einen Wurm verstehst du schwer. Selbst 
deines treuen Hund's Gebell entzifferst du 
nicht immer schnell. Auch bei den Rindern, 
Hühnern, Schweinen kannst du nur raten, 
was sie meinen. Drum spreche ich als Anwalt 
hier für jedes unverstand'ne Tier. Für'n Papa­
gei brauch' ich das nicht, weil der ja für sich 
selber spricht." Das ist das eine. 

Das andere ist ein "Brief aus Hagenbeck" : 
,,An Frau Coco, geborene Cucu, verwitwete 
Fips, Urwald, wenn man reinkommt, dritter 
Baum links, viertes Astwerk, Afrika. Papa, 
Mama und liebe Geschwister! Erinnert ihr 
euch noch an den Mister, der mich, als ich 
fröhlich am Aste hing, fing? Das war ein Ding! 

1682 
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Der steckte mich einfach in einen Kasten, da 
saß ich nun drin und mußte fasten. Dann flog 
ich und fuhr ich lange Wege, und nun wohn 
ich hier im Freigehege. Wir sind zu sechst, 
sind ganz verträglich, bis auf einen, der ist 
unmöglich, der kratzt sich immer am Arm, 
am Kiefer, wahrscheinlich hat er Ungeziefer. 
Ich hatte neulich ,nen Schnupfen gekriegt, ob 
das an diesem Eisbären liegt, da drüben? Ihr 
Lieben, das Essen ist hier reichlich und 
schmeckt. Auch kommt kein Raubtier, das 
einen erschreckt. Doch grauenhaft ist an 
jedem Tage, die Menschenplage. Da strömen 
sie dann in rauhen Mengen und gucken und 
schieben und stoßen und drängen. Und wenn 
ich auch ganz ruhig sitze, sie lachen bloß und 
machen Witze und reden nichts wie dummes 
Zeug, und wie geht's euch? Euer Schimpi." 

Verwechslungen mit diesem Kurznamen 
oder Ähnlichkeiten sind offensichtlich durch 
Heinz Erhardt nur zufällig entstanden. 

Nun zum Gesetz und zu den Erläuterungen 
zum Bericht des Justizausschusses im Natio­
nalrat. Vielleicht darf ich am Anfang sagen: 
Die Juristen - insbesondere die Legisten -
haben es sicher nicht leicht. Wenn man ihren 
Bericht liest, dann kann man finden, daß er 
sehr gut ist - ausgezeichnet, würde ich sogar 
sagen -, weil er sehr klar herausarbeitet 
oder herauszuarbeiten versucht das Abgehen 
vom reinen Begriff einer Sache, aber doch 
vermeidet die Annäherung zur Person, was 
die Frau Dr. Schmidt nicht wünschenswerte 
Vermenschlichung des Tieres gemeint hat. 

Wenn man aber den Text des Gesetzes liest, 
die zwei Paragraphen, dann sieht man, daß 
die Sache schon schwieriger wird. Das war 
offensichtlich auch den Legisten durchaus 
bewußt, und daher ist es auch verständlich, 
wenn man hier etwas vorsichtig zu Werke 
geht. Dennoch stellt sich mir in einer Reihe 
von Beschreibungen oder Erläuterungen die 
Frage, ob nicht damit auch die Gefahr 
besteht, daß man dort und da eine Prozeßla­
wine lostreten könnte, indem man etwa 
meint, daß im Gegensatz zu bisher, da der 
Schädiger oft nur den Verkehrswert zu zahlen 
hatte und dieses oft eben unbillig gewesen sei, 
nunmher der Heilungsaufwand auch dann zu 
ersetzen sein wird, wenn er den Verkehrswert 
des Tieres übersteigt. 

An anderer Stelle heißt es, daß ein Wert der 
besonderen Vorliebe zu ersetzen sein wird. Es 
ist unbestritten, daß es eine besondere Vor­
liebe für Hunde, für Katzen oder für sonstige 
Haustiere, seien sie auch exotischer Art, gibt, 
daß es aber Probleme gibt mit den Tieren, die 

etwa in der freien Natur leben. Hier die 
Frage: Wie, ist es nun bei diesem Tier, das als 
Lebewesen mit Schmerzempfindung, mit 
Angst, mit Seele ja nun auch nicht unter­
schiedlich eingeordnet und eingestuft werden 
kann als eben das Haustier. 

Da lassen Sie mich Ihnen eInIge Zahlen 
nennen, die vielleicht zum besseren Verständ­
nis dessen dienen, was ich in diesem Zusam­
menhang meine: Im Kalenderjahr 1986 sind 
in Österreich 91 266 Wildtiere dem Straßen­
verkehr zum Opfer gefallen. Davon - viel­
leicht auch interessant, das ein bißchen zu 
untergliedern - 463 Stück Rotwild, 31 750 
Rehwild, 42 000 Hasen, 14 000 Fasane, 1 114 
Rebhühner und verschiedenes sonstiges 
Federwild. Im J agdj ahr, das als Zählj ahr gilt 
und das jeweils am 1. April eines Jahres 
beginnt und bis zum 31 .  März des Folgejahres 
geht, ist die Zahl noch höher, wenn ich etwa 
das von 1986 bis 1987 nehme, nämlich 
92 654 Stück solcher freilebender Wildtiere. 

Es ist, nehme ich an, allgemein unbestrit­
ten, daß die Jagd auch als Wirtschaftszweig 
gilt, nämlich als Nebenwirtschaftszweig der 
Forstwirtschaft, und daß natürlich auch Wild 
nicht nur erlegt, sondern auch verkauft wird 
und schließlich auf dem Tisch in irgendeiner 
Form als Speise für die Menschen landet. Nun 
hat aber zweifellos das Wild auch einen 
besonderen Wert. Diejenigen, die das als Wirt­
schaftszweig betreiben, wissen, daß sie dann, 
wenn sie einen Abschuß vergeben, ob einzeln 
oder als Pacht jagd, natürlich auch einen ent­
sprechenden Erlös erzielen. 

Die Steuerbehörde ist sehr wohl in der 
Lage, beispielsweise einem forst- oder jagdbe­
diensteten Hauptberuflichen, der etwa zum 
Ende seines Dienstverhältnisses den Abschuß 
eines besonderen Hirsches genehmigt 
bekommt, sozusagen als Treueprämie, den 
Wert des Tieres anzugeben. Der wird dann 
von der Finanzbehörde, entsprechend dem 
Geweihgewicht, der Anzahl der Enden und 
was weiß ich eingestuft und eingeschätzt und 
kostet dann halt, schätzungsweise 80 000 S, 
100 000 S oder mehr. Selbstverständlich muß 
dann dafür eine entsprechende Steuer bezahlt 
werden. 

. 

Wie wird es aber dann, wenn etwa durch 
Autofahrer ein solches Tier "erlegt" wird? Wie 
wird es dann mit dem Schadenersetzen wer­
den - abgesehen davon, daß natürlich auch 
Hunde durch Autos verletzt werden? Oft 
machen sich ja Autofahrer auch einen Spaß 
daraus, freilebendes Wild oder auch andere 
Tiere zu hetzen, zu jagen, bis sie sie dann 
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auch "erlegt" haben. Wie wird es dann mit 
solchen Schadenersatzprozessen werden? Das 
ist das, was ich ansprechen wollte. Wird es 
hier nicht die Gefahr geben, daß eine Prozeß­
lawine losgetreten wird? 

Das ist die eine Seite, und die andere Seite 
ist, daß zwar Tierschutz Landessache ist, daß 
aber Strafbestimmungen bei Tierquälerei 
Bundessache sind und daß hier wahrschein­
lich auch für die Juristen nicht sehr leicht vor­
zugehen sein wird, insbesondere dadurch 
nicht, daß man ja jetzt versucht, durch diese 
Paragraphen eine andere Definition des 
Begriffes "Sache" herbeizuführen. 

Ich weiß schon, daß das Tier natürlich 
keine Person ist und daß es nunmehr keine 
Sache im althergebrachten Sinn sein soll, son­
dern eine Art Zwischending. Vielleicht sollte 
man jetzt sagen: eine besondere Sache. 

Es ist auch bekannt - und das vielleicht als 
Schlußbetrachtung zu diesem Thema -, daß 
es bisher bezüglich Tier auch einen sehr 
bemerkenswerten Rechtsbegriff gegeben hat. 
Wenn beispielsweise die Frage entstanden ist, 
ob ein Wildhase eine bewegliche Sache ist, 
oder nicht, dann konnte man sagen: Ein Wild­
hase ist eine unbewegliche Sache, solange er 
lebt - das gilt natürlich auch für alle anderen 
Wildtiere -, weil er als Bestandteil des Jagd­
revieres gilt. Wenn aber der Wildhase erlegt 
ist, dann wird er plötzlich zur beweglichen 
Sache, weil man ihn wegtragen kann. Das ist 
natürlich eine Rechtsproblematik gewesen, 
mit der sich die Juristen herumzuschlagen 
hatten. Vielleicht soll sie mithelfen, den vC?r­
sichtigen Schritt, den man jetzt durch die 
Änderung dieser zwei Paragraphen im ABGB 
vornimmt, auch im Hinblick auf die Frage des 
Schadenersatzes, auf die Frage der kommen­
den Prozesse insoferne zu berücksichtigen, 
als man in der Justiz, im gesamten Gerichts­
wesen doch so vorsichtig zu Werk geht, daß 
nicht Prozeßlawinen entstehen und das 
andere, von uns nicht Gewollte eintritt, daß 
nämlich die Gerichte dann vor lauter Prozes­
sen nicht mehr wissen, wie sie der Sache Herr 
werden. - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 10.36 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr Dr. Streicher. (Allgemei­
ner Beifal1.) 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
minister Dr. Foregger. Ich erteile es ihm. 

10.36 

Bundesminister für Justiz Dr. Foregger: 
Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren! Gestatten

' 
Sie auch dem 

Justizminister einige Worte zu dieser Vorlage. 
Der Umfang eines Gesetzes ist nicht immer 
adäquat seiner Bedeutung. Es gibt sehr 
umfangreiche Gesetze, die sehr trefflich in 
unsere Rechtsordnung passen, deren Bedeu­
tung aber für die Allgemeinheit nicht allzu 
groß ist, und es gibt kleine Gesetze, die weit 
über ihren Umfang hinaus Beachtung bean­
spruchen dürfen. 

Wir haben hier - und Sie entscheiden 
heute darüber - eine solche Kleinstvorlage, 
die, so meine ich, über ihren Umfang weit hin­
aus unsere Beachtung verdient. Das ist nicht 
so sehr eine vordergründige, ordnende Bedeu­
tung. Die wenigen Bestimmungen, die unmit­
telbar in unser Rechtsgefüge eingreifen, 
bestehen in einem einzigen Paragraphen. 
Aber diese Vorlage hat eine moralische, hat 
eine ideelle Bedeutung und hat, wie hier in 
diesem Hohen Haus schon gesagt worden ist, 
eine Bedeutung vor allem für uns. Das Tier 
wird diese Vorlage nicht zur Kenntnis neh­
men, aber wir nehmen sie zur Kenntnis, und 
wir ändern zunächst einmal nur in unserer 
Terminologie etwas sehr Wesentliches, indem 
wir das Tier aus dem Sachenbegriff heraus­
nehmen. 

Seit Jahren, seit Jahrzehnten gibt es Tier­
schutzgesetze. Aber das ABGB hat davon 
nicht Kenntnis genommen. Nach dem ABGB 
war das Tier nach wie vor eine Sache, und das 
Tier wird auch weiterhin vielfach nach den 
Regeln für die Sachen behandelt werden. Es 
gibt Eigentum an Tieren, wie es Eigentum an 
Sachen gibt, und es gibt die Möglichkeit, das 
Tier - wir leben ja bis zu einem gewissen 
Grade davon - zu töten, und das Tier kann 
nicht selbst bestimmen, wie und wo und unter 
welchen Umständen es existiert. Wenn sich 
der Gesetzgeber nunmehr aber in unseren 
Tagen aufrafft und erklärt, daß das Tier nicht 
eine Sache ist, mag auch einiges vom Sachen­
recht anzuwenden sein, so tut er einen 
beträchtlichen Schritt im Sinne einer Verbes­
serung unseres ethischen Standes. 

Unmittelbar praktische Bedeutung hat ein 
einziger Paragraph. Der letzte Redner, Herr 
Bundesrat Ing. Nigl, hat die Sorge geäußert, 
daß das möglicherweise zu vielen Prozessen 
führen wird. Ich glaube das nicht, aber wir 
beide, Herr Bundesrat, Sie und ich, wir kön­
nen nur Vermutungen anstellen. Ich glaube, 
auch diese Bestimmung hat mehr eine Bedeu­
tung im vorgerichtlichen Raum, als daß sie 
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zum Gegenstand gerichtlicher Verfahren 
genommen wird. Worum kann es gehen? 
Jemand überfährt eine Katze, einen Hund. 
Der Hund ist schwer verwundet. Wenn das 
nicht ein Rassetier war, mußte sich der Besit­
zer zufrieden geben, wenn der Schädiger 
gesagt hat:"Da haben Sie hundert Schilling, 
schauen Sie, daß Sie sich ein neues Tier die­
ser Art besorgen." 

Künftig wird er die Möglichkeit haben, 
zumindest zum Tierarzt zu gehen, vielleicht 
auch einmal - aber das wird schon seltener 
sein - ein Tierspital mit seinem verwundeten 
Tier aufzusuchen. Die Tierarztkosten wird 
der Schädiger wahrscheinlich von sich aus 
zahlen. Ich glaube gar nicht, daß man sich 
allzu sehr auf Prozesse einlassen wird, es sei 
denn, es treffen auf beiden Seiten Querköpfe 
aufeinander. Das ist ja sehr oft eine Grund­
lage langwieriger, schwieriger und weit über 
die Bedeutung der Sache hinaus gewichtiger 
Prozesse. - Ich glaube und hoffe das nicht. 
Wir werden aber die Judikatur auf diesem 
Gebiete zweifellos sehr zu beachten haben. 

Ich freue mich über diese neue Vorlage und 
habe auch im Nationalrat erklärt, daß ich mir 
davon eine Fernwirkung verspreche - das ist 
heute bei allen vier Rednern angeklungen -,  
eine Fernwirkung auf dem Gebiete der Tier­
versuche und der Massentierhaltung. 

Ich bin nicht sosehr ein Ökonom, daß ich 
nicht gerne meine persönliche Meinung sage, 
die dahin geht: Wenn beides in die Nähe von 
Null gerückt wird, ist es mir sehr sympa­
thisch. Aber ich bin auch kein Illusionist, und 
ich weiß, man wird die Tierversuche wahr­
scheinlich nicht von heute auf morgen einen­
gen können. Obwohl: Auf lange Sicht weiß ich 
nicht, ob ich die These unterschreibe, daß 
Tierversuche tatsächlich und für immerdar 
unentbehrlich sind. 

Ich würde mich freunen, wenn wir in bei­
den Fällen einen ganz gewaltigen Schritt 
gehen würden, wenn wir etwa durch eine 
Novellierung des Tierversuchsgesetzes 
Frau Bundesrat Dr. Schmidt hat davon 
gesprochen - eine gewaltige Einschränkung 
auf diesem· Gebiete erreichen. Es ist in der 
Tat nicht so, daß Hekatomben und Legionen 
von Tieren ein qualvolles Leben und ein qual­
volles Sterben nur zu unserem Nutzen haben 
müssen. Dort, wo es uns nach dem heutigen 
Stande unentbehrlich scheint, wird man auch 
weiterhin so vorgehen. 

Ähnlich ist es bei der Tierhaltung. Die Mas­
sentierhaltung ist zunächst einmal ein 
Begriff. Wahrscheinlich gibt es Massentier­
haltungen, die durchaus human sind, und es 
gibt solche, die man dem Konsumenten gar 
nicht zeigen darf, denn sonst verliert er wirk­
lich die Freude an dem Konsumartikel. Mit­
unter waren im Fernsehen schauerliche 
Serien oder zumindest Einzelproduktionen 
über die Tierhaltung zu sehen. 

Wenn das neue Gesetz einen Beitrag dazu 
leistet, daß wir hier zu gewissen Einengun­
gen, Einschränkungen kommen, würde mich 
das sehr freuen. Ich erkläre das als Unzustän­
diger - wir haben ja gehört, zuständig ist bei 
den Tierversuchen der Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung -, aber da ich 
immerhin für das vorliegende Gesetz eine 
Zuständigkeit beanspruchen kann, nehme ich 
mir heraus, auch über meinen Zuständigkeits­
bereich hinaus dem Hohen Bundesrat hier 
meine Meinung kundzutun. 

Ich freue mich über das neue Gesetz. Der 
Anstand gebietet es zu sagen, daß es nicht 
eine Regierungsvorlage, sondern ein Initiativ­
antrag war, der zu diesem Gesetz geführt hat, 
freilich ein Initiativantrag, der, wie das fast 
immer die Regel ist, bei uns im Hause mitfor­
muliert worden ist, bei dem wir Formulie­
rungshilfe geleistet haben. 

Wir freuen uns über dieses Gesetz. Ich 
glaube, es ist ein Beitrag zur Vermenschli­
chung unserer Rechtssprache, unserer 
Rechtskultur und unserer Rechtsordnung, 
wenn wir den Tieren unseren Respekt als 
Lebewesen bekunden. - Ich danke. (Allge­
mein er Beifall.) 10.44 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der 
Bun desrat mit Stimmen einhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i n  e n Ei n s p r  u c h zu erheben . 

498. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 48

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 498. Sitzung - 17 .  März 1988 21 615 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenberger 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. März 1988 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße und über eine Änderung des Kraft­
fahrgesetzes 1967 und der Straßenverkehrs­
ordnung 1960 (GGSt) geändert wird (GGSt-

Novelle) (3448 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenher­
ger: Wir gelangen nun zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über die Beförderung gefährli­
cher Güter auf der Straße und über eine 
Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967 und der 
Straßenverkehrsordnung 1960 (GGSt) geän­
dert wird (GGSt-Novelle). 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej . 
Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Tmej : Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrte Herren Bundesmi­
nister! Sehr geehrte Damen und Herren! Der­
zeit unterliegen in Österreich zum Verkehr 
zugelassene Kraftfahrzeuge und Anhänger 
bei internationalen Beförderungen gefährli­
cher Güter auf dem im Inland liegenden Teil 
der Beförderungsstrecke primär den Vor­
schriften des Europäischen Übereinkommens 
über die internationale Beförderung gefährli­
cher Güter auf der Straße (ADR). Dies führt 
zu nachteiligen Auswirkungen auf die Ver­
kehrs-, Betriebs- und Beförderungssicherheit, 
weil das ADR in der Regel weniger streng ist 
als die einschlägigen nationalen Vorschriften 
(Bundesgesetz über die Beförderung gefährli­
cher Güter auf der Straße - GGSt und die 
aufgrund des GGSt erlassenen Verordnun­
gen). 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß soll daher in das GGSt eine Bestim­
mung aufgenommen werden, durch die inter­
nationale Beförderungen gefährlicher Güter 
auf der Straße mit Fahrzeugen, welche in 
Österreich zum Verkehr zugelassen wurden, 
für jenen Teil der Beförderungsstrecke, der 
im Inland liegt, den Transportvorschriften für 
nationale Beförderungen unterstellt werden. 
Darüber hinaus ist eine Anpassung der 
Zuständigkeit und der Bezeichnung der Bun­
desministerien an die derzeit geltende Fas­
sung des Bundesministeriengesetzes 1973, 
ein...e Neufassung von Verordnungsermächti­
gungen und der Bestimmungen über die 
Unterweisung und Ausbildung der Lenker, 
eine Ergänzung der Pflichten des Lenkers 
und der Strafbestimmungen, die Einfügung 
einer amtlichen Kurzbezeichnung für das 
GGSt sowie eine Änderung der Bestimmun-

gen über die Festsetzung einer vorläufigen 
Sicherheit durch die Behörde vorgesehen. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 15.  März 1988 in Ver­
handlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10 .  März 1988 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die 
Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße und über eine Änderung des Kraft­
fahrgesetzes 1967 und der Straßenverkehrs­
ordnung 1960 (GGSt) geändert wird (GGSt­
Novelle), wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Ing. Maderthaner. Ich erteile ihm dieses. 

10.49 

Bundesrat Ing. Maderthaner (ÖVP, Nieder­
österreich): Herr Vorsitzender! Herr Bundes­
minister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die heute zu beratende Novelle zum 
Bundesgesetz über die Beförderung gefährli­
cher Güter auf der Straße, nun kurz GGSt 
genannt, hat in einigen Punkten zu Kritik sei­
tens der Verkehrswirtschaft Anlaß gegeben. 
Darauf möchte ich gleich zu Beginn meiner 
Wortmeldung hinweisen. 

Vor allem die sich jetzt ergebende Tatsache, 
daß österreichische Kraftfahrzeuge auch im 
internationalen Verkehr den gegenüber dem 
Europäischen Übereinkommen strengere 
Bestimmungen des GGSt unterliegen, nicht 
jedoch die ausländischen, hat zu dieser kriti­
schen Haltung geführt. 

Ich glaube jedoch, daß der österreichische 
Gesetzgeber tatsächlich weitgehende Maß­
nahmen zur Gefahrenverminderung auf den 
Straßen zu setzen hat. Daher sehe ich unser 
GGSt als einen Schritt in die Richtung, die 
darin festgelegten Kriterien, wie vor allem 
Ausrüstungsbestimmungen für LKW und bes­
sere Lenkerausbildung, auch im Europäi­
schen Übereinkommen zu verankern. 

Dies wäre, wie ich meine, aus zwei 
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Gesichtspunkten heraus unsere Aufgabe: 
erstens zur Vermeidung von Wettbewerbsver­
zerrungen zwischen in- und ausländischen 
Transporteuren und zweitens zur Erhöhung 
der Sicherheit auf den internationalen Tran­
sitrouten durch unser Land. Derartige Bemü­
hungen auf internationaler Ebene müssen 
nach meiner Meinung sehr bald in Angriff 
genommen werden. 

Meine Damen und Herren! Ein Wort zur 
besseren Lenkerausbildung. Die Handels­
kammer Niederösterreich hat in Zusammen­
arbeit mit der Arbeitnehmervertretung in 
Sachen Berufsausbildung in der Berufsschule 
Eggenburg die Möglichkeit zur Ausbildung 
zum Berufskraftfahrer geschaffen. 

Ich meine, gerade jene, die mit den großen 
Brummern unterwegs sind, sollten eine gedie­
gene und gute Ausbildung haben. Es geht 
dabei doch, wie wir wissen, um die Beförde­
rung von gefährlichen Gütern, es geht um 
Grenzformalitäten, deren Abwicklung man 
auch schon in der Berufslehre erlernen sollte, 
und es geht natürlich auch um die notwendi­
gen Fach- und Sachkenntnisse am LKW, um 
Sprachenkenntnisse und so weiter. Daher 
glaube ich, daß diese Initiative eine sehr ver­
nünftige ist, und ich freue mich darüber, daß 
wir das - das war auch ein persönliches 
Anliegen von mir - in einer sehr modern ein­
gerichteten Berufsschule verwirklichen konn­
ten. 

Von entscheidender Bedeutung für die 
Transporteure - damit sind immer sowohl 
die Frächter als auch Transporte im Werks­
verkehr gemeint - wird auch die administra­
tive Handhabung der Erteilung von nun vor­
gesehenen Streckenbewilligungen für den 
Transport besonders gefährlicher Güter sein. 
Bei aller Berücksichtigung der Gefahrenver­
minderung für Bevölkerung und Umwelt ist 
jedoch der zu erwartende bürokratische 
Auwand zu bedenken. Transporteure benöti­
gen für bestimmte einzelne Transporte oder 
:für immer wiederkehrende Transporte für die 
Dauer von maximal einem Jahr die Strecken­
bewilligung der Behörde. Ich verhehle nicht, 
daß nur eine möglichst unbürokratische 
Handhabung dieser Bestimmungen den 
Frächtern im Einzelfall Transporte entspre­
chender Güter ermöglicht. 

Im täglichen Wirtschaftsleben wird es prak­
tisch nicht möglich sein, vor Annahme eines 
dringenden Transportauftrages den Ausgang 
eines komplizierten Genehmigungsverfah­
rens abzuwarten, noch dazu, wo unter 
Umständen zwei Bundesländer oder das Mini-

sterium selbst zur Entscheidung herangezo­
gen werden müssen. 

Daher meine konkrete Bitte heute an den 
Herrn Bundesminister Streicher, für eine 
rasche und unbürokratische Abwicklung zu 
sorgen. Ich bin davon informiert, Herr Mini­
ster, daß Sie bereits in Verhandlungen mit der 
Wirtschaft Ihr Entgegenkommen zugesagt 
haben. Aber ich wollte diese Bitte hier noch­
mals anbringen. 

Durchwegs positiv sehe ich die nun alle 
fünf Jahre durchzuführende Schulung der 
Lenker, da die rasante technische Entwick­
lung ein profundes, immer wieder erneuertes 
Wissen der Lenker über die Ladung und die 
damit zusammenhängenden Gefahren not­
wendig macht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sie konnten meinen Anmerkungen zu den 
wesentlichen Punkten der Novelle sicherlich 
entnehmen, daß diese Novelle seitens der 
betroffenen Wirtschaftkreise, sagen wir fürs 
erste mit Skepsis aufgenommen wurde, 
jedoch weitgehend Verständis für die darin 
festgelegten Maßnahmen herrscht. 

Wir sollten diese Kooperationsbereitschaft 
eines für uns alle wesentlichen Wirtschaftsek­
tors nicht unterbewerten. Der Gütertransport 
auf der Straße leidet sicherlich, das kann man 
wohl sagen, durch das ihm gegebene Image 
der Gefährlichkeit und auch der Umweltbela­
stung. Es ist jedoch gerade dieser Gütertrans­
port, so meine ich, der eigentlich die Lebens­
ader für die Wirtschaft und auch für die 
gesamte Bevölkerung darstellt, der durch 
hohe Investitionen, vor allem im Bereich der 
Sicherheit der LKW, wesentlich zur Gefah­
renverminderung beiträgt. Daher sollten wir 
ihm auch mehr Verständis entgegenbringen. 

So soll auch mein Wunsch nach unbürokra­
tischer und nicht behindernder Handhabung 
der Bestimmungen des GGSt und der darauf 
basierenden Verordnungen verstanden wer­
den. Sie sollen Beitrag zur Sicherheit der 
Transporte, aber nicht zur De-facto-Verkehrs­
lenkung sein. 

Die ÖVP wird dem vor liegenden Gesetzes­
beschluß trotz einiger Vorbehalte, die ich ver­
sucht habe, ein bißehen zu beleuchten, 
zustimmen, da die Vermeidung von Gefahren 
in diesem Bereich sicherlich Priorität zu 
genießen hat. 

Ich wiederhole aber, daß das GGSt und 
seine Durchführungsverordnungen Vorbild-
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wirkung für Europa haben sollten und wir 
alles daransetzen müssen, damit es in die 
internationalen Übereinkommen Eingang fin­
det. Österreich tut sehr viel für die Sicherheit 
des Güterverkehrs, doch müssen wir in 
Zukunft verstärkt eine Harmonisierung mit 
den internationalen Richtlinien anstreben, 
um Benachteiligungen für die öster­
reichischen Güterbeförderer hintanzuhalten. 
Gerade im Verkehrswesen wird eine klaglose 
Einbindung in die Europäische Gemeinschaft 
von entscheidender Bedeutung sein. Ich bin 
davon überzeugt, daß es uns gelingen wird, 
eine Erhöhung der Verkehrssicherheit bei 
weitgehender Erhaltung der notwendigen 
Rahmenbedingungen für die Verkehrswirt­
schaft zu erreichen. - Danke für die Auf­
merksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 10.56 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Pichler. Ich erteile es ihm. 

10.56 

Bundesrat Pichler (SPÖ, Oberösterreich): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! Verkehrsangelegenheiten sind 
ein gesellschaftlich so wichtiger und brisanter 
Teil, daß sie alle Gesellschaftsbereiche betref­
fen und daß es dazu auch die unterschied­
lichsten Meinungen und Standpunkte gibt. 

Wenn mein Vorredner, Kollege Madertha­
ner, die Interessen der Wirtschaft in den Vor­
dergrund gestellt hat - was legitim ist -, so 
möchte ich darauf hinweisen, daß es eine 
noch viel größere Zahl von Betroffenen gibt, 
die ebenfalls bei diesen Verkehrsproblemen 
ein Wort mitreden möchten. 

Der gegenständliche Nationalratsbeschluß, 
der das Bundesgesetz über die Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße, eine Ände­
rung des Kraftfahrgesetzes 1967 und der Stra­
ßenverkehrsordnung 1960 beinhaltet, ist wie­
der ein kleiner Schritt zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit. Transporte mit gefährli­
chen Gütern sind immer ein Problem, wenn 
sie auf der Straße durchgeführt werden. Die 
Bevölkerung ist zu Recht besorgt und verunsi­
chert, wenn es keine klaren gesetzlichen 
Regelungen gibt. 

Durch ein Erkenntnis des Verwaltungsge­
richtshofes vom 23. Jänner 1986 hat sich diese 
Unsicherheit bei der Beförderung gefährli­
cher Güter auf der Straße noch erhöht. Der 
Verwaltungsgerichtshof hat in seiner Rechts­
meinung geäußert, daß zusätzliche Sicher­
heitsvorschriften des GGSt, die im ADR nicht 

enthalten sind, auf Fälle internationaler 
Beförderung nach dem ADR nicht anzuwen­
den seien. Dies hat zur Folge, daß Gefahren­
guttransporte, die in Österreich durchzufüh­
ren sind, den strengeren Bestimmungen 
unterliegen und Gefahrenguttransporte, die 
internationale Ziele haben, nach den Richtli­
nien des ADR abzuwickeln sind. Diese Vor­
gangsweise führt zu einer nicht gerechtfertig­
ten Ungleichbehandlung, und es ist auch nicht 
verständlich, daß man beim Transport gefähr­
licher Güter auf der Straße nicht alle mögli­
chen Schutzmaßnahmen und Sicher heits kr i­
terien zur Anwendung bringt. 

Durch diese Gesetzesnovelle werden nun 
alle, aber leider nur in Österreich zum Ver­
kehr zugelassenen Fahrzeuge, gleichgültig, ob 
eine nationale oder internationale Beförde­
rung vorliegt, den strengeren Vorschriften für 
nationale Beförderungen unterstellt. 

Für die Einhaltung der für die Beförde­
rungssicherheit außerordentlich wichtigen 
Bestimmungen soll nicht nur der Halter des 
Fahrzeuges, sondern auch der Lenker selbst 
haften. Den Behörden wird auch die Möglich­
keit eingeräumt, den Transport bestimmter 
gefährlicher Güter nur auf bestimmten, fest­
gelegten Transportrouten zu genehmigen. 
Das ist im Interesse der Sicherheit bestimmt 
ein notwendiger und richtiger Schritt. 

Den Lenkern eines Kraftfahrzeuges, mit 
dem gefährliche Güter befördert werden kön­
nen, kommt naturgemäß ein beträchtliches 
Maß an Verantwortung zu. Daher ist es im 
Interesse der Beförderungssicherheit notwen­
dig, daß solchen Lenkern ein Fahrzeug erst 
dann überlassen wird, wenn sie über die not­
wendigen Pflichten unterwiesen sind und sich 
die erforderlichen Kenntnisse angeeignet 
haben. 

Das bedeutet, daß die Lenker grundsätzlich 
einer besonderen Ausbildung zuzuführen 
sind. Die Bescheinigung über die Absolvie­
rung der besonderen Ausbildung hat nur fünf 
Jahre Gültigkeit. Sie darf nur dann verlängert 
werden, wenn der Lenker erfolgreich an 
einem Fortbildungslehrgang teilgenommen 
hat. Auch das geforderte Mindestalter von 
24 Jahren und die notwendige charakterliche 
Eignung des Lenkers sind ein wichtiger 
Punkt zur Verbesserung der Verkehrssicher­
heit. 

Trotz all dieser zu befürwortenden Verbes­
serungen gestatten Sie mir aber, darauf hin­
zuweisen, daß für die Verkehrssicherheit eine 
Umschichtung solcher Transporte von der 
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Straße auf die Schiene der richtigere Weg 
wäre. Dieses Ziel kann aber nicht durch 
Appelle erreicht werden, sondern dazu bedarf 
es ebenfalls gesetzlicher Regelungen. 

Der Straßenverkehr birgt eine Unzahl von 
Gefahrenquellen in sich. Der Transport 
gefährlicher Güter auf dem Verkehrsweg 
Straße wird immer ein großes Risiko mitein­
schließen. Es wäre also nicht zuviel verlangt, 
im Interesse der Menschen, der Umwelt und 
der Natur solche Transporte auf den sicheren 
Schienenweg zu verlagern. 

Mit der starken Zunahme des Straßentran­
sitverkehrs erhöht sich auch die Anzahl der 
Transporte gefährlicher Güter. Beim Auto­
bahn-Zollamt in Kiefersfelden haben im ver­
gangenen Jahr erstmals mehr als eine Million 
LKW die deutsch-österreichische Grenze pas­
siert; das ist eine Steigerung von 4,5 Prozent. 
Dazu kommen noch über 7 Millionen PKW. 

Daß diese Entwicklung für Österreich so 
ungünstig verläuft, hat viele Ursachen. Die 
Schweiz hat es verstanden, sich durch ein 
28-Tonnen-Limit, durch ein Nachtfahrverbot 
weitgehend vom Transitverkehr abzukoppeln. 
Dieser Umwegtransit, der uns so große Sor­
gen bereitet, nimmt ständig zu, und die Ver­
kehrsprognosen bei den Zuwachsraten lassen 
noch Schlimmes für die Zukunft befürchten. 

In Anbetracht dieser Entwicklung stellt 
sich immer die Frage, wie lange wir uns diese 
Großzügigkeit noch leisten können. In einer 
Informationsschrift der Gesellschaft für Ver­
kehrspolitik vom 28. Jänner 1988 kann man 
folgendes lesen - ich zitiere wörtlich - :  

"Folgt man den Berichten der Transportun­
ternehmer und einiger Interessenvertretun­
gen, entsteht geradezu der Eindruck, als hätte 
sich die Mautbelastung am Brenner von Jahr 
zu Jahr erhöht. Dieser Eindruck ist nicht rich­
tig, wie aus nachstehender Tabelle ersichtlich 
ist. Da Transportunternehmen vorsteuerab­
zugsberechtigt sind und die Umsatzsteuer auf 
Mautgebühren somit kein Kostenfaktor ist, 
sind die Mautgebühren als Nettopreise exklu­
sive Mehrwertsteuer angeführt. Alle Angaben 
beziehen sich auf 38-Tonnen-Nutzlast-LKWs ." 

Im Jahre 1977 hat die Einzelfahrt für einen 
38-Tonnen-LKW, wertberichtigt zum heutigen 
Verbraucherpreisindex, 507 S betragen. 1987 
beträgt die Einzelfahrt für dieselbe Tonnage 
400 S; eine Verbilligung ist also eingetreten. 
Wenn man dem die Einzelfahrt eines PKWs 
mit 120 S gegenüberstellt und die Straßenab­
nützung eines 38-Tonnen-LKWs mit der eines 

PKWs vergleicht, stellt sich die Frage, warum 
wir den LKW so stark subventionieren. 

Ich möchte . Sie, Herr Bundesminister, fra­
gen, wie sich die Straßenabnützung eines 
LKW-Transporters von 38 Tonnen im Ver­
gleich zu der eines PKWs von etwa einer 
Tonne verhält, wie sich also das Verhältnis in 
der Belastbarkeit darstellt und wie sich die 
Kostenfrage aufteilt. 

Es wurde zwar mit 1. September 1987 der 
Verkauf der Jahreskarte zum Preis von 
20 833 S eingestellt, doch mit einem 10-Fahr­
ten-Block zum Preis von 2 933 S beträgt die 
Mautgebühr für einen 38-Tonnen-LKW nur 
noch 293 S. Dazu wurde noch von Herrn Bun­
desminister Robert Graf ein 100-Fahrten­
Block in Aussicht gestellt, der wieder nur 
20 833 S kosten würde, also denselben Betrag, 
den man vorher für die Jahresmautkarte 
bezahlte. Damit würde sich die Fahrt noch­
mals, und zwar auf 208 S reduzieren. Daß die­
ser 100-Fahrten-Block noch der Genehmigung 
des Finanzministers bedarf, ist ein großes 
Glück. Ich hoffe nur, daß diese Genehmigung 
nicht erteilt wird. 

Der einzig richtige Weg kann nur sein, die 
Bahn in dieser Tranche entsprechend rasch 
auszubauen und durch gesetzliche Regelung 
eine Umschichtung des Transitverkehrs von 
der Straße auf die Schiene zu erreichen. 

Im Entwurf des österreichischen Gesamt­
verkehrskonzeptes gibt es viele positive 
Schlußfolgerungen. Es bleibt nur zu hoffen, 
daß diese Zielsetzungen auch erreicht wer­
den. Es wird auch prognostiziert, daß der 
Transport gefährlicher Güter zunehmen wird. 
Richtig ist auch angeführt, daß dabei der 
höhere Sicherheitsstandard der Bahn stärker 
genutzt werden muß. 

Abschließend möchte ich nochmals erwäh­
nen, daß der gegenständliche Nationalratsbe­
schluß einen kleinen, aber noch nicht befriedi­
genden Schritt in Richtung zu mehr Ver­
kehrssicherheit bedeutet. Es bleibt die Frage 
offen, wann die Bestimmungen des ADR auf 
einen höheren Sicherheitstandard gebracht 
werden können. Hiebei wäre die zwingende 
Vorschreibung des ABS, also des Antiblok­
kiersystems, höchst an der Zeit. 

Noch mehr Sorge bereitet mir aber die 
Frage, wie es mit den Sicherheitsbestimmun­
gen bei Transporten aus jenen Ländern aus­
sieht, die dieses internationale Abkommen 
über den Transport gefährlicher Güter nicht 
unterzeichnet haben, wie zum Beispiel Gefah-
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renguttransporte aus der Türkei und aus 
Griechenland. Welche Sicherheitskriterien 
werden bei solchen Transitfahrten durch 
Österreich verlangt? Sollte man hier nicht den 
Straßentransport gesetzlich verbieten und 
eine Beförderung auf dem Schienenweg im 
Huckepackverkehr vorschreiben? In Anbe­
tracht der gefährlichen Verkehrssituation auf 
unseren überlasteten Transitrouten wäre 
diese Maßnahme nicht nur gerechtfertigt, 
sondern im Interesse unserer Bevölkerung 
höchst notwendig. 

Was wir brauchen, ist also nicht nur diese 
kleine Novelle, sondern so bald wie möglich 
eine große Novelle, die alle erforderlichen 
Sicherheitsbestimmungen beinhaltet. Ober­
stes Ziel dabei müßte es sein, Gefahrengut­
transporte weitestgehend von der Straße weg­
zubringen und sie auf den wesentlich siche­
ren Schienenweg zu verlagern. (Zwischenruf 
des Bun desrates Dr. Pi s e c.) Sie werden 
noch Gelegenheit haben, Herr Kollege , Ihre 
Meinung diesbezüglich zu äußern. 

Ich darf aber jetzt schon sagen, daß es dazu, 
was die Sicherheit betrifft, keine Alternative 
gibt. Wenn man nicht Einzelinteressen in den 
Vordergrund stellt, sondern die Sache objek­
tiv betrachtet, dann muß jeder verantwor­
tungsvolle Politiker zu dem Schluß kommen: 
Gefährliche Güter haben auf der wirklich 
gefährlichen Transitroute nichts zu suchen! 
Hier müßte man vor allem den sicheren 
Schienenweg wählen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich hoffe also, daß sich alle verantwortli­
chen Politiker sowie die Interessenvertretun­
gen und auch die zuständigen Behörden ver­
stärkt dieses Problems annehmen und in 
Bälde gesetzliche Regelungen für diesen 
Transport gefährlicher Güter besonders auf 
dem Transitweg durchführen werden. 
Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 11.08 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Dr. Strimitzer. Ich erteile es ihm. 

11.08 

Bundesrat Dr. Strimitzer (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Als Vertre­
ter des Bundeslandes Tirol darf ich mich zum 
vorliegenden Verhandlungsgegenstand nicht 
verschweigen. Es hat zwar mein Vorredner, 
Kollege Pichler, bereits einige Verkehrspro­
bleme Tirols behandelt, nur scheint er dabei 
teilweise vom konkreten Thema, mit dem wir 
uns zu beschäftigen haben, ein wenig abgewi­
chen zu sein. 

Ich möchte mich wirklich auf das Gefahren­
güterstraßenverkehrsgesetz beschränken und 
stelle voran: Wir Tiroler, Herr Bundesmini­
ster, begrüßen den Gesetzesbeschluß betref­
fend die GGSt-Novelle 1988. Ich stehe auch 
gar nicht an, zu sagen: Wir sind Ihnen dafür 
sehr dankbar. Jedoch - und das wissen Sie 
selbst, der Sie sich ja wirklich sehr mutig 
einer Fernsehdiskussion mit ob des unerträg­
lich gewordenen Transitverkehrs aufgebrach­
ten Tirolern gestellt haben - die in dieser 
Vorlage abstrakt vorgesehenen Verschärfun­
gen reichen leider noch nicht aus, die Anrai­
ner der Transportwege vom Damokles­
schwert einer möglichen Giftkatastrophe auf 
der Straße zu befreien. Sie werden - ich 
glaube, das kann man, ohne pathetisch zu 
werden, hier sagen - totes Papier bleiben, 
wenn ihre Einhaltung nicht ausreichend kon­
trolliert werden kann. 

Herr Bundesminister! Sie selbst wissen, 
eine der beeindruckendsten, gleichzeitig aber 
auch bedrückendsten Aussagen der "Argu­
mente"-Sendung vom Mittwoch vergangener 
Woche in Innsbruck ist die des Branddirek­
tors der Innsbrucker Berufsfeuerwehr gewe­
sen , der bekanntlich gemeint hat - ich zitiere 
wörtlich - :  "Wenn das mit den Gifttranspor­
ten so weitergeht, dann genügt ein einmaliger 
Unfall, um das Inntal und das Wipptal außer 
Kraft zu setzen." Der Branddirektor hat sich 
fast nicht getraut - trotz bohrender Fragen 
des Moderators - ,  den Ausdruck "außer 
Kraft zu setzen" näher zu interpretieren. 

Letztlich ist dann herausgekommen, es 
könnte eines Tages dazu kommen, daß das 
Inntal und das Wipptal völlig evakuiert wer­
den müßten. Ich füge dem hinzu - so hat es 
wahrscheinlich auch der Branddirektor 
gemeint, wenn auch nicht gesagt - :  . . .  , falls 
es im Falle einer Katastrophe ähnlich Seveso 
oder Bhopal überhaupt noch jemanden zu 
evakuieren gibt. 

Denn, meine Damen und Herren - halten 
Sie sich das einmal vor Augen! - :  Unter den, 
auch von meinem Vorredner angezogenen, 
nahezu 4 000 LKWs und LKW -Zügen, die auf 
der Strecke Brenner-Kiefersfelden und retour 
täglich hin- und herfahren, befinden sich rund 
300 Giftfuhren, also fast 10 Prozent aller 
Transporte; 300 deklarierte Giftfuhren, von 
denen aber, wie man weiß, viele falsch dekla­
riert sind, das heißt, als weniger gefährlich 
ausgewiesen sind, als sie tatsächlich sind, so 
ausgewiesen sind, daß die Katastrophenein­
satzdienste oft nicht wissen, mit welchen che­
mischen Reaktionen gerechnet werden muß, 
worin die Umweltbelastung in concreto beste-
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hen kann. Nicht wenige dieser Transporte 
weisen noch dazu fast unglaublich leichtfer­
tige Verpackungszustände auf. 

Die Feuerwehren des Landes haben schon 
viel gelernt. Sie besitzen Schadstoffkataster. 
Sie können aus einem Computer die Schad­
stoffwirkungen der wichtigsten chemischen 
Transportstoffe ablesen. Sie wissen, unter 
welchen Vorsichtsmaßnahmen man dieser 
oder jener Substanz gegenübertreten muß. 
Aber - man muß sich das vorstellen! - wenn 
die Katastrophe passiert, dann kann zwar in 
manchen Fällen manche schädliche Folge 
minimiert werden, was auch schon oft gesche­
hen ist, aber es kann keine Minimierung 
geben, wenn - nicht zuletzt wegen nicht 
rechtzeitiger Gegensteuerung gegen falsche 
Deklarationen - Katastrophen eintreten, 
deren Dimension eben so groß ist, daß 
Mensch und Natur irreparabel geschädigt, 
weil ausgelöscht beziehungsweise getötet 
sind. 

Um zu verhindern, daß sich solches auch 
nur einmal ereignet, muß meiner Auffassung 
nach noch mehr getan werden, als die gegen­
ständliche Novelle dankenswerterweise - ich 
füge das ausdrücklich hinzu - vorsieht. 

Was kann man also noch tun? Was soll man 
noch tun? Was muß man noch tun? 

Erstens ist eine strengere Kontrolle am 
Abgangsort im Inland oder an der Zollgrenze 
vonnöten (Ruf bei der ÖVP: Bravo!), und zwar 
eine Kontrolle, meine Damen und Herren, 
Herr Bundesminister, in bezug auf die Sicher­
heit des Transportmittels und der Verpak­
kung und eine Kontrolle in bezug auf die kor­
rekte Deklaration. 

Solche Kontrollen, deren Kosten, so bedau­
erlich es ist, wohl oder übel den Preis belasten 
werden müssen, können natürlich nur von 
Fachleuten vorgenommen werden. Und sol­
che Fachleute außerhalb des mobilen Prüfzu­
ges, der Ihrem Ressort j a  zur Verfügung 
steht, wären, glaube ich, den Bezirkshaupt­
mannschaften oder den für die Kfz-Kontrolle 
zuständigen Sicherheitsdiensstellen zuzuord­
nen und von dort bei gegebener Notwendig­
keit abzurufen beziehungsweise anzufordern 
oder auch, so könnte ich mir vorstellen, bei 
den zuständigen beziehungsweise zugelassen 
Zollämtern zu stationieren. 

Ich könnte mir vorstellen, daß es möglich 
wäre, auf freiwilliger Basis - konkreter Vor­
schlag meinerseits - sogar Zöllner selbst zu 
Kontrollorganen auszubilden, ähnlich wie das 

heute j a  schon für die phytosanitäre Kontrolle 
beziehungsweise für die Qualitätsklassenkon­
trolle im Bereich des Pflanzenschutzes bezie­
hungsweise des Obstimporte der Fall ist. 
Wenn die eigentliche zöllnerische Tätigkeit in 
bezug auf die EG-Integration rückläufig wer­
den dürfte, so könnte einigen Zöllnern auf 
diese Weise sogar die Sorge um ihre berufli­
che Zukunft, die sie derzeit hegen mögen, 
genommen werden. 

Mehr Kontrolle, als sie derzeit, Herr Bun­
desminister, mit einem einzigen fahrbaren 
Kontrollzug, der bisher Ihrem Ressort zur 
Verfügung stand - Gott sei Dank werden es 
j a, wie ich gelesen habe, bald zwei sein, aber 
das sind sicher für das ganze Bundesgebiet 
noch immer viel zu wenig - ,  vornehmen kön­
nen, ist einfach ein zwingendes Gebot der 
Stunde. Wenn, wovor Gott uns behüten möge, 
etwas Fürchterliches passiert, dann wird man 
sicher die zu geringe Kontrolle der an sich 
ausreichenden Vorschriften - ich möchte das 
ausdrücklich betonen - dafür verantwortlich 
machen. 

Apropos ausreichende Vorschriften: Ein 
Grund, warum Sie, Herr Bundesminister, 
diese Novelle initiiert haben, ist ja der gewe­
sen - das ist auch aus den Aussagen meiner 
Vorredner hervorgekommen -, daß die inter­
nationalen Regelungen für die Fahrzeuge 
j ener Staaten, welche dem ADR-Abkommen 
beigetreten sind, milder, weniger streng sind 
als j ene, die für die österreichischen Fahr­
zeuge gelten. 

In Österreich ist beispielsweise - da kann 
ich dem Kollegen Pichler nur zustimmen -
für Gefahrguttransporte das ABS-System, das 
Antiblockiersystem, für LKW vorgesehen, 
und es ist etwa auch die Mitnahme von Streu­
gut in Fällen, in denen eine mögliche Verei­
sung von Straßen voraussehbar ist, verpflich­
tend vorgeschrieben. 

Das ADR kennt derartige, vernünftige, not­
wendige Regelungen noch nicht. Und ich 
frage daher: Wo ist da der Sinn zu suchen, 
wenn ein österreichischer LKW, der einen 
Chemietransport von Wien nach Purkersdorf 
durchführt, mit dem ABS-System ausgestat­
tet sein muß, aber die 300 LKW, die täglich die 
Strecke Kiefersfelden - Brenner befahren, 
und zwar auf einer Strecke, wo der Brenner­
paß immerhin auf 1372 m Seehöhe liegt, bloß 
normale Bremsen brauchen. 

Ich bin da auch grundsätzlich der Meinung, 
die Kollege Maderthaner zum Ausdruck 
gebracht hat, nämlich daß da eine Ungleichge-
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wichtigkeit vorliegt. Ich weiß nicht, ob der 
Vergleich falsch ist, wie er in Ihre Kehle 
gerät, Herr Bundesminister, aber die 
Geschichte kommt mir so ähnlich vor wie 
jene mit der Kat-Regelung. Wir haben für die 
österreichischen Fahrzeuge zwingend eine 
Kat-Regelung vorgeschrieben. Diese ist 
sicherlich im Interesse des Umweltschutzes 
zu begrüßen. Ich weiß zwar nicht, wie viele 
österreichische Fahrzeuge mit einem Kataly­
sator ausgestattet sind, ich weiß aber, daß wir 
allein in Tirol jedes Jahr zirka 20 Millionen 
ausländische Pkw zählen, die überwiegend 
nicht mit einem Katalysator ausgestattet 
sind. 

Ein besonderes Problem sind natürlich die 
Gefahrgutfahrzeuge ausländischer Staaten, 
die nicht dem ADR beigetreten sind. Da 
komme ich auch auf die Aussagen meines 
Vorredners zu sprechen: Herr Kollege! Die 
Sache ist sicher eindeutig juristisch zu beant­
worten. Natürlich müßten diese Fahrzeuge, 
die aus Staaten stammen, welche nicht dem 
ADR-Abkommen beigetreten sind, jene Stan­
dards aufweisen, die den österreichischen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften entspre­
chen. Keinen Zweifel kann es darüber geben. 
Aber bitte: Sind sie wirklich so ausgestattet? 
Hier bin ich gerne bereit, diese Frage mit 
Ihnen neuerdings auf den Tisch zu legen. Ich 
möchte diese Frage vorerst so beantworten: 
Wir wissen es nicht! Warum nicht? - Weil 
halt eben kaum Kontrollen in dieser Frage 
stattfinden und es daher natürlich nicht aus­
zuschließen ist, daß hier manchmal nur primi­
tivste Sicherheitsvorkehrungen existieren, 
mit denen solche Fahrzeuge Österreichs Stra­
ßen befahren. 

Nun, neben den notwendigen Kontrollen 
muß nach meiner Auffassung auch - übri­
gens in Übereinstimmung mit einer entspre­
chenden Entschließung des Nationalrates -
das Zurückweisungsrecht an der Grenze aus­
geübt werden können. Ich weiß schon, Herr 
Bundesminister, daß es hier Kompetenzpro­
bleme mit der Finanz- beziehungsweise Zoll­
verwaltung gibt. 

Die recht pikierte Aussage, wie Sie hier mit 
Ihrem Ressortkollegen aus der Finanzverwal­
tung zu Rande kommen, möchte ich eigent­
lich Ihr Problem sein lassen, nur: Kompetenz­
fragen dürfen, glaube ich, im Interesse der 
Sicherheit der Bevölkerung nicht im Vorder­
grund der Betrachtung stehen. 

Darüber hinaus sollte alles unternommen 
werden, um die Gefahrguttransporte - und 
auch da stehe ich gar nicht an, zu sagen, mei-

nem Kollegen Pichler ist in diesem Punkte 
beizustimmen - soweit als möglich von der 
Straße auf die Schiene zu verlagern. Es muß 
uns klar sein, daß damit noch nicht der Stein 
der Weisen gefunden ist, denn auch auf der 
Schiene können schließlich Unfälle passieren. 
Freilich passieren sie - statistisch gesehen 
- seltener, und sie ziehen in der Regel auch 
sicherlich geringere Folgen nach sich. 

Es wäre auch die Frage, ob Gefahrguttrans­
porte besonderer Art - denken Sie an Zyanid 
oder Dioxin, DDT - nicht unter Umständen 
zwingend einer amtlichen Begleitung unter­
worfen oder bei sonderen Witterungsverhält­
nissen eben nicht überhaupt von der Straße 
ferngehalten werden sollen. 

Die Möglichkeit der Festlegung besonderer 
Routen und besonderer Sicherheits auflagen 
ist j a  erfreulicherweise in der vorliegenden 
Novelle vorgesehen. 

Es wäre sicher - und ich komme damit 
schon zum Schluß, meine Damen und Herren 
- unrealistisch, zu meinen, daß Gefahrgut­
transporte auf der Straße überhaupt nichts zu 
suchen hätten. Für kurzfristige Transporte 
von der Produktions- beziehungsweise Lager­
stätte zumindest zu einem weitestgehend 
sicheren Schienenfahrzeug wird man den 
Lkw keinesfalls ausschalten können. Ich 
stehe nicht an zu sagen, daß ich in diesem 
Punkte eine vollkommen übereinstimmende 
Auffassung mit Herrn Kollegen Maderthaner 
habe. Nur ist es wirklich nicht einzusehen, 
daß solche Lkw-Transporte über Tausende 
von Kilometern, wie wir es leider Gottes auch 
zu verzeichnen haben, durch zum Teil dicht­
besiedeltes Gebiet ganz Mitteleuropas geführt 
werden. 

Sie, Herr Bundesminister, haben selbst 
gesagt, daß Sie auch nicht an der Tiroler 
Transitroute wohnen möchten. Eine Aussage, 
deren Ehrlichkeit j a  sehr überzeugend 
geklungen hat und die Ihnen auch von der 
Tiroler Bevölkerung durchaus nicht krumm 
genommen wurde. Im Gegenteil: Man hat da 
Ihre Ehrlichkeit sehr anerkannt. 

Ich weiß auch, daß Sie sich bemühen, den 
Belastungen des Verkehrs gegenzusteuern, 
auch wenn Sie nicht in allem mit den Vorstel­
lungen Ihrer Tiroler Parteifreunde überein­
stimmen, etwa in bezug auf das Nachtfahrver­
bot. Hier hat der Herr Bundesminister eine 
Auffassung, die auch von unserer Seite grund­
sätzlich vertreten wird. Man wird also nicht 
hier ad hoc ein Nachtfahrverbot einfach ein­
führen können, ohne die Folgen, die sich dar-
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aus dann für den Tagesverkehr ergeben, ent­
sprechend abgecheckt zu haben. 

Folgendes zum Schluß: Die Bevölkerung 
Tirols, darüber hinaus aber alle Österreicher, 
die in der Nähe viel befahrener Verkehrswege 
wohnen, bedürfen gesteigerten Schutzes nicht 
nur vor Lärm und vor Abgasen, meine Damen 
und Herren, sondern sie bedürfen des gestei­
gerten Schutzes auch vor den rollenden Bom­
ben der Landstraße. - Danke für die Auf­
merksamkeit. (Beifall bei der ÖVP un d bei 
Bun desräten der SPÖ.) 1 1 .27 

Stellvertretender Vorsitzender Strutzenber­
ger: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Dkfm. Dr. Pisec. Ich erteile es ihm. 

11.27 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Es wurde schon sehr viel 
über diese äußerst wichtige Novelle des GGSt 
ausgeführt. Ich möchte mir nur erlauben, ein 
paar Dinge von seiten der Wirtschaft nun 
doch noch einmal vielleicht ein bißchen stär­
ker zu präzisieren. 

Nummer eins: die gefährlichen Güter. Mit 
diesen haben wir zu leben, leider sind sie vor­
handen. Wir werden auch in Zukunft, fürchte 
ich, mehr gefährliche Güter bekommen, wenn 
wir die Entwicklung der Wirtschaft, der Tech­
nik betrachten. Wir werden sehr viel mehr 
gefährliche Güter, die jetzt irgendwo ruhen, 
entfernen müssen, deren Entsorgung ein 
wesentliches Anliegen der Ges amtbevölke­
rung ist. Das heißt, der Transport dieser 
Güter wird uns nicht zum letzten Mal beschäf­
tigen. (Stellvertretender Vorsitzender K ö s t -
1 e r übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Die vorliegende Novelle ist ein Kompromiß 
zwischen den Notwendigkeiten auf der einen 
Seite und den Möglichkeiten des Transportge­
werbes, der Frächter auf der anderen Seite. 
So gesehen haben wir unsere Zustimmung 
angeboten und werden diese auch erteilen. 

Selbstverständlich könnte man manche 
Regelungen dem Ausland gegenüber, also die 
schon zitierten Beispiele paritätischer gestal­
ten. Herr Bundesminister! Ich glaube darüber 
sind wir uns alle einig: Wenn Ausländer mit 
anderen Bremssystemen ausgestattete Fahr­
zeuge an unsere Grenzen bringen, dann 
haben sie eben Konkurrenzvorteile, einfach 
weil sie billiger ausgestattete Fahrzeuge 
haben; die sind billiger im Betrieb. Die müs­
sen wirklich nicht damit fahren, und es soll 
auch nicht passieren, daß am Walserberg ein 

Schwerst-LKW-Zug nicht stehenbleiben kann, 
weil er kaputte Bremsen hat, und der Chauf­
feur aussteigt mit einem Holzknüppel und das 
Fahrzeug aufhält. Das müssen wir nicht 
haben. So gesehen sind die von meinem Vor­
redner Dr. Strimitzer sehr nachhaltig insi­
stierten zusätzlichen Kontrolle an der Grenze 
zweifelsohne zu bejahen. 

Die Frage des Nachtfahrverbotes wie in der 
Schweiz möchte ich in Österreich im Augen­
blick darum noch nicht diskutieren, weil wir 
j a  auch im Konzept der Neuen Bahn noch 
nicht so weit sind, wie wir gerne sein möch­
ten. Darf ich Sie bitte daran erinnern, daß die 
Transitregelung oder -lösung durch Tirol, die 
im Konzept Neue Bahn enthalten ist - Tran­
sitkorridor Brenner, Projekt 1 1  mit zusätzlich 
100 Zügen pro Tag, das würde 1 600 Lkw 
bedeuten -, zwar ein sehr guter Gedanke ist, 
aber heute von der Realisation weit entfernt. 
Das Zugpaar, das heute fährt, ist zu 60 Pro­
zent ausgelastet. Die Beladeeinrichtungen in 
Deutschland, aber vor allem in Italien ent­
sprechen nicht unseren Wünschen. Wir haben 
hier Europaregelungen zu treffen, und dann 
erst kann man sich mit etwas anderem 
beschäftigen. Bis dahin müssen wir damit 
leben, daß die Lkw-Züge nicht nur durch 
Tirol, sondern auch durch andere Gebiete fah­
ren. 

So gesehen verstehe ich auch den Verkehrs­
minister, wenn er bei Interpellationen, zum 
Beispiel der des stellvertretenden Landes­
hauptmannes der Steiermark vorgestern oder 
gestern, sehr wohl die Problematik der Gast­
arbeiterstrecke durch die Steiermark oder 
den Ausbau der Pyhrn Autobahn einsieht, 
weil es im Augenblick mit enormen Risiken 
des Gesamtverkehrsaufkommens verbunden 
wäre, wenn es zu keinem Ausbau kommen 
würde. 

Wir kommen aber, wenn wir das weiter aus­
spinnen, vom Transport der gefährlichen und 
gefährlichsten Güter zu weit weg, worauf ich 
mich konzentrieren möchte. 

Das deutsche GGVS hat eine Bestimmung, 
den § 7, daß die Vorschriften auch für auslän­
dische Transporteure gelten. Wir mußten 
dazu eine eigene Novelle aufgrund eines 
Erkenntnisses des VHG vom Juni vorigen 
Jahres machen. Diese liegt j a  heute vor und 
führt zur Gleichstellung der ausländischen 
Transporte auf inländischen Strecken mit 
unseren eigenen inländischen Transporten. 
Sie ist daher zu begrüßen. 

Darüber hinausgehende Fragen ergeben 
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sich aber dadurch - was sehr viel diskutiert 
wird, ich beziehe mich auch auf manche Wort­
meldungen im Nationalrat - :  Wer wird kon­
trollieren? Wird die Exekutive jetzt generell 
kontrollieren, oder wird die Bundesprüfan­
stalt mit dem einen oder vielleicht auch mit 
zwei Zügen kontrollieren? Wie wird das sein? 

Dann ergibt sich noch etwas aus der regio­
nalen, aus der föderativen Praxis: Die Feuer­
wehrkommandos sind in der Frage gefähr­
lichster und gefährlicher Güter von enormer 
Bedeutung. Die Landesfeuerwehrkommandos 
haben entsprechende Einsatzpläne zu gestal­
ten, durchzuführen und durchzuüben. Die 
Frage ist: Wieweit wird dann ein solch ein 
Landesfeuerwehrplan auf das Gesamtver­
kehrskonzept hemmend einwirken? Irgendwo 
müssen die Fahrzeuge be- und entladen wer­
den, und dort hat natürlich diese Einrichtung 
der öffentlichen Sicherheit quasi Behörden­
charakter im Einspruchswesen. Das gibt es 
wirklich bitte. Also, hier müssen wir schauen, 
daß ein Gesamtkonzept daraus entsteht, ohne 
daß die Sicherheit der Landesfeuerwehrkom­
mandos, der regionalen Feuerwehreinrichtun­
gen in ihrer Wirksamkeit beeinträchtigt wird, 
daß also nicht Verkehrspolitik über diese Ein­
richtung gemacht wird, wie es ja schon fall­
weise vorgekommen ist. 

Das zweite: Auch in der Frage der Transit­
strecke muß eine österreichische Regelung 
irgendwann eintreten. Die Schweizer sind ja 
nicht so, daß sie nur 28 Tonnen erlauben. Vom 
Industriepark Basel an die deutsche Grenze 
erlauben sie sehr wohl 40 Tonnen-Fahrzüge, 
denn da liegt ein gewisses geschäftliches 
Interesse darinnen. Wenn wir die 38 Tonnen 
plus 5 Prozent haben, so sind diese auch letzt­
lich europakonform. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie 
daran erinnern, daß sich in den Erläuternden 
Bemerkungen dieser Gesetzesvorlage als letz­
ter Punkt ein Passus befindet, der mich mit 
großer innerer Genugtuung erfüllt hat. Da 
steht: Diese Gesetzesvorlage ist konform den 
EG-Bestimmungen. Ich kann mich nicht erin­
nern, eine solche Stilisierung in einem ande­
ren Gesetzestext, einer anderen Vorlage, 
einer Erläuterung vorher gesehen zu haben. 
Ich glaube, ich gehe nicht fehl in der 
Annahme, daß wir heute quasi eine Geburts­
stunde der Durchsetzung unseres Gedanken­
ganges vorfinden, nämlich unseres Entschlie­
ßungsantrages vom 2 8. Jänner dieses Jahres, 
in dem wir den Gesetzentwerfer , die Regie­
rung, auffordern, bei Regierungsvorlagen, 
aber auch bei Verordnungen die Konformität 

mit Regelungen der Europäischen Gemein­
schaft zu bestätigen. 

Das ist in diesem Gesetz geschehen. Wir 
sind also einen riesigen Schritt in Richtung 
Europa weitergekommen. Ich möchte das 
betonen. Herr Kollege Bösch! Wir haben hier 
etwas erreicht. Es ist erst fünf . Wochen her 
und heute bereits in der Praxis realisiert. Soll 
man sich bei den Beamten nun ganz beson­
ders bedanken, oder war das Zufall, weil sie 
sowieso europaweit denken müssen? Im Ver­
kehrsverbund ist das ja zwingend. Jedenfalls 
ist es vorhanden. Ich merke das ganz beson­
ders an, weil ja viele der Regelungen, die noch 
ausständig sind, in Zukunft entsprechend zu 
gestalten sein werden. 

Lassen Sie mich zu der Anregung "Von der 
Straße weg, alles auf die Bahn!" vielleicht 
doch prinzipiell etwas sagen. 

Es gibt österreichische Verhältnisse, die 
können aus der Theorie nicht wegdiskutiert 
werden. Die Topographie des Landes bezie­
hungsweise die Oberflächengestaltung ent­
spricht nun nicht jener anderer westeuropä­
ischer Länder. (Bundesrat Dr. B ö s  c h: Wie 
die Schweiz!) Das heißt, in gewissen Gebieten 
können wir uns einfach nur mit dem Auto 
bewegen und nicht mit der Bahn. Das steht 
einmal fest. In der Flächenversorgung bei 
Ballungsgebieten wird der LKW-Transport 
nicht ersetzbar sein nur durch die Bahn. Das 
steht auch fest. Das sind Gegenheiten der 
Verkehrswirtschaft. Dort benötigen wir auch 
etwas: Wir benötigen nach dem Rezept der 
Neuen Bahn einen Ausbau - den gibt es ja 
dort -, und zwar einen Ausbau der Güterter­
minals. Im Projekt Nr. 8 ist das ausdrücklich 
angeführt. Solange das nicht der Fall ist, kön­
nen wir nicht sagen: Mehr oder alles auf die 
Bahn! 

Gleichzeitig ist zum 1. Jänner - ich sehe ja 
Vertreter der löblichen Bundesbahn sonder 
Zahl anwesend und durch den verehrten Res­
sortchef besonders vertreten - etwas einge­
treten: Am 1 .  Jänner dieses Jahres wurden die 
Ausnahmetarife ohne sonderliche Vorver­
handlungen gestrichen, sodaß es Tariferhö­
hungen bis 38 Prozent beim Güterverkehr 
gibt. Da frage ich mich und Sie, ob das von 
der Straße weg auf die Bahn führen soll. Oder 
glauben Sie, es ist das Monopol schon da, und 
Sie können bereits jetzt schröpfen? Ist das 
Konzept so zu verstehen? Wirtschaftsfreund­
lich ist das nicht! Vor allem ist das konkur­
renzfördernd für Transporte ausländischer 
Frächter auf österreichischen Straßen statt 
auf der teurer gewordenen Bundesbahn. Ich 
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bin gerne bereit, den Beweis für die 38 Pro­
zent vorzulegen. Ich habe ihn mit, falls sie 
darüber diskutieren. Das trifft zufällig einige 
unserer Güter, die wir selber im Transit 
haben. Eine besondere Feinheit! Das ist auch 
eine Frage, die geklärt werden müßte. 

Dann wäre auch notwendig, daß die Tau­
ernachse-Realisation, des Ausbaus von 110 
auf 150 Züge, stattfindet und - etwas noch 
sehr Wesentliches, was das Bundesministe­
rium schon begonnen hat - die Modernisie­
rung des rollenden Materials: Die Tiefflur­
züge, wie Sie wissen, auf die die LKWs drauf­
kommen, sind eine Frage der Finanzierung 
aus dem Budget. Natürlich gibt es hier 
Ansätze, die bemerkenswert sind, aber noch 
lange nicht befriedigend genug, selbstver­
ständlich. 

Im Augenblick ist die Attraktivität der 
Bahn anstelle aller LKWs nicht gegeben. Eine 
Mischform wird in Zukunft stattfinden müs­
sen. Die Schnelligkeit, die Abladung der Ware 
selbst ' "  Ich nenne Ihnen ein paar Dinge, die 
von den Branchen häufig gebracht werden, 
die man aber dann, wenn in einer Person Ver­
kehrs- und Eisenbahnminister mit seinem 
Beraterstab anwesend ist, doch wieder in 
Erinnerung bringen muß. Die moderne Wirt­
schaft verlangt sehr häufig, daß Güter der 
Produktion direkt in die Schüttbehälter 
gebracht werden. 

Die Bahn engt die Zustellung auf Bahnhö­
fen ein, ja Nebenbahnen werden aufgelassen. 
Begrüßt oder nicht begrüßt, aber es wird j a  
nicht das Angebot vermehrt, sondern verrin­
gert. Auf manchen Bahnhöfen gibt es halt 
nicht mehr den Zustellverkehr, weil das Ran­
gieren zu teuer geworden ist und die Ökono­
mie den Vorrang hat. Da muß wieder der 
LKW einspringen. Das sind Gegebenheiten 
aus der Praxis. Wenn die moderne Produk­
tionstechnik die Zwischenlagerung oder das 
Bahngeleis, das nicht vorhanden ist, nicht 
erzwingen kann, dann muß dort die Zustel­
lung durch den LKW erfolgen. 

Ich sage nur Dinge, die eigentlich sowieso 
bekannt sind, aber die man nicht oft genug in 
Erinnerung rufen kann. Ich kenne ein Bei­
spiel aus der Praxis, daß ein Rohstoff aus dem 
mittleren Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland billiger mit dem LKW nach 
Oberösterreich zur Verarbeitung gelangt als 
von der ungarischen Grenze mittels Eisen­
bahntransport. Mittlere Bundesrepublik 
Deutschland, Gebiet Salzgitter, mit LKW! Das 
ist ein echter Konkurrenzfaktor . Also hier gilt 
es , flexibel zu sein. 

Zurückkommend auf die gefährlichen 
Güter, meine Damen und Herren: Ich glaube, 
daß wir mit der heutigen Novelle einen 
großen Schritt weitergekommen sind. Die bei­
den wesentlichen Bonitätszeichen Öster­
reichs, nämlich das Antiblockiersystem, das 
schon genannt wurde, aber auch die beson­
ders verstärkte Ausbildung mit der fünfjähri­
gen Dauer, damit die Chauffeure auf ihre ver­
antwortungsvolle Tätigkeit besser vorbereitet 
sind, sind Spezifika, wo wir europaweit füh­
rend sind. Hier wird Europa uns eigentlich 
nachempfinden müssen. Das heißt: Die euro­
paweite Ausrichtung unserer Gesetzgebung 
kann hier vorlegt werden. Das wird für 
unsere Unterhändler in der Europäischen 
Gemeinschaft zweifelsohne eine wesentliche 
Unterstützung ihrer Tätigkeit sein. 

Die Regelung der Beförderungsvorschriften 
in der internationalen Vereinbarung ADR 
wird sich nun unserem Standard angleichen 
müssen oder wir ihren. Dies ist nun das 
zweite Gesetz, bei dem wir sozusagen päpstli­
cher als der Papst sind; denken Sie an das 
Konsumentenschutzgesetz. Dies bedeutet, 
Österreichs Verwaltung denkt in vielen 
Belangen bereits europaweit. Ich merke das 
ausgesprochen an, weil die Diskussion dar­
über in den letzten Tagen und Wochen so 
stark ausgebrochen ist. 

Darf ich Sie bitte auch darauf aufmerksam 
machen, daß die jetzt gefundene Lösung des 
Straßentunnelwesens - Straßentunnelver­
ordnung vom 30. Juni 1987 - in der jetzigen 
Form für die Wirtschaft zweifelsohne prakti­
kabel ist, sie regelt die Beistellung von 
Begleitfahrzeugen beim Passieren von Tun­
nels. Das erhöht natürlich die Sicherheit des 
Tunnelverkehrs. Es gilt dies für den Arlberg­
Tunnel, den Felbertauern-Tunnel, den Bos­
ruck-Tunnel - Pyhrn Autobahn -, den Kal­
cherkogel-Tunnel - Packsattel - und den 
Katschberg-Tauern-Tunnel. 

Hier ist eine Lösung gefunden worden, die 
von seiten der Wirtschaft begrüßt wird, so wie 
die Wirtschaft die Aufgeschlossenheit des 
Ministeriums begrüßt und die Zusage - Prä­
sident Maderthaner hat das ausgesprochen 
moniert, gestatten Sie, daß ich das auch 
mache - ,  daß am 1 .  April die Verordnung zur 
Bewilligung einer bestimmten Transport­
strecke erlassen wird. Diese würden wir 
natürlich am liebsten möglichst wenig admi­
nistrativ gehandhabt sehen, denn mit dieser 
kann man reglementieren und natürlich Ver­
kehrspolitik machen, aber auch den Fräch­
tern nicht nur Vorteile verschaffen, sondern 
Auflagen erteilen und enormen Schaden bei­
fügen. 
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Es kann sogar zu Stauungen kommen. Bitte 
denken Sie daran, wenn Güter nicht zum 
Transport kommen, werden Sie gestaut, man 
muß sie entladen. Hiezu gehört auch die Auf­
lage Österreichs, daß zum Beispiel bei Trans­
porten gefährlicher Güter in Waggons die 
Zahl von 50 Waggons nicht überschritten wer­
den darf. Wenn dann mehr sind an der 
Grenze, wo stehen die? An der Grenze? Schon 
in Österreich? Werden sie entladen? Wird das 
Risiko geringer oder höher? 

Diese Fragen muß man überlegen, mit 
mehr Flexibilität lösen, denn jedes Gut, das 
vom Transport ausgeschlossen wird, muß ja 
irgendwo bleiben, wird irgendwo gesammelt. 

Die Tunnelverordnung verlangt ein Begleit­
fahrzeug, wenn das Begleitfahrzeug nicht da 
ist, stehen beim Tunnel womöglich Lkws mit 
explosiven Gütern der Klasse 1 nach der 
internationalen Vereinbarung, gibt es dort 
eine Ansammlung von Lkws. Oder es betrifft 
Giftstoffe, und es regnet und stürmt oder es 
ist Lawinengefahr wie derzeit. Das alles muß 
funktionieren. Das gilt natürlich auch für den 
Bahntransport. 

Meine Damen und Herren! So gesehen wer­
den wir sehr gerne die Zustimmung geben. 
Ich darf bitte abschließend aber noch etwas 
sagen: Die heutige Novelle des GGSt ist ein 
Schritt mehr nach Europa. Wie ich bereits 
sagte - das steht im Vorwort der Erläuterun­
gen - ,  ist die Europakonformität gegeben. 

Gerade an der Problematik des Transitver­
kehrs kann die Bedeutung unserer Arbeit als 
Parlamentarier am Weg nach Europa sichtbar 
gemacht werden, wurde bereits sichtbar 
gemacht. 

Der Entschließungsantrag des Bundesrates 
vom 28. Jänner dieses Jahres mit dem Auf­
trag, in Zukunft alle Gesetze und Verordnun­
gen - ich darf bitte appellieren, daß die sehr 
schlauen Verwaltungsbeamten nun nicht 
erklären, was nicht Gesetz und Verordnung 
ist, denn ein Initiativantrag ohne Begutach­
tung unterliegt nicht diesem zitierten Ent­
schließungsantrag, weil dies nicht taxativ 
drinsteht, ich wurde darauf bereits aufmerk­
sam gemacht, ich bitte aber den Vertreter der 
Bundesregierung dem seinerzeitigen Kuren­
denschreiben, wo drinnensteht - an alle Her­
ren der Verwaltung - ,  darauf Bedacht zu 
nehmen, auch beizufügen, daß die Bundesre­
gierung sicher nicht die Absicht hat, bei 
Initiativanträgen diese Europakonformität zu 
unterlaufen, oder extra welche zu machen 
und die Begutachtung zu vermeiden, damit 

nicht europakonforme Gesetze kommen, ich 
glaube, das ist nicht der Sinn der Sache -
nach ihrem Gleichklang mit den europäischen 
gesetzlichen Regelungen zu überprüfen, wird 
vielleicht das bedeutendste parlamentarische 
Ereignis der Arbeit des österreichischen Bun­
desrates werden. Dieser 28. Jänner 1988 wird 
in Zukunft ein bedeutendes Datum sein. 

Mich persönlich erfüllt es mit großer 
Freude, daß es nach vielen anfänglichen 
Schwierigkeiten gelang - sechs Monate Vor­
bereitungszeit! - ,  als Krönung initiativer 
Tätigkeit diesen Entschließungsantrag mit 
gütiger Hilfe des Kollegen Bösch und der 
sozialistischen Fraktion zu realisieren. 

Ich erinnere mich: Vor zwölf Jahren habe 
ich hier begonnen, hatte ich die Ehre, ent­
sandt zu werden in den Bundesrat. In dieser 
Zeit habe ich an manchem Entschließungsan­
trag mitgearbeitet, es waren sechs, und an 15 
dringlichen Anfragen. Einige davon beschäfti­
gen uns auch heute. Ich erinnere an die dring­
liche Anfrage an den damaligen Bundeskanz­
ler Kreisky betreffend den damaligen Vize­
kanzler Androsch, an jene zur Zinserstrag­
steuer und zur Besteuerung von Rohstoffen, 
die der Energiegewinnung dienen, die Ener­
giesteuer, oder an die dringliche Anfrage, die 
wir eingebracht haben, die ich damals ver­
fochten haben, an den jetzigen Bundeskanz­
ler und damaligen Finanzminister - es war 
seine Antrittsrede im Bundesrat als Finanz­
minister - Vranitzky betreffend die IAKW­
Finanzierung, die sogenannten Araber-Ver­
träge. 

Auch das war einer der Höhepunkte der 
parlamentarischen Tätigkeit. Sie verblassen 
fast verglichen mit diesem Entschließungsan­
trag, dessen Bedeutung man in Zukunft erst 
richtig erkennen wird. 

Meine heutige Rede ist die 118 .  in dieser 
langen Zeit. Ich habe mich bei Ihnen allen für 
viel Toleranz zu bedanken. Das tue ich hiemit. 
Besonderen Dank möchte ich aber unserem 
Fraktionsvorsitzenden Professor Schambeck 
- was ich erreichte, danke ich seiner stets 
verständnisvollen und unterstützenden Hilfe­
stellung - darbringen und Ihnen allen für 
unsere kameradschaftliche Zusammenarbeit. 
- Ich danke sehr. (Anhaltender Beifall bei 
der ÖVP.) 11.47 

Stellvertretender Vorsitzender KöstIer: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesminister Dr. 
Streicher. Ich erteile es ihm. 
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11.47 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr Dipl.-Ing. Dr. Streicher: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Herr Bundes­
rat Maderthaner hat darauf hingewiesen, daß 
die Diskussion um dieses Gesetz sehr schwie­
rig war, weil es ja auch galt, verschiedene 
Interessen auszugleichen. 

Natürlich sind mit diesem Gesetz auch 
Kosten verbunden, Kosten für die Nutzer. 
Man muß daher natürlich immer einen Mittel­
weg wählen; wir haben ihn, glaube ich, gefun­
den. 

Aber eines stand im Vordergrund: Wir muß­
ten die Straßenverkehrssicherheit einfach als 
Leitlinie in den Vordergrund stellen. Wir 
konnten nicht erst einen Unfall wie in Her­
born abwarten. Darum haben wir uns ent­
schlossen, vom Sicherheitsniveau her 
anspruchsvoller vorzugehen, wie das zurzeit 
international üblich ist. 

Ich habe aber zugesagt - und es ist j a  auch 
erwähnt worden -, daß ich dafür sorgen 
werde, daß all die Administration, die mit die­
sem Gesetz verbunden ist, möglichst einfach 
werden wird. 

Ich bin von Bundesrat Pichier gefragt wor­
den, wie die Kosten ausschauen. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nirgends 
wurde mit der Kostenwahrheit in den letzten 
20, 30 Jahren so großzügig umgegangen wie 
im Verkehrswesen. 

Im Lichte der Diskussion der letzten Tage 
habe ich mir die Mühe gemacht, ganz konven­
tionelle Investitionsrechenformen, wie wir sie 
aus der Industrie gewohnt sind, einmal für 
große Straßeninvestitionen einzusetzen. Bei­
spielsweise ergeben sich spezifische Kilome­
terbelastungen bei jenen Projekten, die jetzt 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten geplant sind, in der Höhe 
von 3,40 S, 4,60 S pro gefahrenem Kraftfahr­
zeugkilometer . Das heißt, die "Firma" Öster­
reicher zahlt jedem Kraftfahrer nur durch die 
Bereitstellung dieser geplanten Infrastruktur 
für jeden Kilometer 4,50 S, 4,60 S. Ein Extrem­
wert: Die Umfahrung von Zell am See weist 
eine Belastung, natürlich Vollkosten, von 
6,30 S pro gefahrenem Kilometer aus. (Bun­
desrat K ö p f: In Zell am See ist es uns wert! 
Ich sage es nur!) 

. 

Ich rede nur von einem Befund, wir müssen 
vieles trotzdem machen, ich wäre schon dazu 
gekommen. Ich wollte nämlich sagen, daß 

nicht nur der Rechenstift regieren kann, aber 
man soll sich dieser Kosten bewußt sein. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion 
über einzelne Verkehrsträger sollte man fai­
rerweise auch die Kostenstrukturen, die auf 
der Straße entstehen, einmal bewußt darstel­
len; nur der Kostenwahrheit entsprechend. 

Ich habe nicht gesagt, daß man die Umfah­
rung Zell am See nicht baut. Ganz im Gegen­
teil: In dieser Liste ist von mir für die Umfah­
rung Zell am See eine billigere Lösung, denn 
da ist j a  eine Luxuslösung, vorgeschlagen, 
denn man baut dort einen so langen Tunnel, 
daß man dann zum wichtigsten Verkehrserre­
ger , zum Krankenhaus, auf der Straße 
zurückfahren muß. Also da sind auch ein paar 
Dinge, die man überlegen muß. 

Ich bleibe bei den Kosten. Die Österreicher 
fahren ungefähr 36 Milliarden PKW-Kilome­
ter im Jahr; aus der Mineralölsteuer kommen 
10 ,2 Milliarden Schilling. Wir fahren 8,2 Milli­
arden LKW-Kilometer, da entstehen Einnah­
men aus der Mineralölsteuer von 5,2 Milliar­
den Schilling. Das heißt, für jeden PKW zahlt 
man durch die Mineralölsteuer etwa 30 Gro­
schen pro Kilometer, für jeden LKW zahlt 
man 60 Groschen pro Kilometer. 

Um die Frage konkret zu beantworten, 
wenn man von der Straßenoberflächenbela­
stung ausgeht, meine sehr verehrten Damen 
und Herren: Die Straßenoberflächenbela­
stung reagiert in etwa mit der vierten Potenz 
des Gewichtes. Wenn man davon ausgeht, daß 
1 Tonnne in etwa eine PKW-Achslast ist -
ich möchte nicht Mathematikunterricht 
geben - : 14 = 1 ;  eine LKW-Achse hat etwa 10 
Tonnen: 104 = 10 000. 

Allein aus diesem mathematischen Zusam­
menhang - wenn man von den Spikeschäden 
absieht, die wir in der Zukunft beseitigen wol­
len; einige Korrekturfaktoren, die die Größen­
ordnung nicht bewegen - kann man durch­
aus sagen: Jeder LKW belastet im Vergleich 
zu einem PKW die Straßenoberfläche um das 
Zehntausendfache. Man kann dann weiter 
den ganz logischen Schluß daraus ziehen und 
sagen: Der allergrößte Teil der Reparaturauf­
wendung, der Erhaltungsaufwendung unserer 
Straßen, unserer Infrastruktur kommt dem 
LKW zu. - Auch das leistet sich die "Firma" 
Österreicher und muß sich die Firma Öster­
reicher leisten. Aber man sollte doch im Sinne 
einer "sauberen" Kostenwahrheit auch auf 
diese Fakten einmal hinweisen. 

Wir müssen in der Zukunft mit zusätzlichen 
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Verkehrs belastungen rechnen. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zurzeit haben 
wir einen Motorisierungsgrad - danach höre 
ich schon auf mit den Zahlen - von 345 PKW 
pro 1 000 Einwohner. Wir rechnen damit, daß 
wir im Jahr 2000 400 PKW pro 1 000 Einwoh­
ner haben werden, und die Verkehrs leistung 
wird bis zum Jahr 2000 um etwa 14 Prozent 
steigen. Das nur im Zusammenhang mit der 
aktuellen Diskussion. 

Meine Damen und Herren! Sie sagen: Diese 
Novelle ist nur ein kleiner Schritt. Sie wissen, 
welcher Entscheid diese Novelle ausgelöst 
hat. Ich kann aber jetzt schon ankündigen: 
Wir haben bereits ein neues GGSt vorbereitet 
und werden im Herbst dieses Gesetz auch 
umsetzen, ein Gesetz, in dem viele Fragen, 
die Sie heute diskutiert haben, berücksichtigt 
sein werden. 

Ich möchte jetzt zu Tirol noch etwas sagen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
man hat es nicht so ganz leicht. Wir haben in 
Tirol zurzeit eine Belastung von 28 000, 29 000 
DTV, das ist nicht die am stärksten belastete 
Straße in Österreich. Die Umfahrung Südost­
tangente beispielsweise hat 77 000 Kraftfahr­
zeuge in 24 Stunden. Ich möchte gar nicht die 
Zahl des Wiener Gürtels nennen, da handelt 
es sich um eine der am stärksten belasteten 
Straßen in Europa überhaupt. Ich möchte es 
jetzt eigentlich nicht sagen, ich habe es auch 
bei der Fernsehsendung über Tirol nicht 
gesagt, weil ich aufs neue in Wien den ent­
sprechenden Widerstand nicht entfachen will: 

Die Tiroler Autobahn mit 28 000 Kraftfahr­
zeugen pro 24 Stunden - das muß man objek­
tiv im Vergleich zu den anderen sagen -
gehört zu den eher durchschnittlich belaste­
ten europäischen Straßen. International fängt 
man erst bei 20 000 Kraftfahrzeugen pro 
24 Stunden an, über das Profil einer Auto­
bahn nachzudenken. 

Aus den Projekten, von denen ich vorhin 
die spezifischen Kosten genannt habe, geht 
hervor, daß bei den neuen Straßenprojekten, 
die wir vorhaben, Dichten entstehen, die sich 
bei einigen Beispielen so ausdrücken lassen: 
Auf einem Kilometer wird man höchstens ein 
einziges Kraftfahrzeug finden, auf Basis der 
Prognosen, die diesem Straßenbauprogramm 
zugrunde gelegt sind. 

Ich als Verkehrsminister bin daran interes­
siert, möglichst komfortable Straßen zu 
bauen; wir müssen sie uns nur leisten können. 

Aber eines müssen wir in diesem Zusam-

menhang auch feststellen: Umweltschutz und 
die daraus resultierende Bevölkerungsakzep­
tanz sind nun einmal in der Straßen- und 
überhaupt in der Verkehrsplanung Parameter 
geworden, das beste Beispiel ist Tirol. 

Dort gibt es Umweltgruppen, die sagen: 
Weg von der Straße!, unterstützt von den Tiro­
leI' Politikern aller Seiten. Dann gibt es 
Umweltschutzgruppen, die sagen: Kommt 
nicht in Frage, hinauf auf die Bahn!, von den 
gleichen Politikern unterstützt. 

Dann macht man eine wirklich ordentliche 
Umfahrungskonstruktion, die Umfahrung 
Innsbruck. Meine Damen und Herren! 14,5 
Kilometer ist sie lang, davon sind 12 Kilome­
ter Tunnel. Wir entlasten den Ballungsraum 
Innsbruck und Hall vom Lärm, vom Bahn­
lärm, und dann kommt eine dritte Umwelt­
schutzgruppe und sagt, dem ästhetischen 
Umweltschutz folgend: Die Brücke ist nicht 
schön! 

Das alles sind massive Bewegungen, die 
sich jetzt entwickeln. Es wird sehr schwer 
sein, obwohl man den Lokbeigabebahnhof 
Baumkirchen durch eine technische Lösung 
weggebracht hat, eine vernünftige Lösung zu 
finden. 

Ich darf meinen Satz noch einmal wieder­
holen: Ich mache ganz sicher keine Tiroler 
Verkehrspolitik gegen die Tiroler! Aber wenn 
man gar nichts will, dann kann man halt auch 
gar nichts machen. Das wird die Konsequenz 
sein. Aber jeder Tag, den wir mit diesem 
Genehmigungsverfahren, mit dieser Diskus­
sion verzögern, bedeutet einen Tag mehr 
Belastung für Tirol. Und diese Belastung ist, 
trotz dieser Duchschnittswerte, insbesondere 
aufgrund der topographischen Situation, auf 
die ja  hingewiesen wurde, gegeben. 

Eines ist auch ganz klar: Selbst bei Annä­
herung an die EG, selbst wenn wir Vollmit­
glied wären, müßte man die Tiroler Verkehrs­
politik von den Verkehrsnormen der EG 
abkoppeln, denn dort gibt es spezielle Verhält­
nisse, die man einfach berücksichtigen muß, 
und der Beitritt zur EG - ich sage das einmal 
mehr - macht aus Tirol keine Tiefebene. Wir 
müssen das alles berücksichtigen. 

Es wurde dann gesagt: Die Katalysatorrege­
lung war ein Impulsgeber. Das ist richtig. 

Meine Damen und Herren! Ich darf in die­
sem Zusammenhang bei all diesen Maßnah-' 
men feststellen: Es handelt sich immer um 
80 Prozent Inlandverkehr , sowohl auf der 
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PKW-Seite als auch auf der LKW-Seite. Jede 
Maßnahme, die wir hier treffen, betrifft 
immerhin 80 Prozent des Gesamtverkehrs, 
und daher ist die Katalysatorregelung wirk­
sam, gedämpft durch die 20 Prozent - auch 
nicht nur katalysator 10 se Autos,  die anderen 
kommen ja jetzt auf diesem Weg nach -, und 
es ist auch im LKW-Bereich - durch die 
20 Prozent gedämpft - wirksam. 

Was die Kompetenz betrifft, eine ein biß­
chen spöttische Bemerkung, man möge sich 
bei den Kompetenzen nicht festfahren. Bitte, 
ich habe genügend Kompetenzen. Ich würde 
die Überprüfung, die Überwachung, alles der 
Zollbehörde zuordnen. Es sind auch diesbe­
zügliche Gespräche im Gang. Sie müssen 
bedenken, daß es um eine fachliche Ausbil­
dung geht - die könnte man herbeiführen -,  
aber es geht auch um dienstrechtliche Fra­
gen. Es geht nicht darum, daß ich die Kompe­
tenz nicht abgeben will. Ein anderer will sie 
nicht nehmen. 

Herr Kollege Pisec befürchtet in diesem 
Zusammenhang das Gespenst "Monopol 
Bahn" hinsichtlich der Preisbildung. Herr 
Bundesrat! Wir haben 1988 unsere Preise um 
durchschnittlich 2 Prozent erhöht. Als großer 
Kunde - ich hoffe, daß Sie ein solcher sind -
wissen Sie das. Realisiert haben wir im Güter­
verkehr etwa 1 Prozent, weil wir uns ja auch 
auf dem Markt bewegen müssen. 

Durch den günstigen Treibstoffpreis ist die 
Straße sehr günstig geworden; man muß sich 
darauf einstellen. Die 38 Prozent, die Sie 
genannt haben, können höchstens eine Aus­
nahme, ein statistischer Streuwert sein, aber 
sie sind nicht charakteristisch für die Preispo­
litik der Bundesbahn. 

Es sind heute schon mehrmals die Schwei­
zer Verhältnisse angezogen worden. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Schweiz ist bei einem Gesamt-LKW-Gewicht 
von 28 Tonnen stehengeblieben - die sind 
nicht zurückgegangen - ,  was natürlich viel 
leichter ist, als wenn man einmal 38 hat und 
bei 38 Tonnen stehenbleiben will. 

Es gibt Tendenzen - wenn Sie sich den von 
mir dargestellten Zusammenhang noch ein­
mal vor Augen führen - ,  daß mit der vierten 
Potenz des Gewichtes die Oberflächenbela­
stung steigt, und da sind vier oder fünf Ton­
nen Mehrbelastung ein ganz enormer Kosten­
faktor. Wir wollen bei 38 Tonnen stehenblei­
ben, damit wir - unserem Konzept entspre­
chend - im Jahr 1992 auf der Umfahrung 
Innsbruck mindestens 50 bis 60 Prozent des 

Straßengüterverkehrs auf die Schiene brin­
gen können. 

Heute ist die Auslastung deshalb so 
schlecht - und Sie wiesen mit Recht darauf 
hin - ,  da nur 15 Prozent des gesamten LKW­
Bestandes von der Geometrie her in der Lage 
sind, das Profil des heutigen Brenntertunnels 
zu passieren. Wir sind dabei, das Profil auszu­
weiten: einerseits durch Absenken des Schie­
nenkörpers, andererseits durch Ausweitungs­
arbeiten. 

Wir werden im heurigen Jahr mit diesem 
Projekt fertig sein. Die Italiener haben ver­
sprochen, 1991 damit fertig zu sein, sodaß wir 
hier wirklich dieses Ziel - es ist ein realisti­
sches Ziel - erreichen können. 

Die Deutschen und die Italiener werden die 
Bahninfrastruktur synchron aufbauen; bei 
den Italienern ist noch eine Entscheidungsun­
sicherheit gegeben, weil man in Italien das 
Auftauchen des Tunnels möglichst weit nörd­
lich wünscht, aus Gründen, die ich nicht ganz 
verstehe, zumindest sind es keine ökonomi­
schen Gründe, denn der Basistunnel, den die 
Bundesrepublik Deutschland und wir vertre­
ten, hat eine Steigerung von 7 Promille, 
erlaubt damit auch den 2 OOO-Tonnen-Zug und 
damit eine geringere Zugfrequenz im unteren 
Inntal. 

Bis zu den Jahren 2040/50 - das möchte ich 
noch sagen - wird eine zusätzliche Zulauf­
strecke zur Brennerbahn nicht erforderlich 
sein, wenn der Brennertunnel gebaut wird. 
Wenn man jetzt - das ist so quasi ein alter 
Managertrick - die Bilanz des nächsten J ah­
res nicht schreiben kann, dann schreit man 
immer nach einer strategischen Planung für 
das Jahr 2 000. Und manche Manager reden 
auch, wenn sie augenblicklich Schwierigkei­
ten haben, immer über das Jahr 2000. 

Und so scheint mir jetzt - aus diesem Bild 
ableitend - die Diskussion in Tirol zu laufen: 
Man sagt, man braucht eine neue Zulauf­
strecke, wir müssen das alles gesamthaft dis­
kutieren und vergißt dabei ganz, daß wir 
praktisch eine handfeste, eine wirklich entla­
stende Lösung schon in drei Jahren haben 
könnten, wenn wir diese nicht verzögerten. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 12.04 

Stellvertretender Vorsitzender Köstler: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. Bösch. 
Ich erteile es ihm. 
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12.04 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine geschätzten Damen und Herren! Es ist 
heute schon vieles über Gefahrentransporte 
gesagt worden, über deren Gefährlichkeit und 
auch natürlich über die vorliegende Novelle. 
Ich kann nur zusammenfassend zu diesen 
Diskussionen ergänzen und bestätigen, daß es 
sich dabei um einen zaghaften Versuch han­
delt, dieses sehr brisante - im wesentlichen 
unterschätzte und verdrängte - Problem zu 
lösen. 

Nachdem all die Rechtsnormen aufgezählt 
wurden - die innerstaatlichen und die inter­
nationalen, vor allem ihre Divergenz, und den 
daraus sich ergebenden unbefriedigenden 
Konsequenzen -, möchte ich auf einige 
Dinge hinweisen, die nicht in der Novelle ste­
hen, aber früher offenbar hätten hingeschrie­
ben werden sollen. 

Es war ursprünglich die Möglichkeit vorge­
sehen, den Transport gefährlicher Güter auf 
der Straße zu verbieten, wenn Versender und 
Empfänger mehr als 200 Kilometer voneinan­
der entfernt wohnen und über einen Gleisan­
schluß verfügen. Weiters sollten vorschrifts­
widrige Transporte ausländischer Frächter 
schon an der Grenze von der Exekutive ange­
halten und zurückgeschickt werden können, 
und aufgrund einer Bewilligungsverordnung 
sollten besonders gefährliche Transporte auf 
festgesetzten Routen von der Exekutive 
begleitet werden müssen. 

Dies alles ist offenbar im Laufe des Gesetz­
gebungsverfahren verschiedenen Interessen­
gruppen zum Opfer gefallen. Zweimal dürfen 
Sie raten, wer daran ein Hauptbeteiligter war. 
- Aber selbst die verbliebenen Vorschriften 
gelten nicht für Fahrzeuge mit ausländischem 
Kennzeichen, die weiterhin nach den Bestim­
mungen des ADR durch Österreich fahren 
können; ein sicherlich unbefriedigender 
Zustand, der den Gesetzgeber in den Augen 
der Bevölkerung sicher nicht im besten Lichte 
dastehen läßt. 

Dabei sind diese Gefahrenguttransporte 
kein österreichischspezifisches Problem: Ich 
darf hiezu auf den Umweltbericht der OECD 
verweisen, in dem ausgeführt wird: Es werden 
immer besorgniserregender die Probleme, die 
durch den Transport gefährlicher Abfälle und 
toxisch-chemischer Produkte entstehen. 
Allein im Raum der OECD werden beispiels­
weise 100 000 Transporte gefährlicher Güter 
jährlich durchgeführt. 

Meine Damen und Herren! Damit nicht 
einige glauben, es sei wieder ein Anschlag 
einiger Lenker auf den freien LKW-Verkehr 
geplant, gestatten Sie mir, einige Sätze aus 
dem Verkehrs konzept des deutschen Ver­
kehrsministers Warnke von der CSU zu zitie­
ren, wiedergegeben in der "Frankfurter 
Rundschau" vom 27 .11 . 1987. 

Dort ist unter anderem ausgeführt - ich 
zitiere -: ,,Ab Anfang 1988 wird die Zahl der 
als hochgefährlich eingestuften Güter um ein 
Drittel auf 190 erweitert. Ab 1 .  Jänner 1 988 
wird der Transport von Großcontainern mit 
hochgefährlichen Gütern über 200 km Entfer­
nung auf Schiene oder Wasserweg verlagert. 
Drittens: Ab Mitte 1988 sollen entzündbare 
Flüssigkeiten, also Benzin, bei vorhandenen 
Gleis- und Hafenanschlüssen ab 100 km wie 
hochgefährliche Güter behandelt werden, also 
nurmehr Schienentransport. Ab 1991 dürfen 
hochgefährliche Güter bei Entfernungen über 
400 km nur noch im Hucke-Pack-Verkehr 
befördert werden." Alles dies gilt auch für von 
Deutschland ausgehend ausländische Fahr­
zeuge. 

Das stellt sich als Programm dar, das in 
einigen Punkten sehr wesentlich über das 
hinausgeht, was Österreich zu bieten hat. Das 
stammt - wie gesagt - von einem Verkehrs­
minister , der der CSU angehört. 

Dieses enorme Gefahrenpotential, das wohl 
niemand bestreiten kann, sollte auch für uns 
wieder einmal Anstoß sein, mit energischen 
Schritten die Verlagerung derartiger Trans­
porte auf die Bahn zu forcieren. Erstens ein­
mal durch Ausdehnung des Geltungsberei­
ches der österreichischen Sicherheitsbestim­
mungen auch auf ausländische Fahrzeuge, 
zweitens durch Beschränkung der erlaubten 
Fahrtrouten und Fahrzeiten, verbunden mit 
einer allfälligen Begleitung durch die Exeku­
tive und drittens schließlich durch die zwin­
gende Verladung der Transporte auf die 
Schiene in Containern und innerhalb einer 
gewissen Übergangsfrist im Huckepackver­
fahren. 

Meine Damen und Herren! Es ist schon von 
einigen Rednern in diesem Zusammenhang 
auch die grundsätzliche Problematik ange­
sprochen worden - ich muß auch hier diese 
Forderung erneuern -,  daß wir nämlich nicht 
so sehr die Straßen als vielmehr die Schienen­
wege ausbauen sollten. 

Meine Damen und Herren! Wenn Minister 
Graf ein 25 oder 27 Milliarden teures Pro­
gramm für den Straßenbau vorlegt, so wird er 
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sicher von einer Gruppe Beifall bekommen, 
möglicherweise auch von anderen, aber von 
einer sicher, und das ist die europäische Lkw­
Lobby. Wie es um die Bevölkerung in den 
betroffenen Gebieten bestellt ist, das ist eine 
andere Frage. 

Ich möchte hier nicht in Tiroler Agenden 
einsteigen - wir Vorarlberger sind ja in der 
glücklichen Lage, sozusagen im Schatten der 
Schweizerischen Transitbeschränkungen zu 
leben - ,  aber wenn Sie mir dazu doch einen 
Satz gestatten: Eigentlich müßte die Forde­
rung, die Fernpaßstraße auszubauen, ein 
Alarmsignal für die Abgeordneten des betref­
fenden Bundeslandes sein. 

In Tirol sind schließlich bereits 280 000 ha 
Grundfläche dem Straßenbau geopfert wor­
den. Das sollte doch zu denken geben! Das 
zeigt eigentlich - ich möchte es vorsichtig 
formulieren - einen gewissen Rückstand in 
der Bewußtseinsbildung, der zu solchen Pro­
grammen führt. Ein breiter Bildungsprozeß 
und eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit müs­
sen bewirken - ich darf das in einem Satz 
zusammenfassen - ,  daß Ökonomen ökolo­
gisch und zuweilen auch Ökologen ökono­
misch denken lernen, ansonsten werden die 
Zukunftsprobleme nicht zu lösen sein. 

Im Gegensatz - ich darf nochmals auf 
Tirol zurückkommen - zu Altlandeshaupt­
mann Wallnöfer kann die heutige Politikerge­
neration der nachkommenden nicht weisma­
chen: Wir haben das nicht gewußt! 

Meine Damen und Herren! Im Bericht der 
OECD ist zum Ausdruck gekommen, daß 
enorme Schadstoffe weiter durch den Kfz­
Verkehr an die Umwelt abgegeben werden; 
im OECD-Bereich - zugegebenermaßen ein 
großer Bereich - j ährlich 37 Millionen Ton­
nen Stickoxide und 38 Millionen Tonnen Koh­
lendioxid. Das alles regnet es halt früher oder 
später wieder herunter; der Verschlechterung 
des Zustands der Böden ist j a  kein N aturer­
eignis, sondern eine Folge des sukzessiven 
Eintrages dieser Stoffe in die Böden. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir noch eine Bemerkung: Wenn der Verlust 
des Schutzwaldes im bisherigen Ausmaß fort­
schreitet, werden einige der Milliarden, die 
Minister Graf für den Straßenbau ausgeben 
möchte, wohl eher für Katastrophen und 
Lawinenschutzbauten bereitgestellt werden 
müssen, um bestehende Straßen und Sied­
lungsräume zu schützen. Es wäre daher sinn­
voller, die Asphaltierung Österreichs etwas 
einzuschränken. 

Die Schweiz steht vor ähnlichen Proble­
men, nur wird dort in allgemeinem Konsens 
- auch dem aller Parteien - dem Ausbau der 
Schienenwege der Vorrang eingeräumt und 
den europäischen Verkehrs ministern mit 
bestimmter Höflichkeit mitgeteilt, daß jede 
Tonne zusätzlichen Frachtgutes über die 
Schiene befördert wird. - Offenbar ist dort 
die Illusion gewichen, daß man mit dem Bau 
von Straßen Verkehrsprobleme lösen könne. 

Zum Schluß zu einigen Ausführungen mei­
nes Vorredners, des Herrn Dkfm. Pisec, der 
sich freute, daß hier die EG-Konformität fest­
gestellt wurde. Ich muß sagen, daß es mich 
traurig stimmt, daß gerade diese Frage der 
erste Anlaß für eine solche Feststellung ist, da 
gerade die EG-Transitpolitik einen großen 
Wermutstropfen - wenn nicht den größten 
Wermutstropfen - für die Annäherung Öster­
reichs an die EG darstellt. Es hat auch schon 
Minister Streicher ausgeführt, daß diesbezüg­
lich Sonderregelungen mit der EG getroffen 
werden müssen. Also gerade hier ist die EG­
Konformität zum Nachteil Österreichs zu 
sehen. Ich würde diesen "Erfolg" nicht als 
einen solchen werten. (Zwischenruf des Bun­
desrates Dkfm. Dr. Pisec.) 

Meine Damen und Herren! Was die 
"Schröpfung" durch die Bahn betrifft, so 
glaube ich, den Zahlen Minister Streichers 
über die Wegekosten eines Lkw nichts mehr 
hinzufügen zu müssen. Dabei ist in der Ver­
kehrspolitik - nicht nur in Österreich, son­
dern in ganz Europa - ein betriebswirtschaft­
licher und auch volkswirtschaftlicher Unsinn 
getrieben worden, nämlich was die Auf teilung 
der Verkehrsträger betrifft, ein Unsinn, des­
sen Folgen wir kaum noch beseitigen können. 
Sie können sich an Hand dieser Zahlen aus­
rechnen, wieviel Mineralölsteuer man eigent­
lich bei einem LKW zahlen müßte, um dem 
Steuerzahler die Wegekosten zu ersetzen -
ganz abgesehen von den schweren ökologi­
schen Schäden, die die Fortführung eines sol­
chen Verkehrssystems bedeutet. 

Es ist diese Novelle sicherlich kein Anlaß, 
sich auf die Schulter zu klopfen. Große Gefah­
renmomente auf unseren Straßen konnten 
noch immer nicht ausgeschaltet werden. · Wir 
sind sozusagen wieder einmal auf einem stei­
len Straßenstück hängengeblieben, wobei 
sich - das muß zugegeben werden - wieder 
einmal die enormen Schwierigkeiten, die sich 
für Österreich aus der europäischen Ver­
kehrspolitik ergeben, zeigten. 

Wir können aber unserem Land nur dienen 
- und dazu sind wir berufen - ,  wenn wir 
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durch die konsequente Verfechtung der erar­
beiteten Standpunkte auch die europäischen 
Nachbarn, zugegebenermaßen wenn auch 
nach einer langen Nachdenk- und Wider­
standsphase, zu mehr Verständnis für unsere 
Situation bewegen können. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, aufge­
zeigt zu haben, daß wir erst eine Mini-Etappe 
zurückgelegt haben und noch ein sehr langer 
und sehr steiniger Weg vor uns liegt. 

Ich werde aber dieser Novelle, wenn auch 
mit gewissen Vorbehalten, zustimmen. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 12.18 

Stellvertretender Vorsitzender Köstler: 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Bie­
ringer. Ich erteile es ihm. 

12.19 

Bundesrat Bieringer (ÖVP, Salzburg): Herr 
Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren des Hohen Bundesrates! Als Salz­
burger Bundesrat muß ich mein Befremden 
über 

I 
die Äußerung des Herrn Bundesmini­

sters Streicher bezüglich der Umfahrung von 
Zell am See zum Ausdruck bringen. 

Nachdem endlich - nach langwierigsten 
und schwierigsten Verhandlungen - Eini­
gung zwischen der Stadt Zell am See, dem 
Land Salzburg und dem Bund erzielt wurde, 
vom Wirtschaftsminister die Zusage für die 
Bereitstellung der finanziellen Mittel vorliegt, 
fängt nun der Verkehrsminister damit an, zu 
sagen, man möge eine Sparvariante bauen. 
Das muß man im Interesse der leidgeprüften 
Bevölkerung der Stadt Zell am See auf das 
entschiedenste zurückweisen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zum vorliegenden Gesetzes­
beschluß aus der Sicht eines Bürgermeisters 
Stellung nehmen, aus der Sicht eines Bürger­
meisters, in dessen Gemeindegebiet der 
größte Grenzübergang Österreichs, nämlich 
der Walserberg, liegt, in dem die Tauern Auto­
bahn und die West Autobahn durchführt und 
ein großer Container-Terminal der Öster­
reichischen Bundesbahnen beziehungsweise 
eines privaten Betreibers liegt. 

Wir haben im vergangenen Jahr in meinem 
Gemeindegebiet 36 Einsätze der Freiwilligen 
Feuerwehr aufgrund von Gefahrengütern 
gehabt. Einen Tag, an dem zwei solcher 
Unfälle passierten, möchte ich Ihnen kurz 
schildern. 

Am 29. September des vergangenen Jahres 

wurde die Freiwillige Feuerwehr meiner 
Gemeinde alarmiert, da am Container-Bahn­
hof auf einem Huckepack-Waggon ein 
Schwelbrand beziehungsweise kurzfristig 
Explosionen festgestellt wurden. Als wir hin­
kamen, wurde festgestellt, daß zum einen 
kein Gefahrengutblatt vorlag, bei den Fracht­
briefen so etwas nicht aufgeschienen ist. Ich 
muß dazusagen: Absender dieses angeblichen 
Pflanzenschutzmittels war eine Munitionsfa­
brik aus Madrid, der Empfänger war irgen­
deine Verkaufsgenossenschaft in Teheran. 
(Bundesrat K Ö p f: "Raiffeisen" Teheran!) 

Wir haben dann nach langem Hin und Her 
von der Spedition ein Gefahrenblatt bekom­
men, das aber mit Sicherheit nicht dem ent­
sprach, was tatsächlich auf diesem Hucke­
pack-Wagen gelagert worden ist. 46 Mann der 
Freiwilligen Feuerwehr meiner Gemeinde 
haben mit schweren Atemschutzgeräten 24 
Tonnen des Ladegutes händisch abladen müs­
sen. Immer wieder kam es dabei zu Schwel­
bränden und zu kleineren Explosionen. Wir 
haben dann dieses "Pflanzenschutzmittel" -
ich nenne es nun einmal so - in versperrbare 
Container geladen. 

Als wir um 17 Uhr gemeint haben, wir 
wären in etwa fertig, wurde die Feuerwehr 
wieder alarmiert. Am Autobahngrenzüber­
gang Walserberg hatten deutsche Zöllner 
einem jugoslawischen LKW-Zug die Einreise 
in die Bundesrepublik Deutschland verwei­
gert, weil er eine Ladung mit hochätzenden, 
übelriechenden Laugensubstanzen in blauen 
Fässern gelagert hatte, von denen zwei leck 
waren. Nur durch bloßes Hinschauen konnte 
man feststellen, daß diese Fässer erhebliche 
Roststellen aufwiesen und daß zwei dieser 
Fässer eben durchgerostet waren. 

Hier muß man sich die berechtigte Frage 
stellen: Wie konnte dieser Lastwagen in Spiel­
feld die österreichische Grenze passieren? 

Zu allem Überdruß - wir haben heute 
schon von dem Schildbürgerstreich gehört, 
daß am Autobahngrenzübergang Walserberg 
ein ausländischer LKW-Fahrer abspringen 
und einen Bremsklotz unter die Räder werfen 
mußte, damit der LKW-Zug überhaupt ange­
halten werden konnte - wurde bei diesem 
Fahrzeug, auch wiederum mit freiem Auge 
festgestellt, daß die Druckschläuche der 
Bremsen porös waren. Nachdem wir einen 
Sachverständigen herbeigeholt hatten, wurde 
das Auto ebenfalls beschlagnahmt, weil fest­
gestellt worden ist, daß es überhaupt in kei­
ner Weise den Sicherheitsbestimmungen ent­
sprach. 
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Mir und nicht nur mir, meine Damen und 
Herren, ist es unverständlich, daß solche rol­
lenden Bomben die Grenze in Österreich pas­
sieren können, denn was den deutschen 
Grenzbehörden sofort auffällt, müßte eigent-' 
lieh auch österreichischen Grenzbehörden 
auffallen. 

Um 20.30 Uhr desselben Tages wurden wir 
wieder zu diesem Container-Terminal geru­
fen, weil die Schwelbrände nicht aufhörten. 
Wir haben dann in einer großangelegten 
Aktion alle verfügbaren offenen Muldencon­
tainer zum Bahnhof gebracht. Diese 24 Ton­
nen mußten die Feuerwehrleute wiederum in 
diese Muldencontainer einladen, damit sie 
von der Feuerwehr, wenn es notwendig 
geworden wäre, hätten geflutet und zur 
Gänze unter Wasser gestellt werden können. 

40 Mann der Freiwilligen Feuerwehr mei­
ner Gemeinde haben 624 Einsatzstunden an 
diesem einen Tag geleistet, 80 Einsatzstunden 
an diesem Tag hat das Rote Kreuz geleistet. 
Warum? - Weil durch Fahrlässigkeit genaue 
Kontrollen nicht durchgeführt wurden. 

Ich glaube, daß es gerade an den Transi­
trouten unbedingt notwendig ist, daß bei aus­
ländischen Fahrzeugen die Kontrollen minde­
stens genauso rigoros durchgeführt werden 
müssen, wie dies bei den österreichischen 
Fahrzeugen geschieht. Wir können uns nicht 
davon leiten lassen, daß wir nur für die öster­
reichischen Fahrzeuge zuständig sind. Heute 
hat das, ich glaube, Kollege Strimitzer richtig 
gesagt: Wenn einer von Wien nach Sankt Pöl­
ten oder nach Inzersdorf fährt, dann hat er 
die schwierigsten Auflagen, wenn einer von 
Spielfeld bis zum Walserberg fährt, dann gel­
ten diese Auflagen nicht. Das ist, so meine 
ich, nicht sehr verständlich. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
aber bei dieser Gelegenheit - ich habe den 
Tätigkeitsbericht hier - auch auf die Tätig­
keit der Feuerwehr eingehen, die enorme Lei­
stungen im Dienste der Allgemeinheit erb­
ringt. Wenn ich mir den Tätigkeitsbereich der 
Freiwilligen Feuerwehr des Bundeslandes 
Salzburg anschaue und hier nur die Unfälle 
mit gefährlichen Gütern betrachte und gegen­
überstelle, so sehe ich, daß das im Jahre 
1 983 308, 1984 401 ,  1985 220, 1986 344, 1987 
etwa 360 waren. Das ergibt unzählige Stun­
den, die von den Männern der Freiwilligen 
Feuerwehr unneigennützig und unentgeltlich 
geleistet werden. Diesen Männern, meine 
Damen und Herren, so meine ich, gebührt 
unser aller aufrichtiger und herzlicher Dank. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Etwas erschreckt haben mich die Zahlen, 
die ich vom Bezirksfeuerwehrkommando der 
Stadt Wels erhalten habe. Der WeIser Brand­
direktor hat dezidiert erklärt, daß 80 Prozent 
der Unfälle mit gefährlichen Gütern in der 
Stadt Wels auf der Schiene passieren und nur 
20 Prozent auf der Straße. Ich führe das dar­
auf zurück, daß es in Wels bekanntlich einen 
großen Frachtenbahnhof der Öster­
reichischen Bundesbahn gibt. 

Meine Damen und Herren! Es muß uns 
gelingen, daß nicht nur für die öster­
reichischen Frächter, sondern auch für die 
ausländischen Frächter, die im Transitver­
kehr durch unser Land rollen, schärfere und 
strengere Bedingungen gelten. Unser Landes­
feuerwehrkommandant hat mir gestern mit­
geteilt, daß die Erfahrung gezeigt hat, daß die 
österreichischen und deutschen Transportun­
ternehmer die Sicherheitsbestimmungen ein­
halten, was man allerdings von Lenkern aus 
anderen Ländern nicht behaupten kann. 

Die Katastrophenmittel, die die Feuerweh­
ren im ganzen Bundesgebiet zur Verfügung 
gestellt bekommen, werden nunmehr zum 
Ankauf für Ausrüstung zur Bekämpfung von 
Gefahrengut verwendet. Als Ziel stellt sich 
der Bundesfeuerwehrverband vor, daß in ein 
paar Jahren in jedem Bezirk unserer Repu­
blik mindestens eine Feuerwehr mit einem 
Kfz für Erstmaßnahmen bei Unfällen mit 
Gefahrengut ausgestattet sein wird. · 

Der Transport gefährlicher Güter auf der 
Straße ist nicht nur auf der Straße ein zentra­
les Thema. Die Bevölkerung ist zu Recht emo­
tionalisiert und sensibilisiert im Hinblick auf 
schwere Unfälle, an denen Fahrzeuge betei­
ligt sind, die gefährliche Güter transportieren. 
Es muß alles getan werden, damit die Gefah­
ren minimiert werden. 

Diese Novelle kann nur als erster Schritt 
angesehen werden, als erster Schritt aller­
dings in die richtige Richtung. Folgen muß in 
unser aller Interesse, im Interesse und zum 
Schutze der Bevölkerung, aber auch zum 
Schutze unserer Umwelt, daß möglichst bald 
für die anderen Verkehrsträger wie Eisen­
bahn, Luftfahrt, Binnenschiffahrt eine ent­
sprechende Regelung getroffen wird. 

Welche Schlußfolgerungen, meine Damen 
und Herren, muß man aus all diesen Unfällen 
ziehen? 

Erstens: Die Zollorgane müssen angewie­
sen werden, daß auch ausländische LKW bei 
der Einreise besser kontrolliert werden, damit 
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solche Unfälle - ich habe einen der vielen, len Eisenbahnbeförderungsrechtes eine 
die im vergangenen Jahr in meiner Gemeinde Anpassung des innerösterreichischen Eisen­
vorgekommen sind, geschildert - nicht mehr bahnbeförderungsrechtes nach sich zogen, 
passieren. -

soll auch diesmal die derzeit geltende Eisen­

Zweitens: Die Kennzeichnung muß rigoros 
durchgeführt und auch überprüft werden. 

Drittens: Das Gefahrengutblatt muß immer 
mitgeführt und bei der Grenzüberschreitung 
selbstverständlich auch kontrolliert werden. 

Schließlich - viertens - muß die Erlas­
sung ähnlicher Bestimmungen für die 
Schiene und alle anderen Verkehrsmittel die­
sem ersten Schritt folgen. (Allgemeiner Bei­
fal1.) 12.29 

Stellvertretender Vorsitzender Köstler: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r  u e h  zu erheben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 10. März 1988 betreffend ein Bundesge­
setz über die Beförderung von Personen, Rei­
segepäck und Gütern mit der Eisenbahn 
(Eisenbahnbeförderungsgesetz - EBG) (3449 

der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Köstler: Wir 
gelangen zum 5. Punkt der Tagesordnung: 
Eisenbahnbeförderungsgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wei­
chenberger. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Weichenberger: Herr Vor­
sitzender! Meine Damen und Herren! Das 
Internationale Eisenbahnbeförderungsrecht 
wurde durch das "Übereinkommen über den 
internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF)" 
vom 9. Mai 1980 neu gestaltet; hiebe i wurden 
auch Änderungen betreffend das Rechtsver­
hältnis Bahn - Kunde sowie sprachliche Ver­
besserungen vorgenommen. Das Überein­
kommen ist am 1 .  Mai 1985 in Kraft getreten. 
So wie frühere Revisionen des internationa-

bahn-Verkehrsordnung 1967 (EVO) in der Fas­
sung der Novelle 1977 an die internationale 
Regelung angepaßt werden. 

Über die Anpassung hinaus enthält der 
Gesetzesbeschluß eine Reihe von beförde­
rungsrechtlichen Änderungen in Richtung 
einer größeren unternehmerischen Bewe­
gungsfreiheit der Bahn. Wegen der vielen 
Detailänderungen und sprachlichen Neufas­
sung wird das Eisenbahnbeförderungsgesetz, 
aufbauend auf der geltenden Eisenbahn-Ver­
kehrsordnung, neu erlassen. 

Besonders anzuführen '  sind von den Anpas­
sungen an die internationalen Bestimmungen 
die Aufhebung der Beförderungspflicht für 
Stückgut (§ 3 Abs. 1 ) , die Regelung der Ent­
schädigung und Erstattung bei begleiteten 
Kraftfahrzeugen (§ 48) und die Möglichkeit 
der Vereinbarung kürzerer Lieferfristen (§ 83 
Abs. 1) sowie über diese Anpassungen hinaus 
die Neuregelung der Reisegepäckbeförderung 
(§§ 34 und 38), die freie Tarifgestaltung für 
Stückgut (§ 53 Abs. 2), die Einführung einer 
Genehmigung für Abweichungen des Tarifs 
vom RID ( = Ordnung für die internationale 
Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter, 
§ 56) und die Anhebung der Tarifkilometer 
innerhalb der Beförderungsfrist (§ 83 Abs. 1). 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 15.  März 1988 in Ver­
handlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 10. März 1988 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Beförderung von Perso­
nen, Reisegepäck und Gütern mit der Eisen­
bahn (Eisenbahnbeförderungsgesetz - EBG) 
wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Köstler: Wir 
gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Ing. Eichinger. Ich erteile es ihm. 
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12.34 

Bundesrat Ing. Eichinger (ÖVP, Nieder­
österreich): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Hoher Bun­
desrat! Das dem Bundesrat vorliegende Eisen­
bahnbeförderungsgesetz soll nicht nur die 
Anpassungen an internationale Regelungen 
bewerkstelligen, sondern darüber hinaus 
durch eine beförderungsrechtliche Änderung 
in Richtung einer größeren unternehmeri­
schen Bewegungsfreiheit für unsere Bahn 
bringen. Es regelt in einer zeitgemäßen Form 
das Rechtsverhältnis Bahn - Kunde und 
bringt eine Reihe von wichtigen Änderungen. 

Dieses Gesetz ist aber auch erforderlich 
geworden, weil das Internationale Eisenbahn­
beförderungsrecht durch das Übereinkom­
men über den internationalen Eisenbahnver­
kehr vom 9. Mai 1980 neu gestaltet wurde. 
Dieses genannte Übereinkommen ist am 
1 .  Mai 1985 in Kraft getreten. Es ist demnach 
notwendig geworden, die derzeit geltende 
Eisenbahnverkehrsordnung 1967 in der Fas­
sung von 1977 an die internationale Regelung 
anzupassen. 

Dabei wurde in einem besonderen Maße 
auf die in der EG gültigen Rechtsvorschriften 
Bedacht genommen. Besonders anzuführen 
sind von der Anpassung an die internationa­
len Bestimmungen die Aufhebung der Beför­
derungspflicht von Stückgut, weiters die 
Regelung der Entschädigung und Erstattung 
bei begleiteten Kraftfahrzeugen und die Mög­
lichkeit der Vereinbarung kürzerer Lieferfri­
sten. Durch die Neuregelung der Reisege­
päcksbeförderung wird die Flexibilität und 
Kundenfreundlichkeit der Bahn besonders 
unterstrichen. 

Diese vorliegende Gesetzesmaterie stellt 
für mich einen Schritt in Richtung zur EWG 
dar. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir, daß ich auf einige Punkte, die die 
Kunden unserer Bundesbahn betreffen, ein­
gehe. Der § 3 regelt die Aufhebung der Beför­
derungspflicht für Personen und Güter bei 
Vorliegen besonderer kaufmännischer, 
betrieblicher und örtlicher Umstände, wenn 
auch nur vorübergehend. Ich darf hier die 
Hoffnung aussprechen, daß diese Aufhebung 
der Beförderungspflicht auch wirklich immer 
nur vorübergehend in Anspruch genommen 
wird. 

Im § 4 dieses Gesetzes ist die Abholung und 
die Zufuhr von Personen und Gütern mit 
anderen als schienengebundenen Fahrzeugen 

geregelt. Ich sehe hier eine große Möglichkeit 
der Zusammenarbeit zwischen privaten 
Unternehmen und der Österreichischen Bun­
desbahn. Die Bundesbahn könnte dabei auf 
einem Sektor, der großen' Abgang verursacht, 
wirkungsvolle Einsparungen vornehmen, wie 
dies ja bereits beim Kleinguttransport 
gehandhabt wird, bei dem eine wesentliche 
Senkung des Abganges möglich war. Laut 
Protokoll der betreffenden Nationalratsde­
batte hat diese Einsparung 1987 180 Millionen 
betragen, und es konnte der Deckungsgrad 
von 25 Prozent auf 37 Prozent angehoben wer­
den. Darüber hinaus könnten viele private 
Transportunternehmer , die in der Nähe der 
Bahnhöfe ansässig sind, eingesetzt werden. 

Einen weiteren wirtschaftlichen Sparge­
danken sehe ich in der Regelung im § 83 mit 
dem Ruhen der Lieferfristen an Samstagen, 
Sonn- und Feiertagen verwirklicht. 

Neue Wege in diesem Gesetz werden auch 
mit der Beförderung von Reisegepäck 
beschritten. War es bisher so, daß das Reise­
gepäck mit dem vom Reisenden benutzten 
Zug mittransportiert wurde, so soll in Zukunft 
aufgrund dieser gesetzlichen Möglichkeit das 
Reisegepäck grundsätzlich nicht mehr mit 
dem vom Reisenden benützten Zug mitbeför­
dert werden. Mit der in diesem Zusammen­
hang eingeführten 24-Stunden-Frist besteht 
die Möglichkeit einer zusätzlichen Servicelei­
stung der Bahn für den Kunden. Der Rei­
sende hat die Möglichkeit, sein Gepäck 
bereits früher aufzugeben, bereits früher zum 
Bahnhof zu bringen und es am Zielort früher 
ankommen zu lassen und so, wenn er seine 
Reise beendet, sein Gepäck bereits im Hotel 
oder im Quartier vorzufinden. 

Wenn ich schon beim Reisenden bin, so 
darf ich mich als notorischer Nichtraucher 
über die gesetzlichen Möglichkeiten der 
Erweiterung der Nichtraucherabteile, der 
Führung von Nichtraucherzügen und des 
Rauchverbotes in den Warteräumen freuen. 
(Beifall bei der ÖVP und bei Bundesräten der 
SPÖ.j - Ich freue mich, daß es einige gesundr 
heitsbewußte Bundesräte gibt, die hier mit­
applaudieren. Ich bin überzeugt davon, daß 
diese neue gesetzliche Regelung dem Gesund­
heitsminister viel Freude bereiten wird, weni­
ger Freude wird sie allerdings dem Finanzmi­
nister bereiten. Davon bin ich auch überzeugt. 

Ich habe mit großer Aufmerksamkeit die 
Pressekonferenz des Herrn ÖBB-Generaldi­
rektors Dr. Übleis vom Dienstag verfolgt und 
darf im Zusammenhang mit dem Vorerwähn­
ten nicht nur sagen, daß es in Zukunft eine 
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Neue Bahn geben wird, sondern auch, wenn 
ich ans Rauchverbot denke, eine gesunde 
Bahn. In dieser genannten Pressekonferenz 
wurde angekündigt, daß es ab dem Sommer­
fahrplan 1 988 den internationalen Taktver­
kehr geben und somit die Attraktivität der 
Bahn wesentlich steigen wird. 

Als Vorleistung auf die Neue Bahn wurde 
bei dieser Pressekonferenz angekündigt, daß 
zwischen Wien und Salzburg auf einer Strek­
kenlänge von 140 km die Züge in Zukunft mit 
einer Geschwindigkeit von 150 km/h fahren 
werden. 

Sehr zu begrüßen ist auch die Feststellung, 
daß es in Zukunft mehr Bahnhöfe mit Auto­
verladeeinrichtungen geben wird und daß 
damit speziell zu den Hauptverkehrszeiten 
während der Ferien oder während der Haupt­
verkehrsreisezeit eine Entlastung der Straßen 
eintreten wird. 

Mit besonderem Vergnügen habe ich aber 
auch die Feststellung vernommen, daß in 
Zukunft die Fahrplanwünsche der Kunden 
schneller Berücksichtigung finden werden. 
Über diese Feststellung freue ich mich beson­
ders als Mandatar des Bezirkes Mödling. In 
dem flächenmäßig sehr kleinen Bezirk Möd­
ling wohnen sehr nahe der Südbahn an die 
100 000 Menschen. Das gleiche gilt auch für 
den Bezirk Baden. Nimmt man diese beiden 
Bezirke, Mödling und Baden, zusammen, so 
ergibt das eine Bevölkerungsanzahl von über 
200 000 Menschen, etwa die Größe der Stadt 
Linz. Die Vertreter dieser Bezirke verlangen 
seit vielen Jahren die Einführung eines Vier­
telstunden-Taktverkehrs zur Bundeshaupt­
stadt. Eine große Anzahl der Bürger, die in 
Wien berufstätig sind, würde sicher das 
öffentliche Verkehrsmittel ,  die Bahn, in 
Anspruch nehmen, wenn es diesen Taktver­
kehr bereits gäbe. 

Ich glaube, daß damit eine wesentliche Ent­
lastung der fast täglich verstopften Einfahrts­
straßen nach Wien möglich sein ·könnte. Wenn 
wir die Verkehrsbelastung betrachten, dann 
müssen wir als Mödlinger Bürger, wenn wir 
nach Wien fahren, feststellen, daß wir für eine 
Strecke von 10 oder 12 km oft eine halbe oder 
eine dreiviertel Stunde benötigen. Die Bürger 
des Bezirkes Mödling und des Bezirkes 
Baden haben darüber hinaus ein Durch­
schnittsalter , das weit unter dem Bundes­
durchschnitt liegt. Sie erwarten sich von einer 
modernen, von einer Neuen Bahn eben diese 
Dienstleistung. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hoher 

Bundesrat! Mit der Zustimmung zum vorlie­
genden Eisenbahnbeförderungsgesetz leisten 
wir einen Beitrag auf dem Wege zum Beitritt 
zur EG. Es ist ein modernes Gesetz, das nicht 
der Zeit hintennachhinkt, sondern einen 
Schritt in die Zukunft bedeutet. Die Bundes­
räte der ÖVP werden dieser Gesetzesvorlage 
gerne ihre Zustimmung geben. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 12.43 

Stellvertretender Vorsitzender Köstler: 
Weiters zu Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Farthofer. Ich erteile es ihm. 

12.43 

Bundesrat Farthofer (SPÖ, Niederöster­
reich) : Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Vorerst bitte eine Richtigstellung: 
Kollege Bieringer von der ÖVP hat gemeint, 
Bundesminister Streicher hätte die Umfah­
rung Zell am See in Frage gestellt. Ich will 
berichtigen: Er hat diese Umfahrung nicht in 
Frage gestellt, sondern lediglich die Kosten­
frage aufgeworfen und gemeint, diese sei zu 
diskutieren. Aber heute früh im Klub hat er 
erklärt, er stehe zu dieser Umfahrung, zu die­
ser lang diskutierten Umfahrung von Zell am 
See. (Zwischenruf des Bundesrates H o  1 -
z i  n g e r.) 

Kollege Eichinger! Sehr erfreulich Ihr 
Bericht über das neue Beförderungsgesetz 
der Österreichischen Bundesbahnen. Es war 
j a  in diesem Haus nicht immer so, daß man 
die SPÖ-Mandatar einem ÖVP-Mandatar Bei­
fall zollen konnte, wenn über die Bundesbahn 
gesprochen wurde. 

Da Sie, Herr Kollege, wirklich ins Detail 
gegangen sind, erspare ich mir einige Ausfüh­
rungen und Einzelheiten. Nur eines: Mich 
stimmt das Nichtraucherabteil nicht so freu­
dig, denn ich gehöre zu den Rauchern. Also 
bitte, auch die Raucher in Zukunft zu berück­
sichtigen, obwohl das selbstverständlich vom 
gesundheitlichen Standpunkt aus sehr zu 
begrüßen ist. (Bundesrat Ho 1 z i n g e r: Im 
Packelwagen!) Im Packelwagen! Ist in Ord­
nung. 

Ich will aber weiters, geschätzte Damen 
und Herren, dem von meinen Vorrednern 
schon angeschnittenen Marketing-Konzept 
des Dr. Heinrich Übleis, am Dienstag der 
Presse vorgestellt, doch einige Schwerpunkte 
hinzufügen. 

Schon erwähnt: die Leistungsverbesserung 
sowohl im Personen- als auch im Güterver­
kehr und damit die schrittweise Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation der äBB; 
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Au sweitung de r Servicele istu ngen insbe­
sO,nde re auf de n Bahnhöfe n u nd in den Zügen, 
Au fbau einer ku nde nnahe n Be ratung s- und 
Ve rtrie bs strukt ur; 

we iters die schritt weise Einführu ng e ine s 
integrierte n Taktfahrplanes bis 1991 ,  Fahr­
plä ne der Hau pt- und Ne be nbahnen so wie der 
Busse zu eine m Taktnetzwe rk für ganz Öster­
re ic h ve rknüpfe n - e ine we se ntliche Einfüh­
rung; 

Fahrzeitverkürzung nac h Salzburg wu rde 
angeschnitte n: zwei Stunde n d re iund fünfzig 
Minute n ab Sommerfahrplan; 

weite rs Wien - Budape st: zwe i  Stunden 
ac htu nd vie rzig Minute n, e benso e rfre ulic h; 

Verbe sse ru ng u nd Auswe itung de s Autorei­
sezugsange bote s durch Be ig abe von Autove r­
ladewaggons zu inte rnationalen Q ualitätsta­
ge s- und -nac htzügen. 

De r Pilotve rsuch für Auto re ise zug -Unte r­
wegszuladung und -e nt ladu ng. H ie r  wu rde 
von Ihrem Kollegen, Abge ord neten Be rgs­
mann be i der Debatte im Nationalrat d ie For­
de ru ng au fge ste llt, die se s  Pilotproj ekt vie l­
le ic ht in Linz anzustellen. De m wurde be re its 
von Ge ner ald irektor Üble is Rec hnu ng getra­
gen. 

Einsatz von Stau-Autoreise züge n, Einfüh­
rung neue r Reisezüge ab So mme rfahrplan 
1988: Täglich Autore ise zug Wie n - Graz -
Wie n. Autore isezug Wie n - Bisc hofshofe n -
Wie n an Samstage n. 

Einsatz von 16 neue n Spe ise waggons, deren 
Auslieferu ng ab sofort heginnt. 

Völlige Neue ntwic klu ng de s nationale n und 
inte rnationalen Nac htre iseangeh otes. 

Weite rs Entwic klu ng und Be ste llung neue r 
Komfortsc hlafwagen mit Dusche und WC für 
jede s Abteil. 

Einsatz von komfortable n Kabine nwagen: 
Do ppelstockbauwe ise mit zwe i ode r vie r  Bet­
te n je Kabine au f Liege wagensektor . 

Einsat z  vo n neu artigen Se rvice wagen. 
Re ze ption für d ie Reisende n, für d ie Schlaf­
kunde n, Re staurant u nd Bar. 

Be schaffung von 50 neue n  Reise zugwage n. 
Einsatz u nd M arktte st de s "Waggons 2000" , 
de r Ö ffe ntlic hke it be reits vorge stellt. 

Au swe itung de s Ku nde ndienste s Büro im 
Zug. 

Eine we se ntliche und se hr gute Sache: d ie 
Entwicklung eine s Familie nwagg ons mit 
Kleinkinde rabteil für Spielmöglic hke ite n. 
Mutter-Kind-Abteil et cetera. 

De r Einsatz von 20 be hinde rte nge rec hte n 
Re ise zug wage n ab 1989. 

Weite re Entwic klung vo n Full-Se rvice ­
Schalte rn: Ticketve rkau f, Re se rvie runge n 
und Angebotsinformation. Einric htung e ine r  
ze ntrale n Au skunfts- u nd Se rvice stelle . 

Forc ie rte r Au sbau d as Park- and-Ride Ange­
botes, be reit s e rwähnt. Minde ste ns auf 40 
Bahnhöfen in heurige n Jahr. 

Ein neue s De sign-Konze pt. 

Einführung e ine s Park-and-Rail- Service 
mit Parkg arage npr oje kte n  in Wie n, Graz, 
Linz und Wie ne r Neustadt. 

Verbesse ru ng be im Gepäckse rvice in Rich­
tung auf e in Hau s-zu-Haus-Ge päc kservice. 

Verbe sse ru ng u nd Au sweitung de s Angebo­
tes Zeitu ng und Zug in der e rste n Klasse . 

Weite rs Ve rbe sse ru nge n de s zugspe zifi­
sche n Ve rpfleg ung sse rvice . Einführung und 
Au sstattung von 15 Reisezug wage n mit Ste h­
buffets. 

Inte nsivieru ng von Gelegenhe itsve rke hrs­
ange boten in Koo peration mit Railtours 
Au stria. 

Ein sehr wichtige r Fakto r und meiner Mei­
nung in de r Verg ange nheit von de n Öster­
reichischen Bunde sbahnen sträflich vernach­
lä ssigt: die No stalgie fahrte n u nd Dampfson­
de rfahrte n. In H inku nft wird d ar au f  We rt 
ge legt. 

Au sweitung u nd Neuorg anisation des Ku n­
de ndie nste s Fahrrad am Bahnhof. 

Im Güte rve rkehr - heute be re its ange­
sc hnitte n - Einric htung von Se rvice ste lle n 
für Güte rve rke hr, Ansc hlußbahnservice, Ve r­
be sserungen de s Hau s-zu-Haus-Verkehrs; 

weite rs Koope rationsauswe itu ng mit Ö BB­
Kraftwagendienst und Frächtern, garantierte 
Be förde rung szeite n mit ku rzen Gre nzaufe nt­
halten, Transporti nformation u nd log istisc h 
durchgehe nd konzipierte Transportange bote . 
Auc h  e ine wichtige Neue inführung. 
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Ausbau der "rollenden Landstraße" -
heute vom Kollegen Pisec erwähnt. Einrich­
tung von zusätzlich 100 Zügen pro Tag auf der 
Brennerstrecke bis 1992. Verlagerung von täg­
lich 1 600 Lkw auf die Schiene. 

Gemeinsame Beschaffung des RoHmateri­
als: 720 Niederflurwagen und 84 Mehrsystem­
lokomotiven mit den deutschen Bundesbah­
nen und mit den italienischen Staatsbahnen 
für den Brennerverkehr. 

Verbesserung der Beratungsorganisatio­
nen. Weiters die Verbesserung der Auszieh­
und Beistellzeiten von Sammelgutwagen. 

Vermehrte und verbesserte Bedienung zu 
den Tagesrandzeiten. Flexiblere Besetzung 
der Abfertigungsstellen, 

und schließlich Verkürzung der Beförde­
rungsdauer vom Absender zum Empfänger. 

Geschätzte Damen und Herren! Bei dieser 
Gelegenheit doch eine persönliche Bemer­
kung. In der Vergangenheit, in den letzten 
Wochen und Monaten, ja sogar in den letzten 
Jahren, waren die Angriffe auf die Bundes­
bahn und auf die Bediensteten der Bundes­
bahn, glaube ich, teilweise sehr vehement und 
unqualifiziert. Ich darf auf diese Seite (der 
Redner wendet sich den OVP-Bundesräten 
zu) schauen: Ihr Klubobmann Dr. König, aber 
auch deI; Parteiobmann von Frau Kollegin Dr. 
Schmidt, ist in der Vergangenheit mit wirk­
lich opportunistischen und demagogischen 
Sprüchen auf die Bundesbahner losgegangen, 
die wirklich nur zu vergleichen sind mit den 
haßerfüllten Aussagen eines pfauchenden 
Dampfplauderers eines Schmalspurblattes . 
Ich will das im Eisenbahnerjargon so bezeich­
nen. (Bundesrat Dr. Heide S c  h m i d t: Haß 
hat es hier nie gegeben!) 

Ich will einige Beispiele anführen: Kriti­
siert wird immer wieder das Besoldungs- und 
das Dienstrecht der österreichischen Eisen­
bahner. Frau Kollegin Dr. Schmidt! Wirklich 
ehrlichen Herzens die Bitte, hier aufklärend 
zu wirken, vielleicht die Dinge ins rechte Lot 
zu rücken und die Leistungen anzuerkennen. 

Man bedenke: Pensionsrecht nach 35 
Dienstj ahren beim fahrenden Dienst . .  Ich darf 
mich als Beispiel erwähnen: 35 Dienstjahre, 
sehr wenig Einkommen. Ich brauche kein 
Mitleid, geschätzte Damen und Herren, aber 
als 36jähriger Lokführer mit einer sechsein­
halbjährigen Ausbildung verdiene ich etwa 
netto 12 000 S im Monat. Ich glaube, daß man 
durchaus die Eisenbahner nicht zu den Spit-

zenverdienern zählen kann. Weiters: in einer 
35jährigen Dienstzeit habe ich die Aufgabe, 
aufgrund meines Dienstplanes acht Jahre -
ich wiederhole: acht Jahre - auswärts zu 
nächtigen, ohne dafür einen einzigen Schil­
ling Entschädigung zu bekommen, weil das 
ganz einfach im Gesetz, im Dienstrecht ent­
halten ist. Weiters keine Abfertigung, keine 
Zusatzpension wie in vielen anderen Berei­
chen und vor allem, was immer wieder zutage 
kommt bei den verschiedenen Untersuchun­
gen, der unregelmäßige Schichtdienst der 
Eisenbahner. Der führt zu wesentlichen 
gesundheitlichen Schäden. (Bundesrat Dr. 
Heide S c  h m i d t: Sie sind nicht der einzige 
Berufsstand! - Ruf bei der OVP: Zählen Sie 
auch die Privilegien auf!) 

Mein einziges Privileg ist, daß ich am Parla­
mentsparkplatz einen gesicherten Parkplatz 
habe. Sonst habe ich eigentlich keines. (Zwi­
schenrufe.) Bitte lassen Sie mich ausreden. 
Ich komme auf das zurück. 

Unregelmäßiger Schichtdienst, zum Bei­
spiel: 11 Uhr vormittags bis 24 Uhr, einen Tag 
Ruhe, nächster Tag 21 Uhr abend im Dienst, 
vormittag um 10 Uhr außer Dienst. Oder: 3 
Uhr morgen im Dienst und um 13 Uhr nach 
Hause. Und diese körperliche Belastung, das 
ist immer wieder in Untersuchungen festge­
stellt worden, ist es, die dazu führt, daß die 
Eisenbahner so früh in Pension gehen kön­
nen und müssen - leider traurig, aber wahr 

gerade bei einer durchschnittlichen 
Lebenserwartung von 57 Jahren bei einem 
Lokführer. - Frau Kollegin! Ich glaube, das 
sollte man auch sehen. 

Zu den Rationalisierungen und zur Bereit­
schaft der Eisenbahner dazu: Wir haben im 
vergangenen Jahr im Einvernehmen mit der 
Gewerkschaft der Eisenbahner 1 650 Posten 
eingespart, zwei Milliarden Zuschuß weniger 
bekommen und 23 Prozent der Überstunden 
eingespart, das sind allein 60 Prozent der 
Überstunden des Bundes. (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Das zeigt, wie berechtigt das war!) 

Lieber Herr Kollege Ing. Penz! Es ist immer 
wieder so, daß bei unseren Versammlungen 
auf die Investitionen und Förderungen bei 
den Bauern hingewiesen wird. Ich selbst als 
Agrarsprecher hier im Bundesrat verteidige 
dies und bin davon überzeugt, daß es notwen­
dig ist. Aber die berechtigte Frage von einem 
Eisenbahner kommt dann: "Bitte, warum 
braucht der Staat 6 Milliarden Schilling 
alleine für Förderung von Getreide, Milch und 
Vieh, wenn ständig auf die Eisenbahner hin­
gehaut wird." Man soll hier keine Neidkom-
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plexe schaffen! Gerade in einer Zeit, in der so 
viel nachgedacht wird, Herr Kollege, sollte 
man schon versuchen, den sozialen Frieden 
nicht zu gefährden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Weitere Dinge, bei denen die Eisenbahner­
gewerkschaft im Einvernehmen mit der Ver­
waltung mitgegangen ist: Eine geringe 
Gehaltsrunde, Anhebung des Pensionsbeitra­
ges, Ruhensbestimmungen sind angeglichen 
worden. 80 Prozent der Eisenbahner versehen 
Turnusdienste rund um die Uhr, Tag und 
Nacht, bei jedem Wetter, Heiliger Abend, Sil­
vester, Ostern . . .  Auch andere Berufsgrup­
pen, aber da sollte man doch das Gehalt ver­
gleichen: Lediglich 2 Prozent der Eisenbahner 
haben ein Bruttogehalt über der ASVG­
Höchstbemessungsgrundlage, Frau Kollegin 
Dr. Schmidt! Das sollte man auch sehen. 
Darum glaube ich wirklich - wenn man das 
ehrlich betrachtet - ,  daß das Pensions recht 
der österreichischen Bundesbahner sicherlich 
ein integrierter Bestandteil des Einkommens 
ist und auch in Zukunft sein sollte. 

Hier auch ein offenes Wort. In letzter Zeit 
wird der Verwaltungsdienst der Öster­
reichischen Bundesbahnen mit aller Vehe­
menz kritisiert. Wenn man weiß, daß nur 
4,5 Prozent der Eisenbahner im Verwaltungs­
dienst tätig sind und davon wieder 80 Prozent 
aus Krankheitsgründen aus dem Turnus­
dienst kommen, dann kann man diese 2 oder 
2,5 Prozent, in Summe 4,5 Prozent, doch mit­
nehmen und den anderen Eisenbahnern 
gleichstellen. (Zwischenrufe der Bundesräte 
Dr. Heide S c h m i  d t und K ö p f.) 

Geschätzte Damen und Herren! Vielleicht 
eines noch, da es heute vom Minister ange­
schnitten worden ist: der Vergleich mit den 
Straßenkosten. Alleine die Wegekosten bei 
den Österreichischen Bundesbahnen, die bei 
der Straßenverwaltung immer außer acht 
gelassen werden, liegen bei 9 Milliarden 
Schilling jährlich. Das sollte man eigentlich 
aus volkswirtschaftlicher Sicht mitberück­
sichtigen. Herr Ing. Penz! Die sozialen Tarife 
bei den landwirtschaftlichen Gütern sollte 
man auch nicht außer acht lassen; selbstver­
ständlich auch die Sozialtarife bei Pensioni­
sten, bei Reisegruppen und Schülern. 

Abschließend eine Zahl: Die Verwaltung der 
österreichischen Straßen kostet den Staat 
jährlich 96 Milliarden Schilling, und es dürf­
ten - nach den Ausführungen des Herrn 
Ministers - die neuen Berechnungen wesent­
lich darüber liegen. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich will 

wirklich nur bitten, in Zukunft die Dinge 
objektiv zu sehen, das Konzept der Neuen 
Bahn gemeinsam zu tragen, gemeinsam das 
neue Marketing-Konzept zu tragen und die 
Leistungen der Bundesbahner anzuerkennen. 
Dann - davon bin ich überzeugt - wird die 
Bundesbahn zum Symbol eines modernen 
und innovativen Österreichs. - Danke. (Bei­
fall bei der SPÖ und des Bundesrates Rosa 
GfÖller.) 12.57 

Stellvertretender Vorsi tzender Köstler: 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Schachner. Ich erteile es ihm. 

12.57 

Bundesrat Schachner (SPÖ, Steiermark) : 
Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es freut mich, daß die 
Gesetzesvorlage, die nun im Augenblick zur 
Debatte steht, einen Modernisierungsschub 
auf dem Sektor des Eisenbahnwesens in 
Österreich einleiten wird. 

Gestatten Sie mir, daß ich nur zu einem ein­
zigen kleinen Teilaspekt hiebei Stellung 
beziehe. Es handelt sich um die Verbesserung 
der Infrastruktur, die in diesem Programm 
niedergeschrieben ist, und da wiederum um 
den Teilaspekt der "rollenden Landstraße" . 

Das Gebiet, das ich vertrete, die Region, in 
der ich politisch tätig bin, befindet sich im 
Herzen Österreichs. In diesem Herzen ist 
eine der Coronaradern der Umschlagplatz, 
der Bahnknoten Selzthal. Man muß, wenn 
man das ausführen will, was ich sagen 
möchte, auch darauf eingehen, daß es sich um 
ein topographisch sehr zerklüftetes Gebiet 
handelt und außerdem um jenen Zwischen­
raum zwischen den nördlichen Kalkalpen und 
dem Hauptalpenkamm, wo der meiste Schnee 
fällt. 

So darf es nicht verwundern, wenn die 
Frächter beziehungsweise überhaupt all jene, 
die die Bahn benützen wollen, an die örtlichen 
Vertretungen beziehungsweise an die 
Gemeinden herantreten und bitten, darüber 
nachzudenken, ob man auf 'dieser langen 
Strecke von Wels bis Graz, die immerhin 
etwas mehr als 200 Kilometer beträgt, nicht 
auch noch dazwischen eine kleine Zufahrts­
stelle machen könnte, wo die Autos auf die 
Bahn verladen werden können. 

Es ist mir klar, daß die Frächter, die an 
mich herantreten, in erster Linie von mir 
erwarten, daß ich ihnen mehr Transport­
scheine beschaffen kann, womit sie ungehin­
dert ins Ausland fahren können. Ich habe 
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ihnen zu dieser Sache erklärt, es wäre ja doch 
volkswirtschaftlich interessanter und auch 
für sie, für ihr Gerät und für ihr Personal bes­
ser, wenn sie wenigstens einen Teil ihrer 
Transporte auf die Schiene verlegen würden. 

Da kommen sie mir mit dem Gegenargu­
ment: Ja, wo soll ich denn auffahren auf die 
Schiene? Wenn ich in Wels bin, da habe ich 
drei- oder viermal im Winter Schneeketten 
an- und abgelegt, und es sind einige Stunden 
vergangen. Wobei die Stunde bei einem LKW­
Zug 1 000 S kostet, egal, ob er fährt oder nicht. 
Das ist im Prinzip ganz egal, weil der Treib­
stoffpreis nur einen geringen Anteil hat an 
den Gesamtkosten. Wenn er also in Wels also 
ist, dann hat er alle Schwierigkeiten überwun­
den, dann öffnet sich vor ihm eine · meist 
schneefreie Landschaft, und er fährt dann 
gleich nach Deutschland durch. In der ande­
ren Richtung ist das genauso. Wenn er auch 
den niedrigsten Alpenübergang, nämlich den 
Schoberpaß, überwunden und sich dort durch 
den Gastarbeiterverkehr gekämpft hat und 
die Schneeketten wieder herunten sind, dann 
ist er bereits in der Gegend von Leoben, dann 
hat er die Autobahn bis Graz. Dann fährt er 
auch nicht mehr in Graz auf die "rollende 
Landstraße" , sondern er fährt nach Jugosla­
wien oder in den Nahen Osten, wohin immer 
er will, gleich durch. 

Wir haben uns deshalb zusammengetan 
und an die ÖBB die Bitte gerichtet, zu über­
prüfen, ob es möglich wäre, eine derartige 
Auffahrt herzustellen, zumal - das möchte 
ich hier zur Erläuterung auch ganz deutlich 
sagen - gerade ein Gleisumbau in der Mel­
zen - so heißt der Selzthal vorgelagerte Teil 
- stattfindet und dort das alte Gleis nach Fer­
tigsteIlung des neuen herausgerissen werden 
soll. Dieses, glaube ich, könnte man bestehen 
lassen, und auch ein Stellwerk wäre ganz in 
der Nähe. Seit der Zeit des Dritten Reiches, 
als die Beschleunigungsnotwendigkeit für 
Truppentransporte gegeben war, gibt es dort 
eine Ausweiche und dazu ein Stellwerk. Viel­
leicht könnte man die beiden vorhandenen 
infrastrukturellen Einrichtungen dazu benüt­
zen, eine kleine, bescheidene billige Möglich­
keit der Auffahrt auf die "rollende Land­
straße" zu schaffen, oder vielleicht könnte 
man einen kleinen, bescheidenen Terminal 
für Container dort hinstellen. (Der V o r  5 i t -
z e n d e  übernimmt wieder die Verhand­
lungsleitung.) 

Warum rede ich hier dem Kleinen, dem 
Bescheidenen das Wort? - Nicht deshalb, 
weil ich ein absoluter Anhänger des Prinzips 
"Small is beautiful!" bin, sondern weil man in 

einigen Fällen feststellen kann, daß auch eine 
kleine Funktionseinheit absolut ausreicht und 
kostengünstig arbeiten kann. 

Ich darf Ihnen nur ein Beispiel geben für 
solch eine kleine Funktionseinheit, die 
kostengünstig funktioniert. Ich war vor kur­
zem im Ausland. Kurz vor dem Abflug hat 
sich das Wetter geändert, die Sonne ist her­
vorgekommen. Daher wollte ich einen leichte­
ren Rock anziehen. Einen solchen hatte ich 
auch dabei. Ich nehme ihn aus dem Koffer 
und gebe den dickeren Rock hinein - der Paß 
ist "selbstverständlich" im Koffer geblieben. 
Es war ein kleiner, niedlicher Flughafen. Dort 
war es kein Problem, den Koffer wiederzufin­
den. Aber was wäre passiert, wenn mir das in 
Frankfurt am Main widerfahren wäre? Von 
dort wäre ich wahrscheinlich ein oder zwei 
Tage später in der Heimat angekommen, es 
wäre lange Zeit vergangen, bis ich mich mit 
meinem Paß hätte legitimieren können oder 
wenigstens das österreichische Konsulat für 
mich hätte einschreiten können. 

Das ist ein Beispiel, wo kleine Einheiten, 
die billig herzustellen sind, die billig zu unter­
halten sind, ihre Funktionsfähigkeit voll 
unter Beweis stellen, besser als eine · große 
Einheit. Vielleicht wäre es möglich, solch eine 
kleine Einheit in Selzthal zu installieren. Das 
wäre mein Wunsch beziehungsweise meine 
Bitte, und in diesem Sinne bedanke ich mich. 
(Beifall bei der SPÖ.) 13.03 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht 
gegeben. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i n  e n Ei n s p r u c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. März 1988 betreffend ein Protokoll von 
1978 zu dem Internationalen tlbereinkom­
men von 1973 zur Verhütung der Meeresver­
schmutzung durch Schiffe samt dem Interna­
tionalen tlbereinkommen von 1973 zur Ver­
hütung der Meeresverschmutzung durch 
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Schiffe mit Protokollen I und 11 und Anlagen 
zu dem Protokoll von 1978 und dem Interna­
tionalen Übereinkommen von 1973 sowie 
deren Änderungen von 1984 und 1985 (3450 

der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Beschluß des 
Nationalrates vom 10. März 1988 betreffend 
ein Protokoll von 1978 zu dem Internationalen 
Übereinkommen von 1973 zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe samt 
dem Internationalen Übereinkommen von 
1973 zur Verhütung der Meeresverschmut­
zung durch Schiffe mit Protokollen I und 11 
und Anlagen zu dem Protokoll von 1978 und 
dem Internationalen Übereinkommen von 
1973 sowie deren Änderungen von 1984 und 
1985. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat 
J ohanna Schicker. Ich ersuche sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Johanna Schicker: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen 
und Herren! Das am 2. November 1973 in Lon­
don geschlossene Internationale Übereinkom­
men zur Verhütung der Meeresverschmut­
zung durch Schiffe - geändert und ergänzt 
durch das am 17. Februar 1978 abgeschlos­
sene Protokoll und die am 7. September 1984 
und 5. Dezember 1985 beschlossenen Ände­
rungen der Anlage dieses Protokolls - ver­
pflichtet die Vertragsstaaten zu gemeinsamen 
Bemühungen im Kampf gegen die durch Tan­
kerunfälle und "normalen" Schiffs betrieb ver­
ursachte Verschrnutzung der Meeresumwelt. 

Dieses Übereinkommen in der Fassung des 
Protokolls von 1978 ist am 2. Oktober 1983 
international in Kraft getreten, die oben 
erwähnten Änderungen am 7. Jänner 1986 
und 6.  April 1987. Mit dem Beitritt Österreichs 
zu diesem Übereinkommen wird das von 
Österreich im Jahre 1975 mit BGBl. Nr. 574 
angenommene Internationale Übereinkom­
men zur Verhütung der Verschmutzung der 
See durch Öl in seiner geänderten Fassung 
ersetzt. 

Der Nationalrat hat beschlossen, gemäß 
Artikel 49 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
den Staatsvertrag dadurch kundzumachen, 
daß er beim Bundesministerium für auswär­
tige Angelegenheiten und beim Bundesmini­
sterium für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr zur öffentlichen Einsicht aufgelegt wird. 

Weiters hat der Nationalrat anläßlich der 
Beschlußfassung im Gegenstande im Sinne 

des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsge­
setz beschlossen, daß dieser Staatsvertrag 
durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 15. März 1988 in Ver­
handlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10. März 1988 betreffend ein Protokoll von 
1978 zu dem Internationalen Übereinkommen 
von 1973 zur Verhütung der Meeresver­
schmutzung durch Schiffe samt dem Interna­
tionalen Übereinkommen von 1973 zur Verhü­
tung der Meeresverschmutzung durch Schiffe 
mit Protokollen I und 11 und Anlagen zu dem 
Protokoll von 1978 und dem Internationalen 
Übereinkommen von 1973 sowie deren Ände­
rungen von 1984 und 1985 wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Ing. Nigl. Ich erteile es ihm. 

13.07 

Bundesrat Ing. Nigl (ÖVP, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 
Nur eine sehr kurze Wortmeldung: Ich habe 
mir schon bei den Ausschußberatungen fest­
zustellen erlaubt, daß ich zwar kein Jurist bin, 
aber ein Normalverbraucher der deutschen 
Sprache. Und da uns Politikern gelegentlich 
auch von Journalisten der Vorwurf gemacht 
wird, nicht Deutsch zu können, ist der Titel 
dieses Nationalratsbeschlusses, der Titel die­
ses Protokolls Anlaß meiner Wortmeldung. 

Dort heißt es nämlich an einer Stelle: 
"Übereinkommen von 1973 zur Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe mit Pro­
tokollen" . - Das könnte nun den Eindruck 
erwecken, daß entweder das Meer von Schif­
fen verschmutzt wird, die mit Protokollen 
beladen sind, oder daß von Schiffen das Meer 
mit Protokollen verschmutzt wird. Und beides 
ist offensichtlich, wie ja dem übrigen Text zu 
entnehmen ist, nicht beabsichtigt. 

Um künftighin solche Protokolle, die mit 
Titel nach meinem Sprachverständnis und 
-empfinden eine Wortfolge aufweisen, die es 
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zuläßt, daß die deutsche Sprache ein wenig 
verschmutzt wird, zu vermeiden, habe ich 
mich zu Wort gemeldet, damit das im Steno­
graphischen Protokoll aufscheint. (Bundesrat 
K ö p f: Haben Sie jetzt einen Vorschlag, Herr 
BH-ndesrat! Wie soll denn das lauten ?) Das soll 
als Bitte verstanden werden, so etwas künftig­
hin zu vermeiden. (Bundesrat K ö p f: Wel­
chen Vorschlag haben Sie?) Die Frau Bericht­
erstatterin hat bei ihrem Vortrag richtiger­
weise nach dem Wort "Schiffe" eine Sprech­
pause gemacht, und dort gehörte meiner Mei­
nung nach ein Beistrich hin. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e rg e r: Das war ein "akusti­
scher Beistrich"!) Es ist aber kein Beistrich zu 
sehen - nur ein "akustischer" . Ich könnte 
mir vorstellen, daß man künftighin sprachlich 
so etwas auch richtig setzt. (Beifall bei der 
ÖVP und bei Bundesräten der SPÖ.) 13.09 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht 
gegeben. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 
E i n  s p r  u c h zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
10. März 1988 betreffend Änderungen von 
1983 des Internationalen Übereinkommens 
von 1974 zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See und des Protokolls von 1978 
zu diesem tlbereinkommen (3451 der Beila-

gen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Beschluß des 
Nationalrates vom 10. März 1988 betreffend 
Änderungen von 1983 des Internationalen 
Übereinkommens von 1974 zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See und des Proto­
kolls von 1978 zu diesem Übereinkommen. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat 
J ohanna Schicker. Ich ersuche sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Johanna Schicker: 
Hohes Haus! Das Internationale Übereinkom-

men von 1974 zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See (SOLAS 1974) stellt die grund­
legende Vorschrift auf dem Gebiet der Sicher­
heit der Schiffe auf See dar. Der Vorgänger 
dieses Übereinkommens, das Internationale 
Übereinkommen von 1960 zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See (SOLAS 1960), 
wurde von Österreich im Jahr 1972 angenom­
men und im BGBl. Nr. 380 kundgemacht. Die­
sem Übereinkommen gehörten praktisch alle 
seefahrenden Staaten an. Das Übereinkom­
men SO LAS 1974 enthält gegenüber 
SOLAS 1960 vornehmlich Bestimmungen, die 
der rasanten technischen Entwicklung auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt Rechnung tra­
gen. Ebenso finden im Protokoll von 1978 die 
lediglich in einem Zeitraum von rund vier 
Jahren eingetretenen Änderungen, vor allem 
für den Bau und die Ausrüstung von Tank­
schiffen, den entsprechenden rechtlichen Nie­
derschlag. 

Über die in beiden Übereinkommen enthal­
tenen materiellen Änderungen hinaus wur­
den auch die Verfahrensvorschriften modifi­
ziert. Das weiteren wurden auf Antrag des 
Schiffssicherheitsausschusses am 20. Novem­
ber 1981 weitreichende Änderungen sowohl 
zu SOLAS 1974 als auch zum Protokoll von 
1978 angenommen, die international am 
1. September 1984 in Kraft getreten sind. 

Der Beitritt Österreichs zu SO LAS 1974 und 
dem Protokoll von 1978 in der Fassung der 
1981 beschlossenen Änderungen wurde vom 
Nationalrat am 26. Juni 1986 genehmigt; der 
Bundesrat beschloß am 10. Juli 1986, keinen 
Einspruch zu erheben. Zur Zeit des parlamen­
tarischen Genehmigungsverfahrens wurden 
mit 1. Juli 1986 die Änderungen von 1983 zu 
SOLAS 1974 und des Protokolls von 1978 völ­
kerrechtlich wirksam. Eine Ratifikation des 
gegenständlichen Übereinkommens nach 
dem Inkrafttreten seiner 1983 beschlossenen 
Änderungen ohne eine diese Änderungen 
berücksichtigende parlamentarische Geneh­
migung war somit verfassungsrechtlich nicht 
mehr zulässig. Durch den Beitritt zu den 
Änderungen von 1983 wird nunmehr die 
gemeinsame Ratifikation des gesamten Über­
einkommens in seiner geltenden Fassung 
ermöglicht. 

Der Nationalrat hat beschlossen, gemäß 
Artikel 49 Abs. 2 B-VG den Staatsvertrag 
dadurch kundzumachen, daß er beim Bundes­
ministerium für auswärtige Angelegenheiten 
und beim Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr zur öffentlichen Ein­
sicht aufgelegt wird. 
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Johanna Schicker 

Weiters hat der Nationalrat anläßlich der 
Beschlußfassung im Gegenstande im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 2 B-VG beschlossen, daß 
dieser Staatsvertrag durch Erlassung von 
Gesetzen zu erfüllen ist. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 15 .  März 1988 in Ver­
handlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
10. März 1988 betreffend Änderungen von 
1983 des Internationalen Übereinkommens 
von 1974 zum Schutz des menschlichen 
Lebens auf See und des Protokolls von 1978 
zu diesem Übereinkommen wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimm en einhelligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 
E i n  s p r u c h zu erheben. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, 
der 7. April 1988, 9 Uhr, in Aussicht genom­
men. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Mitt­
woch, den 6. April 1988, ab 15.30 Uhr vorgese-
hen. 

. 

Die heutige Sitzung ist g e  s c h i  0 S s e n. 

Schluß der Sitzung: 13 Uhr 1 5  Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0304 8 

498. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)48 von 48

www.parlament.gv.at




